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			Der Angriff der Gegenwart auf die übrige Zeit

			Im Berliner Bezirk Wedding liegt vor einem etwas heruntergekommenen Schwimmbad aus den Siebzigern, umtost vom Verkehr zweier viel befahrener Verbindungsstraßen, ein Platz, der nach Berlins erstem weiblichen Bürgermeister heißt: Louise Schroeder. Wie andere Berliner Stadtoberhäupter hat Schroeder wenig Glück mit dem Ort, der posthum nach ihr benannt wurde. Der Ernst-Reuter-Platz ist ein monströser Kreisel, der das Grauen der „autogerechten Stadt“ verkörpert. Der Richard-von-Weizsäcker-Platz ist gar kein Platz, sondern bestenfalls eine Stelle, an der die Hauptstraße in Schöneberg ein bisschen breiter wird. Der Flughafen Willy Brandt wurde zum Symbol für alles, was man in der Hauptstadt nicht hinkriegt. Und auch Louise Schroeder hat kein schönes Stückchen Erde abbekommen. Ihr Platz ist baumlos, trostlos und meist menschenlos. Die Grünanlage ist im Sommer eher eine Beige-Anlage und im Winter eine Grau-Anlage. Manchmal sitzt dort eine Weddinger Witwe mit Hund an der kurzen Leine auf einer Bank. Sonst ist der Platz leer – was ihn wiederum gerade als Fotohintergrund interessant macht. Das Aufregendste, dem man hier zusehen kann, ist von Zeit zu Zeit eine Influencerin, die posierend einen Kreisel von Verrenkungen rund um die Rabatten vollführt, während ihr Insta-Boyfriend sie photographiert.

			An einer Ecke des Louise-Schroeder-Platzes befindet sich ein Fels. Darauf wird knapp erklärt, wer Schroeder war und wann sie gelebt hat. Louise Schroeder war der Fels, auf den die SPD baute, als die Sowjets sie vernichten wollten. 1947 bis 1948 war sie kommissarischer Oberbürgermeister anstelle von Ernst Reuter, den die Russen nicht zuließen, danach bis 1951 nur noch Bürgermeister. Ja. Bürgermeister. Ohne die weibliche Endung -in. So nannte sich Louise Schroeder. So bezeichnete sie sich selbst. So stand es noch in ihrer Todesanzeige 1957. So war es üblich.

			Die Zeitungen differenzierten allerdings. Wenn von Louise Schroeder ganz konkret als Person die Rede war, wurde oft die weibliche Form genutzt, beispielsweise in einer Spiegel-Reportage 1948 über die von den Ost-Berliner Kommunisten gesteuerten Tumulte angesichts der D-Mark-Einführung in West-Berlin, wo man sie als „die zierliche Oberbürgermeisterin, auf der Tonnenlasten von Arbeit liegen“ bezeichnete. Wenn aber der Titel in offiziellen Verlautbarungen genannt wurde, lautete er Bürgermeister. So schrieb die Deutsche Presseagentur am 26. Oktober 1950: „Oberbürgermeister Prof. Ernst Reuter und Frau Bürgermeister Louise Schröder haben aus Anlaß der feierlichen Übergabe der Freiheitsglocke eine große Anzahl von Glückwunschadressen aus dem sowjetisch besetzten deutschen Gebiet erhalten.“ „Bürgermeister von Berlin“ stand noch 2020 auf dem Louise-Schroeder-Fels. Es erinnerte daran, dass andere Zeiten Dinge anders betrachtet und ausgedrückt haben. Doch irgendjemand hat das nicht mehr ertragen. Die Platte auf dem Granitbrocken wurde neu graviert, und jetzt steht da: Louise Schroeder, „Bürgermeisterin von Berlin“. Den Russen hat Luise Schroeder als Bürgermeister von Berlin standgehalten, aber nicht dem Kratzen des Zeitgeists.

			Gegen das Wort Bürgermeisterin gibt es auf den ersten Blick nichts einzuwenden. Die Änderung entspricht heutigem Sprachgefühl und ist meilenweit entfernt von den Verrenkungen der Gendersprache. Dennoch ist eine geschichtliche Dimension verloren gegangen. In der alten Fassung erinnerte dieser Gedenkstein nicht nur an die Person Louise Schroeder, sondern auch an die andere Welt, in der sie gelebt hat.

			Man weiß auch nicht, wie Louise Schroeder selbst es gefunden hätte. Vielleicht hätte sie die weibliche Endung gar als Herabwürdigung empfunden, so wie jene Frauen in der DDR, die selbstverständlich sagten: „ich bin Arzt“ oder „ich bin Physiker“ – so nannte sich Angela Merkel, bevor sie sich dem westlichen Gesinnungshauptstrom anpasste. Ihnen war noch geläufig, dass die allgemeine Berufsbezeichnung Arzt, Physiker oder eben Bürgermeister lautet. Wenn man sie Physikerin, Ärztin, Bürgermeisterin genannt hätte, hätten sie sich als ausschließlich auf den weiblichen Teil der Menschen, die diesen Beruf ausüben, reduziert gefühlt. Eine sprachliche Ghettoisierung. Zu solchen Fragen hat die alte Inschrift angeregt. Nun ist da nichts mehr, wo das Nachdenken einhaken könnte. Der Schroeder-Fels war ein Stein des Anstoßes. Jetzt ist er nur noch ein Stein.

			Als Alexander Kluge 1988 seinen Film „Der Angriff der Gegenwart auf die übrige Zeit“ drehte, war der Titel lediglich ein skeptisches Bonmot. Heute wirkt er wie die Prophezeiung eines Sehers, der die kulturellen Entwicklungen des frühen dritten Jahrtausends erahnte. Der umfassende Angriff zielt nicht bloß auf die Sprache, deren Grammatik und Wörter auf versteckte ideologische Giftpaketchen abgetastet werden. Er gilt auch den Denkmälern. Nicht nur denjenigen, auf deren Sockeln Menschen stehen, welche nicht den hohen moralischen Ansprüchen gerecht werden, die wir Nachgeborenen selbstverständlich mühelos erfüllen. Sondern sogar denen, die – wie der Louise-Schroeder-Findling – nicht den Ansprüchen einer modernen Weltverbesserungsgrammatik entsprechen. Ihre Apologeten können es nicht nur nicht ertragen, dass Menschen der Gegenwart den von ihnen gewünschten Verbesserungen der deutschen Sprache keine Folge leisten – sie ertragen es auch nicht mehr, dass Menschen früher anders gesprochen haben. Die Umgravierung des Louise-Schroeder-Steins folgte dem gleichen Impuls wie die Änderungen in Kinderbüchern, wie die Debatten darüber, ob man Schülern und Lehrern noch Klassiker, in denen Wörter wie Neger oder Zigeuner stehen, zumuten kann, und wie das Durchkämmen von Straßennamen-Verzeichnissen nach Menschen, die vor 100 oder 500 Jahren gegen den Moralkodex der Jetztzeit verstoßen haben.

			Dieser Impuls entsteht aus einem großen Unbehagen an der deutschen Sprache, das Menschen empfinden, die sich als fortschrittlich definieren. Die neumodische Kategorie „woke“ beschreibt diese Akteure nur unzulänglich, denn das Bestreben, das Deutsche zu optimieren, ist viel älter als dieser Begriff. Die Sprachumbauer und -modernisierer sind auch nicht unbedingt immer links gewesen: Adolf Hitler betrieb, wie wir in diesem Buch sehen werden, eine fortschrittliche Sprachpolitik. Auch die Rechtschreibreform, die eine weitgehend unbekannte Vorgeschichte in der NS-Zeit hatte und nach jahrzehntelanger Vorbereitung 1996 verabschiedet wurde, ging auf die Idee zurück, unsere Muttersprache – in diesem Falle ihre Verschriftlichung – sei unzulänglich, fortschrittsfeindlich und verbesserungsbedürftig. Und schon seit den frühen Achtzigerjahren gibt es Bestrebungen, die angebliche „Männersprache“ Deutsch durch gegenderte Formen zu verweiblichen. Mittlerweile findet der große Sprachumbau auch noch auf weiteren Baustellen statt. Er wurde zu einem der wesentlichen Gegenwartsprojekte von im weitesten Sinne linker Politik.

			Der Kampf um die deutsche Sprache ist eines der bestimmenden politischen Themen. Wenn man Medien und öffentlichen Debatten folgt, erscheint es, als wären sprachliche Fragen wichtiger als Chancengleichheit im deutschen Bildungssystem, Steuergerechtigkeit für Wenigverdiener oder Entlastungen für Familien und alleinerziehende Mütter. Teile der politischen und akademischen Klasse erwecken den Eindruck, der gesellschaftliche Fortschritt hänge entscheidend davon ab, dass linguistische Optimierungsmaßnahmen durchgesetzt würden und dass Gleichberechtigung, Gerechtigkeit, Inklusion und das Zurückdrängen des Rassismus im Wesentlichen durch verbale und grammatische Relikte abgelebter Epochen behindert werden, die wir immer noch mit herumschleppen. Zwar ist das jahrzehntelange Ringen um die Rechtschreibreform beendet, und man versucht nun, mit einem Kompromiss zu leben, der weder Radikalreformer noch Bewahrer zufriedenstellt. Dafür wird um „gendergerechte Sprache“, „diskriminierende Begriffe“, „Unwörter“, Neo-Pronomen und Anglizismen umso heftiger gekämpft. Ein weiteres Projekt im linguistischen Bastelbuch sich als fortschrittlich verstehender Kräfte ist die „leichte Sprache“. Je mehr die Schulen bei der Aufgabe versagen, Absolventen korrektes Standarddeutsch beizubringen oder sie auch nur hinreichend zu alphabetisieren, desto mehr wird eine komplexitätsreduzierte Form des Deutschen als Mittel zum Abbau von Barrieren und zur Förderung der Inklusion propagiert.

			Wer den Sinn all dieser einschlägigen Umbaumaßnahmen am Deutschen in Frage stellt, wird als Rechter gebrandmarkt. Kritik an der Gendersprache, Widerwille gegen die Flut unnötiger und lächerlicher Anglizismen, Zweifel am diskriminierenden Sinn von bewährten Ausdrücken wie „Schwarzfahrer“ oder „Flüchtling“ werden als Elemente eines von der Neuen Rechten vom Zaun gebrochenen „Sprachkampfs“ dargestellt. Laut der These vom „Sprachkampf“, den die Rechten begonnen haben, sind der Verein deutsche Sprache oder die Volksinitiativen gegen Gendern wie in Hamburg oder Hessen die Angreifer in diesem Kampf. Ihnen wird nachgesagt, sie agierten als eine Art Vorfeldtruppe der AfD im Ringen um kulturelle Hegemonie.

			Das ist eine groteske Umkehrung der Kausalitäten und der historischen Tatsachen. Denn die genannten konservativen und rechten Reflexe sind vielmehr als Reaktion auf sprachliche Umbaumaßnahmen im Namen des Fortschritts zu verstehen, die seit Jahrzehnten vorangetrieben werden. Angesichts des Vorgehens der Sprachumbauer kommt einem das Gedicht von Bertolt Brecht in den Sinn, in dem er der Regierung der DDR nach dem Aufstand vom 17. Juni 1953 empfahl, ein anderes Volk zu wählen. Die linguistischen Optimierer wählen nur ein anderes Deutsch. Ihre Hoffnung ist, dass dieses andere Deutsch dann auf dem Wege der sprachlichen Umprogrammierung auch ein völlig verändertes Volk hervorbringen wird, das zum schlechten alten Denken gar nicht mehr fähig ist.

			Die verschiedenen Baustellen des großen Deutsch-Umbaus werden in diesem Buch erstmals unter dem verbindenden Aspekt des angestrebten Fortschritts und der vermeintlichen Modernisierung zusammengefasst dargestellt. Dabei fällt auf, dass all den neueren Formen von Sprachkritik ein Unbehagen an der Muttersprache zugrunde liegt, das es so intensiv und vielfältig nur in Deutschland gibt. Analog zum internationalen Modebegriff „German Angst“, kann man es als „German Linguistic Angst“ bezeichnen. Die Wurzeln dieser Angst liegen in der Humboldtschen Vorstellung, Sprache präge und begrenze das Denken nahezu unentrinnbar. Diese Überschätzung der Sprache liegt auch der spezifisch im deutschsprachigen Raum wirksamen historischen Sprachkritik zugrunde, für die Namen wie Karl Kraus oder Victor Klemperer oder Titel wie „Aus dem Wörterbuch des Unmenschen“ stehen.

			Die genannten Menschen hatten alle Recht mit ihrer Sprachkritik, aber sie überschätzen die Rolle der Sprache in den Dehumanisierungsprozessen des frühen 20. Jahrhunderts. Marxistisch ausgedrückt: Sie hielten manchmal den Überbau für entscheidender als die Basis. Den gleichen Denkfehler begehen nun Apologeten einer gendergerechten Sprache, Rechtschreibreformer, Unwortjäger und Diskriminierungsfahnder. Allzu oft wird die Forderung, die Sprache müsse geändert werden, wichtiger genommen als die dringend notwendigen realen Änderungen der ungerechten Verhältnisse. 

			Neben dem übergroßen Rang, den philosophische und politische Sprachkritik in Deutschland historisch bedingt haben, gibt es noch eine jüngere Ursache für das Unbehagen „fortschrittlicher“ Kräfte an der deutschen Sprache. Die Linke hat sich nach 1989, als die alten marxistischen Theorien durch den Zusammenbrauch der kommunistischen Systeme diskreditiert schienen, als „Internationale der Diskriminierten“ neu erfunden, bzw. es scheint ihr bislang noch nichts anderes eingefallen zu sein. Da als „Diskriminierung“ heute oft nicht mehr in Zahlen messbare Phänomene (wie die ungleiche Bezahlung von Männern und Frauen oder die Benachteiligung von Migranten bei der Wohnungssuche) bezeichnet werden, sondern gefühlte Bedeutungen und traumatisierende Mikroaggressionen, kommt es zu einer Diskriminierungsinflation. Diskriminierend ist nun alles, was irgendjemand als diskriminierend empfindet. Es ist kein Zufall, dass linke Kritik am vermeintlich antidiskriminatorischen Sprachumbau häufig (aber nicht nur) von klassischen Marxisten kommt, die daran festhalten, dass Klassenzugehörigkeit und Klassenkampf die entscheidenden Faktoren der Politik sind, die alle anderen Gegensätze „überdeterminieren“ (Althusser).

			Durch kapitelweise Überblicke über die Geschichte diverser Sprachumbau-Projekte belege ich in diesem Buch, dass es nicht die Rechte war, die den „Sprachkampf“ begonnen hat. Als „rechts“ gelten heutzutage Menschen schon allein dann, wenn sie ein affektives, liebevolles Verhältnis zur Muttersprache haben. Sie empfinden die Versuche, das Deutsche zu verbessern und zu modernisieren, als Willkürakt. Vom daraus herrührenden Klima der Gereiztheit versuchen Rechtspopulisten in der Tat zu profitieren, aber sie haben es nicht geschaffen.

			Matthias Heine, im Oktober 2024

		

	
		
			Wer ist schuld am Sprachkampf?

			Im Jahre 2023 erschien eine Karikatur, die einen Mann zeigt, der angesichts marschierender Nazis erklärt: „Ich würde ja gerne was dagegen tun, aber ich bin viel zu sehr damit beschäftigt, mich übers Gendern aufzuregen.“ 

			Es war auf der einen Seite das Jahr, in dem in Sachsen, Bayern, Hessen und Baden-Württemberg sogenannte „Genderverbote“ erlassen oder angekündigt wurden. In Wahrheit sind es nur überfällige Anordnungen, die eine Rückkehr zu einer an den amtliche Rechtschreibregeln orientierten und verständlichen Sprache in Schulen, Universitäten und Ämtern einleiten sollen. Von einem „Genderverbot“ zu sprechen ist in diesen Fällen so unangebracht wie es unpassend wäre, von einem „Legasthenieverbot“ zu sprechen, nur weil korrekte Rechtschreibung verlangt wird. Vorangetrieben wurde die Politik durch Volksinitiativen gegen das Gendern, die sich in vielen Bundesländern formiert hatten. Im Falle Sachsens war das „Gender-Verbot“ eine besonders spektakuläre Wende, weil hier 2020 erstmals in einem Bundesland per Kabinettsbeschluss die Maßgabe verabschiedet wurde, Gesetzestexte künftig in „geschlechtergerechter Sprache“ zu formulieren. 

			Auf der anderen Seite fühlte sich der Rat für deutsche Rechtschreibung, der die amtliche Rechtschreibung für Deutschland, die Schweiz, Österreich und einige kleinere deutsche Sprachgebiete festlegt, erstmals gedrängt, in das Regelwerk eine Passage zu Gender-Sonderzeichen aufzunehmen. Sie lautet: „Sonderzeichen innerhalb von Wörtern beeinträchtigen die Verständlichkeit, die Lesbarkeit, die Vorlesbarkeit und die automatische Übersetzbarkeit sowie die Eindeutigkeit und Rechtssicherheit von Begriffen und Texten. Diese Sonderzeichen als Bedeutungssignale innerhalb von Wörtern können nicht in das Amtliche Regelwerk der deutschen Rechtschreibung aufgenommen werden, weil sie derzeit nicht wissenschaftlich eindeutig zu begründen sind. Andererseits kann der Rat nicht darüber hinwegsehen, dass Wortbinnenzeichen zur Kennzeichnung aller Geschlechter benutzt werden.“ Schon in einer Pressemitteilung vom Sommer 2023 hatte der Rat „die Aufnahme von Asterisk (,Gender-Stern‘), Unterstrich (,Gender-Gap‘), Doppelpunkt oder anderen Sonderzeichen im Wortinnern, die die Kennzeichnung aller Geschlechtsidentitäten vermitteln sollen, in das Amtliche Regelwerk der deutschen Rechtschreibung nicht empfohlen.“

			An die Bildungsinstitutionen sandte der Rat eine Botschaft, die ebenfalls recht eindeutig klingt: „Inwieweit den Hochschulen das Recht zusteht, von der amtlichen deutschen Rechtschreibung abzuweichen, ist strittig.“ Hochschulen und Lehrende hätten zu beachten, dass sie für die Bildung und Ausbildung der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen Verantwortung tragen, in denen Schülerinnen und Schülern die Rechtschreibung nach dem amtlichen Regelwerk zu vermitteln ist, auf das sich die zuständigen staatlichen Stellen der deutschsprachigen Länder verständigt haben. Weiter steht dort: „Die Schule ist der Ort der Vermittlung der orthografischen Normen. (…) In den jüngeren Jahrgangsstufen geht es vor allem um den Erwerb einer sicheren Rechtschreibkompetenz. Deshalb hat die Systematik der Rechtschreibung und ihrer Regeln den Schwerpunkt des Unterrichts zu bilden. In den höheren Schulstufen können dann auch die Entwicklungen der geschriebenen Sprache der letzten Jahre mit den Sonderzeichen im Wortinnern und zwischen Wörtern zur Kennzeichnung einer geschlechtsübergreifenden Schreibintention thematisiert und reflektiert werden. Vorgaben für die Bewertungspraxis liegen in der Zuständigkeit der Schulpolitik und obliegen nicht dem Rat für deutsche Rechtschreibung.“ Die letzte Passage ist besonders interessant, weil sie klarstellt, dass politische Maßgaben darüber, wie viel Gendern in Schule und Universität erlaubt ist, durchaus von den gewählten Volksvertretern verabschiedet werden können. Im politischen Streit ums Gendern werden sogenannte „Gender-Verbote“ wohl auch künftig nicht mit Hinweisen auf veränderte Bestimmungen der amtlichen Rechtschreibung oder die Beschlüsse des Rechtschreibrats abgewehrt werden können.

			Die zitierte Empfehlung klingt nicht wie eine offizielle Anerkennung der Gendersprache, mit der der Rat sich über die Ansicht der Mehrheit aller Deutschsprecher hinweggesetzt hätte – so wie es einst bei der Rechtschreibreform geschah. Aber Genderskeptiker sehen schon in der bloßen Erwähnung der Sonderzeichen einen ersten Schritt auf dem Wege, an dessen Ende die „gendergerechte Sprache“ als neue Norm steht. Ein trojanisches Pferd, mit dem Gender-Befürworter ihr Steckenpferd als neuen Standard in die amtliche Rechtschreibung schmuggeln wollen. Der Verdacht wird verstärkt durch eine Formulierung, die am Beginn der Rechtschreibrat-Verlautbarung steht: „Der Rat für deutsche Rechtschreibung hat in seiner Sitzung am 15.12.2023 seine Auffassung bekräftigt, dass allen Menschen mit geschlechtergerechter Sprache begegnet werden soll.“ Im weiteren Verlauf wird dann auch mit Doppelnennungen und Formen wie „Lehrende“ gegendert. Wenn es stimmt, dass die Beschlüsse des Rats das Ergebnis intensiver und langer Detaildiskussionen eines Gremiums von Experten waren, dann überrascht die Formulierung. Denn mit der wohlwollenden Erwähnung „geschlechtergerechte Sprache“ erkennt der Rat implizit an, dass die bisherige Sprache ohne die ganzen neuen Werkzeuge „ungerecht“ sei.

			Als ich diesen Passus in einem Zeitungsartikel kritisierte, ist mir von einem Mitglied des Rates erwidert worden, der Wortbestandteil „gerecht“ sei hier lediglich im Sinne von „angemessen“ oder „zugänglich“ zu verstehen – so wie in den Zusammensetzungen „kindgerecht“ oder „behindertengerecht“. Doch man muss schon die Augen vor den jüngsten Bedeutungsentwicklungen verschließen, um nicht zu sehen, dass „gerecht“ oder „Gerechtigkeit“ in der gegenwärtigen Politik vielfach mit einem Pathos gebraucht werden, das ein ungerechtes System anklagen soll, welches die angeklagten Missstände hervorgebracht hat. Wenn von „Klimagerechtigkeit“ oder „Geschlechtergerechtigkeit“ die Rede ist, dann wird nicht einfach nur sachlich zu einem angemesseneren Umgang mit der Klimafrage oder der Geschlechterungleichbehandlung aufgerufen, sondern die Überwindung eines ungerechten – nicht bloß unangemessenen, nicht mehr passenden – Systems gefordert. So erklärt etwa der Linguist und Direktor des Leibniz-Instituts für Deutsche Sprache, Henning Lobin, in seinem Buch „Sprachkampf“, die Debatte ums Gendern sei „eine grundsätzliche Frage sprachlicher Gerechtigkeit“. Auch hier ist wohl kaum Angemessenheit in einem neutralen Sinne gemeint, sondern „Gerechtigkeit“ wird im pathetisch-politischen Sinne gebraucht. Das färbt natürlich auch auf die Semantik des Adjektivs gerecht ab, egal ob es für sich oder als Suffix in Wortzusammensetzungen steht. Die SPD hat ein Forum namens „SPD.Klima.Gerecht“, und wenn Genderbefürworter eine „geschlechtergerechte“ Sprache verlangen, dann wollen sie nicht nur angemessen im Sinne der Höflichkeit angesprochen werden, sie wollen die „ungerechte“ Männersprache überwinden.

			Wenn ein Leben-und-Tod-Thema wie das Klima und der Kampf fürs Gendern beide heute gleichermaßen mit den pathetischen Hochwertwörtern „gerecht“ oder „Gerechtigkeit“ verbunden werden, dann zeigt das, wie sehr die Debatte um Sprache zum zentralen politischen Thema geworden ist. Von Mitte-Links bis ganz Woke-Links wird die Schuld daran den Rechten gegeben. Die These lautet: Die AfD und andere Rechtspopulisten „instrumentalisieren“ den Kampf um die Sprache. Und wer sich Verbesserungen des Deutschen entgegenstellt, gibt sich damit automatisch als reaktionärer Fortschrittsfeind zu erkennen. Aufgrund dieser These werden Sprachbewahrer grundsätzlich als Rechte abgestempelt, ganz egal, wie weit sie mit ihren politischen Positionen einer traditionellen Linken nahestehen. Dieses Kurzschlussdenken ist längst keine Angelegenheit radikaler Randgruppen mehr, sondern es ist in staatliche Institutionen und die von ihnen finanzierten Nichtregierungsorganisationen eingesickert. Noch ist es kein Delikt, nicht zu gendern. Aber die Befürworter der sogenannten „geschlechtergerechten Sprache“ sind bereits dabei, Menschen, die diesen Angriff auf die korrekte Grammatik und Orthographie ablehnen, zu diffamieren und zu deren Denunziation aufzurufen. Dabei werden sie mit Staatsgeld unterstützt.

			Ein besonders gravierendes und zugleich typisches Beispiel dafür ist die Webseite antifeminismus-melden.de der Amadeu Antonio Stiftung. Auf diesem Portal sollen Personen „antifeministische“ Vorfälle melden, damit sie „dokumentiert“ werden können. Was gemeint ist, definiert die Stiftung so: „Sexistisch, frauenfeindlich, queerfeindlich. Menschenfeindliche Botschaften, Angriffe auf Gleichstellung, politische Strategien gegen Emanzipationsbestreben. Antifeminismus zeigt sich vielfältig.“ Unter den vielen tatsächlich oder vermeintlich frauenfeindlichen Aktivitäten, die man dort melden kann, steht auch folgender Tatbestand: „Organisierte Kampagnen gegen geschlechtergerechte Sprache“. Das selbstverständliche demokratische Recht, sich gegen einen wissenschaftlich umstrittenen und von der Mehrheit abgelehnten Politjargon zu wehren, wird dort in einer Reihe mit Straftaten wie körperlichen Angriffen oder dem Versenden von Drohnachrichten genannt.

			Gemünzt ist die Formulierung „organisierte Kampagnen“ nicht nur auf die genannten Bürgerinitiativen gegen das Gendern in vielen Bundesländern, sondern auch auf einen Aufruf, der im Herbst 2022 auf der Webseite linguistik-vs-gendern.de veröffentlicht wurde. Darin üben Menschen, die sich wissenschaftlich mit Sprache beschäftigen, massive Kritik an der Genderpraxis der öffentlich-rechtlichen Sender. Zu den 70 Erstunterzeichnern des Aufrufs gehören hochrenommierte Linguisten und Mitglieder des Rates für Rechtschreibung. Sie schreiben, die Sender hätten „die Verpflichtung, sich in Texten und Formulierungen an geltenden Sprachnormen zu orientieren und mit dem Kulturgut Sprache regelkonform, verantwortungsbewusst und ideologiefrei umzugehen. Mehr als drei Viertel der Medienkonsumenten bevorzugen Umfragen zufolge den etablierten Sprachgebrauch – der ÖRR sollte den Wunsch der Mehrheit respektieren.“ Sie fordern „eine kritische Neubewertung des Sprachgebrauchs im ÖRR auf sprachwissenschaftlicher Grundlage.“ Den Aufruf, der mit Briefen an jedes einzelne Mitglied deutscher Rundfunkräte geschickt wurde, haben mittlerweile mehr als 1000 Linguisten und Literaturwissenschaftler unterschrieben.

			Bei einigen öffentlich-rechtlichen Sendern hat der politische und öffentliche Gegenwind zumindest ein erstes Nachdenken eingeleitet. Im Februar 2023 verkündete der Programmdirektor des WDR, Jörg Schönenborn, man werde bei seiner Anstalt künftig gegenderte Sprache nicht mehr als Standard betrachten und womöglich gar ganz darauf verzichten. Vorangegangen war eine vom Sender in Auftrag gegebene Umfrage. Demnach fanden nur 41 Prozent der Befragten das Gendern in der Berichterstattung noch richtig und wichtig.

			Das alles ficht aber Aktivisten überhaupt nicht an. Judith Rahner von der Amadeu Antonio Stiftung stellte in einem von der Zeit moderierten Streitgespräch mit der ehemaligen Familienministerien Kristina Schröder (CDU) klar, dass wissenschaftliche Kompetenz sie überhaupt nicht beeindruckt, solange sie auf „falschen“ politischen Grundlagen beruht. Eine unverhüllt neostalinistische Position. Den Aufruf der Linguisten und Literaturwissenschaftler, darunter auch viele Frauen, betrachtet Rahner als meldewürdiges antifeministisches Vergehen: „Aber natürlich schauen wir uns auch diese Kampagne an, wer da mitmacht und wer sie bezahlt. Das sind für uns wichtige Hintergrundinformationen. Denn nicht nur im rechtsextremen Spektrum, auch in anderen Spektren (…) gibt es Leute, die über das Ticket ‚Gender‘ versuchen, die Gesellschaft nach ihren Vorstellungen umzugestalten. Darunter sind Demokratiefeinde, die Frauen zurück an den Herd wünschen.“ Dies ist die mittlerweile beim Gendern übliche Umkehr dessen, was tatsächlich politisch stattfindet. Die Gesellschaft umgestalten wollen ja gerade nicht die Gender-Skeptiker, sondern vielmehr diejenigen, die ihre Positionen in Universitäten, Stadtverwaltungen oder im staatlich privilegierten Rundfunk nutzen, um ihren Politjargon als neue Amtssprache durchzusetzen. Dagegen wollen die Genderkritiker die mit graswurzeldemokratischen gesellschaftlichen Prozessen innerhalb eines Jahrtausends ausgehandelten Normen und Regeln des Deutschen vor solchen radikalen Eingriffen bewahren – während sie gleichzeitig anerkennen, dass langsamer, quasi-natürlicher Sprachwandel unvermeidlich ist.

			Interessant ist auch die Unterstellung, die Kampagne werde aus irgendwelchen verschleierten Quellen bezahlt. Es ist ein zutiefst verschwörungstheoretischer Ansatz, der sich die Existenz abweichender Meinungen nur damit erklären kann, dass dunkle Fürsten des Geldes diese unerwünschte Opposition sponsern. Billigste sexistische Propaganda ist dann der Satz mit den Frauen, die irgendwer angeblich an den Herd zurückwünscht. Da erhebt sich die Aktivistin von der Amadeu Antonio Stiftung über die vielen Unterzeichnerinnen des Aufrufs, die ihre wissenschaftliche Qualifikation wahrlich nicht in der Küche erworben haben. Rahners selbst hat übrigens Gender Studies studiert. Wer Kritik an diesem Fach übt und es als „unwissenschaftlich“ oder „Geldverschwendung“ bezeichnet, soll auch als Antifeminist beim Meldeportal verpetzt werden.

			Noch weiter als die Aktivistin ging sogar das von der Grünen Lisa Paus geführte Bundesfamilienministerium, als die Initiatoren des Portals „Linguistik vs. Gendern“ um Aufklärung baten, was denn genau mit „Antifeminismus“ gemeint sei und wieso ein wissenschaftlich begründeter Aufruf an der Genderpraxis unter einen solchen Verdacht gestellt werde. Im Antwortbrief des Ministeriums heißt es: „„Antifeminismus speist sich aus der misogynen Vorstellung, dass Frauen in einer ,natürlichen Ordnung‘ Männern untergeordnet sein sollten und Emanzipation diese Ordnung und die gesellschaftliche Machtposition von Männern gefährde. (…) Als Ideologie der Ungleichwertigkeit weist Antifeminismus eine enge Verbindung und Anschlussfähigkeit zu anderen Ideologien der Ungleichwertigkeit auf, wie z. B. zu Rassismus, Antisemitismus, Antiziganismus, antimuslimischem Rassismus und anderen Phänomenen der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit. Antifeminismus zeigt sich zum Teil auch sehr gewaltsam: So spielte Antifeminismus eine große Rolle für die Attentäter von Hanau (2020), Halle (2019) oder auch Christchurch (2019), Isla Vista (2014) und Oslo/Utøya (2011).“ Zur Erinnerung: In Hanau, Halle und Utøya wurden keine Appelle unterschrieben, sondern Menschen umgebracht. Unklar bleibt, was die Nennung dieser Ortsnamen mit über 1000 sachlich hochqualifizierten Frauen und Männern zu tun hat, die Kritik am politisch gewollten Zugriff auf die gewachsene deutsche Standardsprache üben. Doch die Unklarheit erfüllt einen Zweck: Man verlässt sich darauf, dass irgendwer beim Lesen schon die Verbindung zwischen Genderskepsis, dem „rechten Spektrum“ und tödlicher Gewalt herstellen wird. Die Begründung hat das Niveau des Spruchs „Wer lange Haare hat, zündet auch Häuser an“ aus den Sechzigerjahren. Mit dem Unterschied, dass das damals ein Witz war und noch nicht einmal die schwärzesten Konservativen so blöd waren, das wirklich zu glauben.

			Mehr Mühe hat sich der erwähnte Henning Lobin in seinem Buch „Sprachkampf“ gegeben. Der Direktor des Leibniz-Instituts für Deutsche Sprache (VDS) analysiert darin, welchen hohen Stellenwert das Thema Sprache im Programm der AfD einnimmt. Schon die Frage auf dem Klappentext des Buchs schlägt eine verschwörungstheoretische Saite an: „Was steckt dahinter?“ Natürlich ist der renommierte Wissenschaftler, der selbst nicht gendert, nicht so dumm, an dunkle Strippenzieher zu glauben, die unter dem Banner der deutschen Sprache ein antifeministisches und rechtsradikales Netzwerk geknüpft haben. Aber auch er dreht die Kausalzusammenhänge um und sieht den erregten Streit um Sprache als das Ergebnis rechter Machenschaften. So werden dann auch Menschen, die Deutsch ins Grundgesetz aufnehmen wollen, die Anglizismen und Gendern lächerlich finden oder sich für eine starke Rolle unserer Muttersprache in der EU einsetzen, zumindest unter Anfangsverdacht gestellt. Erst recht, wenn sie sich im Verein Deutsche Sprache organisieren, den Lobin und sein Kollege Thomas Niehr, Linguistikprofessor an der RWTH Aachen, 2016 als „Sprach-Pegida“ bezeichnet haben – damit eine Prägung des Medienjournalisten Stefan Niggemeier aufgreifend, der dem Verein eine „Pegidahaftigkeit“ nachgesagt hatte. 

			Lobins wesentlicher Vorwurf an den VDS ist, er habe „der AfD den Teppich ausgerollt, das Thema ,deutsche Sprache‘ als einen moderaten Ersatznationalismus etablieren zu können.“ Mit Leserbriefkampagnen, Prozesshilfen für Menschen, die beispielsweise gegen die Verwendung von Gendersprache klagen, und „Unterstützungsnetzwerken“ schaffe es der Verein, seine sprachpolitische Agenda immer wieder überproportional in den Medien und in politischen Debatten präsent sein zu lassen. Er habe dabei einen Stil etabliert, der deutliche Polarisierungen hervorrufe. Beispielhaft dafür sei eine im Jahre 2012 gestartete Kampagne, wonach Deutsch als Staatssprache im Grundgesetz verankert werden solle. Diese Forderung wurde 2016 nicht nur von der CDU aufgegriffen, obwohl die damalige Bundesvorsitzende Angela Merkel dagegen war, sondern auch von der AfD, die sie im selben Jahr in ihr Parteiprogramm aufnahm. Auch das Thema „Deutsch als Arbeitssprache der EU“ werde vom VDS „am Köcheln“ gehalten. Als Ergebnis solcher Kampagnen sei erstmals in der Geschichte das Parlament zu einem sprachpolitischen „Aufmarschgebiet“ geworden. Es ist sicher ungerecht, Lobin, der im Rechtschreibrat und in seinem Buch keine Extrempositionen in den Sprachkämpfen vertritt, dabei Sehnsucht nach den guten alten Zeiten zu unterstellen, als die Kulturministerkonferenz im Dezember 1996 noch ohne große parlamentarische Debatten die Rechtschreibreform beschließen konnte. Vor allem deshalb, weil er das Desaster der Reform zurecht damit erklärt, dass sie rein „aus der Binnenperspektive der Sprachwissenschaft betrieben wurde“. Er räumt auch das Unübersehbare ein: Nämlich, dass es in der Sprachwissenschaft keine einheitlichen Positionen zur Rechtschreibreform und zum ähnlich umstrittenen Thema Gendern gebe und dies auch „gerade in der Wissenschaft kaum zu erwarten“ sei. Ergänzen möchte man: gerade in den Geisteswissenschaften. Denn hier hat man es ja überwiegend nicht wie in den exakten Wissenschaften mit messbaren oder falsifizierbaren Werten zu tun, sondern mit einer Theorienkonkurrenz. Jede neue Theorie ist keine Entdeckung oder Erkenntnis im naturwissenschaftlichen Sinne, sondern eine Bewerbung um eine Stelle im akademischen Betrieb. Neue Theorien machen die alten nicht falsch, sondern nur unmodern. Deswegen gibt es kein dünneres Argument, als die Feststellung, irgendetwas entspreche in den auf Englisch sogenannten „Humanities‘“ nicht mehr dem gegenwärtigen theoretischen Stand.

			In der Wissenschaft kann man geteilter Meinung sein, aber die überwältigende Mehrzahl derjenigen, die die deutsche Sprache sprechen und denen sie damit auch gehört, möchte Lobin bei den Debatten doch lieber nicht dabeihaben. Wenn er feststellt, die gegenwärtigen Sprachkämpfe bezögen ihre Spannung daraus, dass zwischen „laienlinguistischen Grundüberzeugungen“ und dem „von der Sprachwissenschaft gezeichneten Bild der Sprache“ eine Kluft bestünde, hört man dann doch wieder das leicht indignierte Staunen des Wissenschaftlers darüber, dass es Menschen gibt, die die deutsche Sprache, die schon gut 1000 Jahre vor der Sprachwissenschaft existierte, nicht nur als Struktur, System oder Instanz, sondern als Heimat ansehen. Letzterer Begriff gilt einer bestimmten politischen Klientel (nicht Lobin) als Teufelswort, wofür beispielhaft der 2019 erschienen Sammelband „Eure Heimat ist unser Albtraum“ steht. Dessen Klappentext erläutert den Ekel, den seine Autoren und Herausgeber vor dem Wort Heimat und den damit verbundenen Vorstellungen empfinden: „Dieses Buch ist ein Manifest gegen Heimat – einem (sic!) völkisch verklärten Konzept, gegen dessen Normalisierung sich 14 deutschsprachige Autor_innen wehren. Zum einjährigen Bestehen des sogenannten ,Heimatministeriums‘ sammeln Fatma Aydemir und Hengameh Yaghoobifarah schonungslose Perspektiven auf eine rassistische und antisemitische Gesellschaft.“ Der Titel des Buches und der Ton, der darin angeschlagen wird, mag als Beispiel dafür dienen, dass Übertreibung, Krawall, erregtes Opfergetue und „Inzivilität“ (Lobin) nicht ausschließlich Methoden sind, die der VDS und insbesondere sein – vorsichtig gesagt – ziemlich schillernder Vorsitzender Walter Krämer oder die AfD beherrschen, sondern auch auf der Seite derjenigen zu finden sind, die glauben, den gesellschaftlichen Fortschritt zu repräsentieren.

			Für „Inzivilität“ bei VDS und AfD bringt Lobin in seinem Buch etliche anschauliche Beispiele, häufig aus dem Munde des Bundestagsabgeordneten Stephan Brandner. Vor allem aber stellt er dar, wie die AfD das Thema Sprache für sich politisch nutzt. Er vergleicht die Parteiprogramme darauf hin, inwieweit sie Forderungen und Punkte zum Thema Sprache beinhalten – das reicht von „auswärtige Sprachpolitik“ über „Zusammengehörigkeit“ bis zu „Mehrsprachigkeit fördern“. Letzteres wird wenig überraschend im Parteiprogramm der AfD nicht verlangt. Als einzige Partei hat sie dafür die Punkte „Deutsch ins Grundgesetz“, „Deutsch als immaterielles Kulturerbe“, „Ablehnung von Anglizismen, Gendern und ,Sprachverboten‘“, „Deutsch an Hochschulen“ und „Digitalisierung von Literatur“. Lobin summiert: „Mit 12 bis 13 sprachpolitischen Positionen liegt die AfD damit weit vor der CDU mit acht und den weiteren Parteien mit nur zwei bis fünf Positionen.“ Der Linguist hält dies für eine Obsession rechter Parteien und stellt fest, dass in den Programmen etwa der NPD und der österreichischen FPÖ eine ähnliche Häufung von sprachpolitischen Positionen zu bemerken sei, „vor allem solche mit einer deutlich identitätspolitischen Ausrichtung“. Zuvor hatte er in den Programmpunkten und anderen Äußerungen der AfD ausgezählt, wie oft dort die Begriffe „Identifikation“ und „Identität“ verwendet werden. Er begreift das als Untermauerung seiner These, wonach das Thema Sprache in der Strategie der Rechten in Wahrheit dazu diene, Nationalismus und identitäre Vorstellungen davon, wer Deutscher ist und wer nicht, zu propagieren: „Identitäre Sprachpolitik erlaubt es, die Werte einer so verstandenen Identität in einer attraktiven Gewandung mehrheitsfähig zu vermitteln.“

			Lobins 2020 beim Erscheinen des Buches sicher richtige Feststellung, die AfD verfolge als einzige Partei im Bundestag dezidiert sprachpolitische Zielsetzungen, kann zwar heute so nicht mehr aufrechterhalten werden. Die CDU hat 2023 „Genderverbote“ in Sachsen, Hessen und Baden-Württemberg angeschoben, die CSU tat Gleiches in Bayern. Friedrich Merz machte Schlagzeilen mit Tiraden gegen die „Gender-Sprache“. 2024 verkündete das österreichische Kanzleramt an, Genderschreibweisen mit Sonderzeichen nicht mehr zu verwenden. Lobin wird das vermutlich als Bestätigung seiner Grundthese sehen, der „Sprachkampf“ sei von rechts eröffnet worden.

			Aber ist das wirklich so eindeutig? In Wahrheit ist die „Instrumentalisierung“ durch die AfD und neuerdings auch durch die CDU/CSU eine Abwehrreaktion gegen vielfältige und immer drastischere Eingriffe in die deutsche Sprache im Namen des gesellschaftlichen Fortschritts. Diese finden auf verschiedenen Baustellen seit Jahrzehnten statt. Sie begannen lange bevor die AfD und der VDS existierten. Wenn AfD und CDU/CSU sie nun „instrumentalisieren“, dann tun sie etwas, was in der Politik selbstverständliches Tagesgeschäft ist. Die ganze Parteipolitik beruht darauf, dass Parteien versuchen, Unzufriedenheit und Wünsche in der Bevölkerung für ihre Zwecke zu nutzen.

			Die Gereiztheit von Menschen, die die deutsche Sprache lieben und als Heimat betrachten, wird durch Umbaumaßnahmen auf mindestens sieben Baustellen ausgelöst. Die auf den ersten Blick recht unterschiedlichen Erscheinungen der „gendergerechten Sprache“, „Diskriminierungs“-Kritik, Unwort-Jury-Abstimmungen, leichten Sprache, Rechtschreibreform, Neo-Pronomen und auch das scheinbar unpolitische Thema Anglizismen hängen zusammen. Ihnen allen liegt ein Unbehagen „fortschrittlicher“ Kräfte an der deutschen Sprache zugrunde. Sie wird als Hemmnis für eine Modernisierung der Gesellschaft angesehen. Solche Fortschritts-Apologeten sind nicht immer links, grün, linksliberal, woke oder wie die Selbst- und Fremdzuschreibungen eines bestimmten politischen Spektrums lauten. Zwar sind sie in der Gegenwart eher links. Aber es gibt und gab sie auch unter Rechten – sogar Adolf Hitler und Josef Goebbels waren solche Möchtegern-Sprachumbauer. Was beide Lager verbindet, ist ein autoritärer Zugriff auf die Sprache, der auf historisch Gewachsenes und auf wissenschaftliche Erkenntnisse pfeift. Wer weiß schon, dass die Rechtschreibreform, die in den späten Kohl-Jahren verordnet wurde, ursprünglich ein „fortschrittliches“ Projekt war, das von linken Germanisten im Westen und ganz entschieden auch von solchen aus der DDR vorangetrieben wurde – und dass diese dabei auf Konzeptionen aus der Nazizeit zurückgriffen? Nicht jedem sind die personelle Zusammensetzung und die unübersehbare politische Schlagseite der „Unwort“-Jury bewusst. Ähnlich wenig bekannt ist, dass die Kritik am „Deutschen als Männersprache“ (so der Titel eines Bestsellers von Luise F. Pusch) schon in den späten Siebzigern mit dem Aufkommen einer akademischen „feministischen Linguistik“ begann. Ihren heutigen Stellenwert bekam sie aber erst durch die beschriebene Entwicklung der Linken nach 1989 zur Einheitsfront der Diskriminierten. Plötzlich konnten sich sogar privilegierte Mehrfachimmobilienbesitzerinnen mit Chefarztfamilienhintergrund der Internationale der Diskriminierten zugehörig fühlen, weil sie angeblich sprachlich nicht repräsentiert wurden. 

			Radikal, aber durchaus repräsentativ, werden die Überzeugungen dieser Sprachkämpfer zusammengefasst in zwei Aussagen auf Twitter (mittlerweile X) von einer Frau, die im Grenzfeld von politischem Aktivismus und Journalismus unterwegs ist. Sibel Schick, Autorin des Buches „Deutschland schaff‘ ich ab – ein Kartoffelgericht“ schrieb 2019 zum Gendersternchen: „Persönlich finde ich die Sternchen auch suboptimal, obwohl ich sie benutze. Was willst du machen, wenn die Grundlage (die deutsche Sprache) so kacke sexistisch ist.“ Noch weiter verstieg sie sich 2023: „Sie sagen, sie seien gegen das korrekte Gendern, wegen der Schönheit der Sprache. Während sie Deutsch, also die hässlichste Sprache der Welt, sprechen.“ Die hässlichste Sprache der Welt? Vor 180 Jahren sah das ein anderer Linker anders. Heinrich Heine, ein Außenseiter, ein politischer Dissident, ein Verfemter (das Wort diskriminiert war noch nicht in Mode) und – im Gegensatz zu Schick und anderen Linksidentitären der Gegenwart – ein tatsächlich Verfolgter, schreibt am Anfang seines Epos „Deutschland. Ein Wintermärchen“ über seine vorübergehende Heimkehr nach Deutschland aus dem Pariser Exil: „Und als ich die deutsche Sprache vernahm, / Da ward mir seltsam zu Muthe; / Ich meinte nicht anders, als ob das Herz / Recht angenehm verblute.“ Von Heine kann man mit Recht sagen, dass er ein Liebesverhältnis mit der deutschen Sprache unterhielt. Karl Kraus hat ihm ganz wörtlich unterstellt, er habe ihr „das Mieder gelockert“. Zwischen der virtuosen Spracherotik Heines und der gehässigen Polemik Sibel Schicks liegt der weite Weg der Linken von 1844 bis heute – von Menschen, deren Liebe zum Land und zur Sprache durch Repression, Zensur, Not und Vertreibung nicht beschädigt wurde, zum Widerwillen journalistischer und aktivistischer Konjunkturritter_innen gegenüber Deutschland, der sich im Ekel vor seiner Sprache äußert. Hier ist in umgekehrter Weise genau das zu studieren, was Henning Lobin bei der AfD beobachtet hat. Man redet über die Sprache und meint das Land. Auch für Linke gilt, was Lobin in seinem Buch über Rechte schreibt: „Es kennzeichnet diesen Sprachkampf, dass er eben nicht nur ein Kampf um Sprache ist, sondern hier anhand von Sprache viel größere Stellungen umkämpft sind.“

			Auch wenn die polemische Deutschlandabschafferin Sibel Schick nur eine besonders radikale Fraktion dieser Sprachumbauer verkörpert, ist sie mit ihrem Unbehagen nicht allein. Es gibt zwar keine linke Sprachumbaupartei, aber doch viele, die der deutschen Sprache das Mieder enger zurren wollen – um das schöne Bild von Karl Kraus aufzugreifen. Ironischerweise sprechen gerade die AfD und der VDS in ihrem verschwörungstheoretischen Denken immer von „kleinen Gruppen“, die angeblich der Bevölkerungsmehrheit ihren Willen aufzwingen wolle. Sie mögen zwar in der Minderheit sein. Aber sie sind nicht so klein. Lobin hat Recht, wenn er sagt, es handele sich um „große Teile unserer Gesellschaft, die ungesteuert und in einer Vielzahl von Einzelinitiativen“ vorgehen. Genauer spezifiziert er sie nicht. Das will ich nachholen. In den folgenden Kapiteln benenne ich – wie von ihm verlangt–, wer zu diesen Gruppen gehört, wie es ihnen gelang, Medien, öffentliche Institutionen und Parlamente zu beeinflussen und welche ideologischen Ziele damit angestrebt werden. Und ich erkläre, was die heutigen Sprachumbauer von Sprachgestaltern und -reformern der Vergangenheit wie Luther, Gottsched, Adelung, den Brüdern Grimm und Konrad Duden unterscheidet. Ich hoffe damit auch eine Antwort auf Henning Lobins Frage geben zu können: „Was kann der Vereinnahmung der Sprache für politische Zwecke entgegengesetzt werden?“

		

	
		
			ERSTER TEIL: 
SPRACHUMBAU FRÜHER – DER LANGE WEG ZUR EINHEITSSPRACHE

		

	
		
			Der Grundstein: Martin Luther

			Bestrebungen, die deutsche Sprache und ihre schriftliche Gestalt zu verbessern, hat es schon immer gegeben. Sie standen allerdings unter völlig veränderten Vorzeichen, weil es von der Erfindung der Buchdruckerkunst, die überhaupt erst das Aufkommen einer überregionalen Nationalsprache ermöglichte, bis zur Gründung des Deutschen Reichs 1871 zunächst einmal darum ging, eine gemeinsame Norm zu schaffen. Daran hatten vor allem die Drucker Interesse, die ihre Bücher eben nicht nur dort verkaufen wollten, wo ihre eigene Mundart oder die regionale Variante des Schriftdeutschen gesprochen wurde. Und sie trafen im frühen 16. Jahrhundert folgenreich auf ein Genie, das seine religiöse Botschaft möglichst weit verbreiten wollte und deshalb eine überall verständliche neue Variante des Deutschen entwickelte.

			Die Bibelübersetzung Martin Luthers ist der folgen- und segensreichste Sprachumbau der Geschichte. Sie war ein erster Höhepunkt des Normierungs- und Vereinheitlichungs-Prozesses – und ihre Sprache entstand in jahrzehntelanger Auseinandersetzung mit den Druckern der Stadt Wittenberg, wo Luther lebte, als Professor lehrte und predigte. Von der im September 1522 erschienenen Übersetzung des Neuen Testaments, dem sogenannten Septembertestament, bis zur Fassung der Lutherbibel letzter Hand 1545 wurde sowohl an der Orthographie als auch am Wortschatz und der Formulierung immer weiter gearbeitet. Luther selbst stellte sein Licht dabei ziemlich unter den Scheffel – übrigens eine Redensart, die auf seine Bibel und ein von Jesus in Matthäus 5,15 erzähltes Gleichnis zurückgeht. Um die deutsche Sprache neu zu erschaffen, musste Martin Luther erst mal so tun, als hätte das schon jemand anders vor ihm getan. Dieses Verdienst schrieb er wahlweise den Sachsen oder den Habsburgern zu und manchmal beiden: „Ich habe keine gewisse, sonderliche, eigene Sprache im Deutschen, sondern brauche der gemeinen deutschen Sprache, daß mich beide, Ober- und Niederländer, verstehen mögen. Ich rede nach der sächsischen Canzeley, welcher nachfolgen alle Fürsten und Könige in Deutschland; alle Reichsstädte, Fürsten-Höfe schreiben nach der sächsischen und unsers Fürsten Canzeley, darum ists auch die gemeinste deutsche Sprache. Kaiser Maximilian, und Kurf[ürst] Friedrich, H[erzog] zu Sachsen etc. haben im römischen Reich die deutschen Sprachen also in eine gewisse Sprache gezogen.“ 

			Die „sächsische Canzeley“ von der Luther sprach, stand damals keineswegs im heutigen Sachsen, sondern gemeint war die Kanzlei seines Schutzherrn, des Kurfürsten Friedrich des Weisen, in der Residenzstadt Wittenberg (heute Sachsen-Anhalt), damals Hauptstadt von Kursachsen. Friedrichs Schreiber wechselten viele Briefe mit den Amtstuben des Kaisers Maximilian in Wien. Man war bemüht, sich untereinander verständlich zu machen, und näherte sich einer überregionalen Ausgleichssprache, die von allzu speziellen Dialektwörtern, regionalen Schreibweisen und grammatischen Besonderheiten bereinigt war. An diese Vorarbeiten konnte Luther bei seiner Bibelübersetzung zwar anknüpfen, aber die Behauptung, er habe die genannten Kanzleisprachen einfach übernommen, ist natürlich ein Bescheidenheitstopos und zugleich der Versuch, die Autorität der Fürsten zur Rechtfertigung seiner eigenen Neuerungen in Anspruch zu nehmen. Das Verdienst, die deutschen Sprachen in eine gezogen zu haben, kommt allein ihm zu. Zwar hat man sich längst von der im Geniekult und Nationalrausch des 19. Jahrhunderts propagierten Idee verabschiedet, Luther sei der „Erfinder“ der deutschen Sprache gewesen. Doch besteht Einigkeit darüber, dass kein Individuum unsere Muttersprache mehr geprägt hat als er.

			Wie ist dieser gigantische Einfluss zu erklären? Luther war ja keineswegs, wie eine andere Kinderlegende behauptet, der Erste, der die Bibel ins Deutsche übertrug. Und auch nicht der erste, der seine Übersetzung drucken ließ. Das geschah schon 1466, elf Jahre nach der ersten lateinischen Gutenberg-Bibel, in Straßburg. Die vom Drucker Johannes Mentelin verwendete Übersetzung war damals schon ein Jahrhundert alt und stammte aus dem Nürnberger Raum. Sie war typisch für das Mittelalter und hauptsächlich als Lesehilfe für die lateinische Vulgata-Bibel gedacht. Es handelt sich um eine Wort-für-Wort-Übersetzung aus dem Lateinischen. Dort liest man Sätze wie: „Der Herr richt mich und mir gebrast nit: und an der stat der weyde do satzt er mich. Er fürtte mich ob dem wasser der widerbringung.“ Diese Bibel war vor allem gemeint, als Luther im „Sendbrief vom Dolmetschen“ über die „Esel und Buchstablisten“ höhnte, die sich vor ihm an die Verdeutschung der Heiligen Schrift gewagt hatten. Wenn er nach ihnen ginge, so spottete der Reformator, müsste man die Stelle Markus 14,4 – „Ut quid perditio ista unguenti facta est?“ – mit „Warum ist diese Verlierung der Salben geschehen?“ übersetzen, anstatt sinngemäß in klares Deutsch: „Es ist schade um die Salbe.“

			Ganz anders bei Luther: Er orientiert sich an der gesprochenen Sprache; so ist die berühmte Stelle aus dem „Sendbrief“ zu verstehen, wo es heißt, man müsse dem Volk aufs Maul schauen – und nicht (wie sie heute oft fehlinterpretiert wird) als Freibrief zur Vulgarität. Das war eben der Unterschied zu den Kanzleisprachen, auf die er sich berief: Sie waren zwar dialektfern, pflegten aber jenen verschnörkelten, umständlichen „Kanzleistil“, den Luther mit seiner Bibel überwinden musste, wenn er gehört werden wollte.

			Luthers poetisches Genie war sicher einer der Gründe für den Erfolg seiner Bibel. Er hat uns ungezählte Wörter und Redensarten beschert, die wir heute noch benutzen: Lückenbüßer, friedfertig, wetterwendisch, Machtwort, Feuereifer, Langmut, Lästermaul, Morgenland, Stein des Anstoßes, mit Blindheit geschlagen sein, der Mensch lebt nicht vom Brot allein, niemand kann zwei Herren dienen. Diese Erfindungen versuchten, volkstümliche Sprache mit theologischer und philologischer Genauigkeit zu verbinden. Ein Germanistikprofessor, der damit lieber nicht zitiert werden wollte, sagte mir einmal, von der philologischen Akkuratesse, mit der Luther sich den Urtext der Bibel anschaute, könnten „unsere muslimischen Freunde in Bezug auf den Koran noch einiges lernen“.

			Von der Übersetzung des Alten Testament berichtet Luther, er und seine Mitübersetzer, darunter Philipp Melanchthon, Caspar Cruciger und Johannes Bugenhagen, hätten oft wochenlang über ein einziges Wort nachgedacht und seien dann doch noch nicht zufrieden gewesen. Johannes Mathesius erinnerte sich später, dass Luther etliche „Schöpse“ (kastrierte Schafböcke) abstechen ließ und der Wittenberger Metzger ihm genau erklären musste, wie deren Innereien genannt wurden. Den ganzen Aufwand betrieb er, um die Stelle über Dank im 3. Buch Mose/Levitikus, 3 aus dem Hebräischen übersetzen zu können. Dort heißt es nun auf Deutsch: „Und er soll von dem Dankopfer dem HERRN ein Feueropfer darbringen, nämlich sein Fett, den ganzen Fettschwanz, vom Rückgrat abgelöst, dazu das Fett, das die Eingeweide bedeckt, und alles Fett an den Eingeweiden, die beiden Nieren mit dem Fett, das daran ist, an den Lenden, und den Lappen an der Leber; an den Nieren soll er ihn ablösen.“

			Doch nicht nur um die richtigen Worte rangen Luther und seine Drucker ein Leben lang, sondern auch um Rechtschreibung. Deren Konventionen waren damals noch völlig ungefestigt. Luther schrieb nicht nur ganz anders als wir heute. Er schwankte zunächst auch sehr in seinen Schreibweisen. Im zweiten Kapitel des Lukasevangeliums, also der Weihnachtsgeschichte, standen in der ersten Übersetzungsfassung des Neuen Testaments vom September 1522, dem sogenannten September-Testament, dicht nebeneinander zeytt und zeyt oder vnnd neben vnd. Den Namen seiner Hauptwirkungsstätte Wittenberg schrieb Luther sogar in sage und schreibe 14 verschiedenen Varianten: Wittenbergk, Wittenburgk, Wittenberg, Wittemberg, Wittembergk, Vuittenberg, Viuttemberg, Vuittenbergk, Vuittembergk, Wittemperg, wittenberg, Wyttemberg, Vvittenberg und wittemberg. Der DDR-Luther-Forscher Erwin Arndt erklärte das 1962 in seinem Buch „Luthers deutsches Sprachschaffen“: „Das ist nur dadurch möglich, dass es für Luther und seine Zeitgenossen eine Norm in unserem Sinne überhaupt nicht gegeben hat, sie nach Lage der Dinge auch gar nicht geben konnte. Jeder schrieb, wie er es für gut und richtig befand.“

			Das Orthographie-Chaos der Zeit beschrieb Luthers Korrektor Christoph Walther, der die Wittenberger Editionspraxis auch gegen Kritiker verteidigte: „Wenn hundert Briefe und gleich mehr und gleich mehr mit einerlei Wörter geschrieben wörden, so wörde doch keiner mit dem Buchstaben übereinstimmen, daß einer mit Buchstaben geschrieben wörde wie der andere.“ Ein Erfurter Schulmeister, den der große Sprachhistoriker Friedrich Kluge zitiert, klagte: „Ich weiß schier nicht, wie ich meine Schulers lehren soll der Ursachen halber, daß jetztund, wo unser nur drei oder vier Deutsche zusammen komment, hat jeder einen sonderlichen Gebrauch.“

			Doch es waren Leute wie der Korrektor Walther, die Luther allmählich eine einheitliche Rechtschreibung abverlangten und beibrachten. Vor der ersten Bibelübersetzung 1522 kümmerte sich Luther kaum um Fragen der Rechtschreibung und des Schriftbildes. Die Wittenberger Druckerei von Hans Lufft, für die Walter arbeitete, hatte aber ein Interesse daran, die Luther-Bibeln überregional zu verkaufen. Also verbesserten und vereinheitlichten die Drucker Luthers Orthographie, eliminierten grobe Inkonsequenzen und reinigten sie von mitteldeutschen Regionalismen. Nachdem Luther bemerkt hatte, dass durch solche Eingriffe sowie durch Nachlässigkeit und Flüchtigkeit der Drucker oft seine Texte entstellt wurden, begann er, auch der äußerlichen Seite der Sprache mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Seit Mitte der 1520er-Jahre mussten Bücher nach seinen Grundsätzen gedruckt werden. Viele Anzeichen deuten darauf hin, dass er selber Korrektur gelesen hat. Dabei ging es ihm auch darum, selbst von den Druckern zu lernen. Denn die Zahl der Verbesserungen übertraf die der Verschlimmbesserungen bei Weitem. Das erkannte auch Luther. Er wusste um seine Schwächen. Noch 1524 schrieb er in seiner Vorrede zur Übersetzung des Alten Testaments: „Aber nu sehe ich, das ich auch noch nicht meyn angeporene deutsche sprach kan. Ich hab auch noch bis her keyn buch noch brieff gelesen, da rechte art deutscher sprach ynnen were.“ In Übereinstimmung mit den Druckereien bemühte sich der Reformator selbst zunehmend um die Vereinheitlichung seiner Rechtschreibung: Konsonantenhäufungen wie bei zeytt, die typisch für den frühneuhochdeutschen Wildwuchs waren, wurden seltener. Er schrieb kaum noch tzehen oder czehen, sondern fast nur noch zehen. Der Luther-Forscher Gerhard Kettmann, der mehr als jeder andere über Luthers Deutsch in Erfahrung gebracht hat, schreibt, dass „Luthersprache“ zumindest bis zum Tode des Reformators „lediglich ein personifizierendes Synonym für die Wittenberger Druckersprache schlechthin“ sein könne. Dies galt für die gedruckte Orthographie; in handschriftlichen Briefen schrieb Luther ganz anders. In einer Handschrift aus dem Jahre 1520 sind nur etwa drei Prozent aller Substantive mit großen Anfangsbuchstaben ausgezeichnet, während es im Druck bereits 17 Prozent sind. Allerdings ging es ihm – im Einklang mit den Regeln und dem Sprachgefühl der Zeit – vor allem darum, Wörter innerhalb des Satzes hervorzuheben. Deshalb schrieb er auch Artikel, Adjektive und sogar Verben groß. 

			In den Drucksachen dagegen kann man den wachsenden Grad der Vereinheitlichung an der Schreibweise von Wittenberg ablesen. Die aufgezählten 14 unterschiedlichen Orthographievarianten kommen nur in Luthers ersten Schriften bis zum Jahre 1523 vor. 1524 nutzte er nur noch sechs verschiedene Schreibweisen, 1535 nur noch vier, 1539 drei und ab 1542 endlich nur noch zwei, nämlich Wittemberg und Vuittenberg, wobei jedoch die erste Form schon seit 1524 bei Weitem überwog.

			Doch all diese Normierungsanstrengungen und Luthers geniale sprachliche Qualitäten allein erklären nicht die ungeheure Wirkung, die seine Bibelübersetzung hatte. Sie ist tatsächlich der Same, aus dem unser heutiges Standarddeutsch entstanden ist – auch wenn es damals natürlich noch nicht fertig war. Das gilt nicht bloß für den Wortschatz, sondern auch für Grammatik, Satzstellung und Formenlehre. Beispielsweise war das kleine Endungs-e in Wörtern wie Krone, Seele oder Sonne im 15. Jahrhundert in den meisten Mundarten verschwunden – man sagte fast überall Sonn, Seel und Kron, so wie es heute noch in süddeutschen Mundarten üblich ist. Eine Ausnahme waren die mitteldeutschen Mundarten Thüringisch und Sächsisch. Luther hat aber in seinen späten Bibelfassungen das Endungs-e überall geschrieben, so wie es in den Dialekten, die er kannte, üblich war. Durch das Prestige der Lutherbibel hat sich diese Schreibung und Aussprache dann wieder in der gesamten deutschen Schriftsprache durchgesetzt. 

			Vom Neuen Testament wurden schon in den 1520er-Jahren 10 000 Exemplare gedruckt und in ganz Deutschland verkauft. Zunächst mussten sie in Städten wie Augsburg oder Straßburg noch mit Glossarien versehen werden, die den Süd- und Westdeutschen unbekannte Wörter erläuterten. Aber je mehr von diesen Bibeln verbreitet wurden und je länger man sie las, desto mehr wurden die Ausdrücke auch außerhalb des mitteldeutschen Raums heimisch. Am Ende wussten auch die Süddeutschen, was Hügel, Peitsche oder Lippe ist – nämlich das, was sie vor Luther nur als Bühel, Geißel oder Lefze kannten.

			Die Wittenberger Drucker trugen nicht nur mit dem Beharren auf einheitlicher Rechtschreibung ihren Teil zum Entstehen der Luthersprache bei – mindestens so viel wie die Wittenberger Kanzlei, wenn nicht mehr. Die Stadt war schon vor Luther ein Zentrum des damals boomenden Mediengewerbes. Sie wurde es noch mehr durch den Bestsellererfolg der Bibelübersetzung und andere reformatorische Schriften. Die Drucker glichen sich dem Deutsch der Nürnberger Druckereien an und schufen so mehr und mehr die Basis für eine Sprache, die sowohl im ostmitteldeutschen Raum als auch im östlichen Süden verstanden werden konnte. Man sieht an der Rolle, die die sächsische Kanzlei und die Wittenberger Druckersprache gespielt haben, dass Luther auch das Glück hatte, einfach am rechten Ort zu wirken. Sachsen war ein Kolonisationsgebiet, in das Menschen aus allen deutschen Gegenden eingewandert waren. Die Ausgleichssprache, die bei der Mischung ihrer Mundarten entstanden war, nahm eine ideale Mittelstellung zwischen den Dialekten des Nordens, Südens, Ostens und Westens ein. Wenn Luther die Reformation und seine Bibelübersetzung im äußersten Norden, wo Niederdeutsch gesprochen wurde, oder im Süden begonnen hätte, wäre alles viel schwieriger geworden. Hinzu kam, dass er selbst im Niederdeutsch sprechenden Eisleben geboren war, also auch noch auf den norddeutschen Wortschatz zurückgreifen konnte, wo es ihm passend erschien. 

		

	
		
			Opitz und Gottsched als Vollender Luthers

			Zu guter Letzt hätte die Bibelübersetzung unsere Sprache gewiss nie so geprägt, wenn sich die Reformation nicht durchgesetzt hätte. Hätte Friedrich der Weise sich um die Jahreswende 1522/23 entschieden, den Ketzer, den er da auf der Wartburg versteckt hatte, hinzurichten, um Kaiser und Papst einen Gefallen zu tun, wäre das Septembertestament vielleicht eine einsame literarische Leistung geblieben, mit der sich heute nur noch Historiker und Germanisten beschäftigen würden. Stattdessen wurde der Protestantismus Staatsreligion vieler deutscher Territorien und konnte auch durch den Dreißigjährigen Krieg und die Gegenreformation nicht mehr ausgerottet werden. Die deutsche Klassik und Philosophie wurden dann von Protestanten zu höchster Blüte getrieben, die oft genug Kinder evangelischer Pfarrer waren. Das gilt auch für Johann Christoph Gottsched, den einflussreichsten Sprachreformer des 18. Jahrhunderts, unter dessen Einfluss sich das aus Luthers Bibel entstandene Deutsch endgültig als Standard durchsetzte. 

			Sein wichtigster Vorgänger beim Ringen um eine Normierung der deutschen Sprache war allerdings der Sohn eines Metzgers – wieder einmal, wie schon bei Luthers Schaf-Eingeweiden, kommt an einer entscheidenden Stelle der deutschen Sprachentwicklung das Schlachtergewerbe ins Spiel. Die Rede ist von Martin Opitz. Dem Dichter ging es vor allem um die Verbesserung der Literatur, doch damit hatte er auch Einfluss auf die nicht-literarische Standardsprache, wenn auch zunächst nur im evangelischen Raum. Die deutsche Literaturgeschichte lässt sich einteilen in zwei Großepochen: vor und nach Martin Opitz. Alles, was vor Opitz gedruckt und vor allem gereimt wurde, kommt einem Muttersprachler heute falsch vor. Denn nach dem Erscheinen von Opitz‘ „Buch von der Deutschen Poeterey“ im Jahr 1624 schrieben die Deutschen jahrhundertelang so, wie Opitz es festgelegt hatte. Opitz‘ Buch erschien in Breslau, es beeinflusste zahlreiche bedeutende schlesische Dichter. So galt Schlesien einige Zeit als diejenige Gegend, in der das beste Deutsch geschrieben wurde. Opitz forderte für Reim und Verskunst, diese müsse die natürliche Wortbetonung beachten (seither eine Selbstverständlichkeit). Hans Sachs hatte noch genannt und Bedarf auf der ersten Silbe betont. Unreine Reime wie Höhen/stehen verbot Opitz. Willkürliche Wortkürzungen, mit denen Dichter vorher der Sprache Gewalt angetan hatten (eim statt einem), verbannte er ebenfalls. Dies betraf zunächst nur die Dichtung, doch trug es zu einer Aufwertung des Deutschen als Literatursprache bei. Opitz‘ Nachfolger als Sprachreformer, Johann Christoph Gottsched, lobte 1739 in einer Rede zum 100. Todestag, Opitz habe das Deutsche erst auf ein Niveau gebracht, das den Ansprüchen an eine gehobene Sprache genüge. Damit habe er die Ablösung des Französischen, das im 17. und 18. Jahrhundert die Sprache der Gebildeten war, in Deutschland ermöglicht.

			Gottsched selbst war kein Poet – seine literarischen Versuche, vor allem Dramen, mit denen er versuchte, einem nationalen deutschen Theater auf die Beine zu helfen, sind zurecht vergessen. Er war ein Pedant und Besserwisser. Aber manchmal kommt eine Zeit, in der einer gebraucht wird, der sich ganz sicher ist, was richtig ist und was falsch. So war es Mitte des 18. Jahrhunderts, als sich der Schriftsteller, Literaturtheoretiker und Grammatiker Gottsched zum „Sprachmentor von ganz Deutschland“ (so der Germanist Eric A. Blackall) aufschwang. Gottscheds wichtigste Mittel im Kampf um die Sprachhoheit waren seine sprachreformerische Deutsche Gesellschaft und eine Fülle von Schriften, deren wirkungsmächtigste die „Grundlegung einer deutschen Sprachkunst“ von 1748 ist.

			Im überregionalen Buch- und Zeitungsmarkt wurde damals immer dringlicher eine vereinheitlichte Schriftsprache benötigt. Zwei Jahrhunderte nach Luther stritten zwei protestantische Literaturlandschaften darüber, wer Vorbild für ganz Deutschland sein sollte: Schlesien, das nach Martin Opitz so viele führende Barockdichter hervorgebracht hatte. Oder Sachsen mit der boomenden Universitäts-, Literatur- und Buchhandelsstadt Leipzig. Dazu kamen noch Schweizer, Bayern und Österreicher, die ihre „Provinzial-Redensarten“ (so Gottsched) verteidigten. Der Pastorensohn Gottsched, der aus Königsberg vor den Werbern des preußischen Militärs nach Leipzig geflohen war, beschrieb die Lage so: „Der verschiedene und widrige Gebrauch der Wörter und Redensarten in einer Sprache ist ein Beweis, daß man die Regeln noch nicht gefunden und festgesetzet hat, nach welchen man die Richtigkeit des Ausdrucks zu beurtheilen pflegt.“ Gottsched entschied den Streit gegen die Regionen – und für eine überregional einheitliche Schriftsprache. Eine Sprache, wie sie sich in Leipzig herausgebildet hatte. Denn dort mussten sich Menschen verständigen, die eigentlich unterschiedliche Dialekte sprachen. Maßgeblich für Gottsched waren zudem „die besten Schriftsteller“. Seine Vorstellungen von „Reinlichkeit und Richtigkeit der Sprache“ haben dazu geführt, dass wir heute Wörter wie bin, hin, von, Fluss und Schuss nicht mit langem Vokal sprechen, wie es die Schlesier taten. Oder Li-eb und Di-eb sagen, wie es Gottscheds Widersacher aus der Schweiz, Johann Jakob Bodmer, propagierte. Gottsched setzte die Regeln für die Großschreibung der Hauptwörter (den Ausdruck erfand er auch) durch. Auch das Stammwortprinzip machte er endgültig zur Norm. Deshalb schreibt man rächen mit ä, weil es mit Rache zusammenhängt, auch wenn man es rechen ausspricht. Wie auch Konrad Duden oder Martin Luther hat Gottsched nichts radikal Neues erfunden. Er orientierte sich an Vordenkern, etwa dem Rechtschreibtheoretiker Hieronymus Freyer und dem Grammatiker Justus Georg Schottelius. Und an teilweise schon etabliertem Sprachgebrauch. Folgenreich war auch Gottscheds Plädoyer für Deutsch in der gehobenen Konversation. Der Germanist Eric A. Blackall schreibt: „Eine der Voraussetzungen, die Gottscheds ,Deutscher Sprachkunst‘ zugrunde lagen, ist die, daß jeder Deutsche in seiner Muttersprache schreiben will.“ Das war zu Zeiten, in denen Leibniz oder Friedrich der Große Französisch oder Latein bevorzugten, nicht so klar. Gottsched verbot sogar seiner Frau, französische Briefe zu schreiben; ihre Lehrer hatten ihr beigebracht, das sei vornehm. Gottsched schuf das Fundament für die Sprache, die heute in Deutschland, Österreich, der Schweiz und den kleineren deutschen Sprachgebieten Standard ist. Seine Vorstellungen setzten sich schließlich auch im katholischen Süden des deutschen Sprachgebiets durch. Kaiserin Maria Theresia ließ zeitgleich mit der Einführung der allgemeinen Schulpflicht 1774 die Schriftsprache in ihrem Machtbereich nach den Vorstellungen Gottscheds reformieren: Umständliche, überlange Sätze mit unnatürlicher Wortstellung nach lateinischem Vorbild, überflüssige Buchstaben und Bindestriche sowie doppelte Verneinungen waren von nun an auch in Österreich nicht mehr das stilistische Ideal. Und: Man versetzte Beamte aus der im Siebenjährigen Krieg endgültig verlorenen Provinz Schlesien in andere Teile Österreichs, damit sie dort spracheinigend wirkten. Schlesien galt seit Martin Opitz‘ Reformwerk als sprachlich vorbildliche Landschaft. Von dort brachten die Reformer sogar ursprünglich niederdeutsche Luther-Wörter wie Lippe und Ziege mit, die süddeutsche wie Lefze und Geiß in der Schriftsprache verdrängten. Maria Theresias Sohn Kaiser Joseph II. erließ weitere Sprachgesetze. Ohne die Einführung des „gottschedschen Deutschs“ verstünden Deutsche und Österreicher einander heute wohl nicht so leicht.

		

	
		
			Die ersten Rechtschreibreformer

			Die Luther-Opitz-Gottsched-Sprache wurde schließlich bis zum 19. Jahrhundert von den Klassikern und von der Massenpresse immer mehr zu dem Deutsch entwickelt, in dem wir heute ganz selbstverständlich zu Hause sind. Es fehlte ihr aber immer noch eine überregionale, für alle deutschen Sprachgebiete verbindliche Form. Diese bekam sie erst in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts, und der Ansporn ging vom 1871 gegründeten Deutschen Reich aus. Mit dieser Leistung verbinden wir heute vor allem den Namen Konrad Dudens. Seine Leistung besteht vor allem darin, den Absichten radikaler Refojrmer, die die Rechtschreibung in ihrem Sinne verbessern wollten, eine Absage erteilt zu haben und mit seinem Wörterbuch eine gemäßigte Kompromissschreibung verbreitet zu haben, mit der alle leben konnten.

			Verbesserer der deutschen Rechtschreibung hatte es in den vorangegangenen drei Jahrhunderten etliche gegeben. Sie unterschieden sich von den Druckern Luthers dadurch, dass sie nicht mehr bloß auf Vereinheitlichung aus waren. Nicht die am besten etablierte und ökonomischste Schreibweise erschien ihnen als vorbildlich. Sondern seit dem 17. Jahrhundert, als der Wolfenbütteler Justus Georg Schottelius mit seinem Werk „Ausführliche Arbeit Von der Teutschen HaubtSprache“ die wissenschaftliche Beschäftigung mit den Grundlagen des Deutschen überhaupt erst eröffnet hatte, traten auch theoretische Konzepte in den Vordergrund, nach deren Planzielen die Orthographie verändert werden sollte. Berühmten Namen wie Klopstock, Philipp von Zesen oder die Brüder Grimm kamen dabei auf Ideen, die sich nicht durchgesetzt haben. 

			Der Dichter und Sprachreformer Zesen wollte im 17. Jahrhundert Kwälle statt Quelle einführen. Er hoffte, so den lateinischen Buchstaben Q aus der deutschen Sprache zu entfernen. Außerdem sollte darin das e durch ein ä ersetzt werden, weil er der Meinung war, Quelle habe „das Wort Wal zur Wurzel, welches eigentlich so viel geheißen hat als ein Wäg oder Gang“. Noch befremdlicher erscheint die von Zesen vorgeschlagene Schreibung dheinerlei statt keinerlei. Angeblich hätten die „alten Deutschen“ dh für den Laut k geschrieben. Deshalb schlug der Poet vor, diese Schreibweise wieder einzuführen: „Mann findt noch in alten Büchern dhein, dehein, dheinerley vor kein, keinerley.“ 

			Zesen gehörte zur „Fruchtbringenden Gesellschaft“, einer Akademie von Dichtern, Theoretikern und patriotisch-sprachbegeisterten Laien, die 1617 von fünf evangelischen Fürsten in Weimar gegründet wurde, um die deutsche Sprache zu pflegen. Zesens Vorschläge waren auch innerhalb der bis 1680 existierenden Gesellschaft nicht unumstritten. Aus unserem Abc wollte er wieder ein Abg machen – so wie es in den allerersten semitischen Alphabeten, dem Griechischen und der kyrillischen Schrift ist. Das c wollte er sogar ganz aus der deutschen Sprache verbannen und durch k ersetzen. Dann wäre ja ein Platz im Alphabet frei geworden. Er schlug vor: „Damit aber auch die dritte Stelle unserer deutschen Buchstaben / wan man das c weg sollte wärfen / wiederum ersäzzet wärde / so könte man das g dafohr hinein ordnen“. 

			Ein weiterer Rechtschreibreformer der Frühzeit war Johann Jakob Hemmer. Der Pädagoge schrieb 1776 unter dem Pseudonym Jakob Domitor einen „Grundris einer dauerhaften Rechtschreibung, Deütschland zur Prüfung forgeleget“. Darin verwarf er unter anderem Doppelkonsonanten als Kürzungszeichen und empfahl beispielsweise, falen statt fallen zu schreiben. Er lehnte in seinem Reformwerk auch Dehnungszeichen wie e und h ab, die im Deutschen lange Vokale kennzeichnen. Hätten Hemmers Ideen sich durchgesetzt, schrieben wir dise statt diese. Das kommt uns heute fremdartig vor, aber noch Jacob und Wilhelm Grimm wollten für ihr Wörterbuch eine Variante jener Orthographie ohne Dehnungszeichen. In der Hemmer‘schen Orthographie stand statt st und sp im Anlaut auch scht und schp – gemäß der von Hemmer bevorzugten Maxime „Schreibe, wie du (es aus)sprichst!“ 

			Auch Friedrich Gottlob Klopstock hatte Ende des 18. Jahrhunderts den Plan, die Zahl der Varianten, in denen ein Laut im Deutschen durch zwei Buchstaben dargestellt wird, zu verringern. Für viele davon schlug er neue Schreibungen mit einfachen Zeichen vor. Beispielsweise des Glüx anstelle von des Glücks oder stez statt stets. Fremdwortschreibungen wollte Klopstock ebenfalls radikal eindeutschen. Deshalb bevorzugte er beispielsweise Nazion gegenüber Nation. Klopstock wünschte auch, die Buchstaben V und die Kombination Ph aus der deutschen Orthographie zu eliminieren. Deshalb schrieb er Filosofie statt Philosophie und Follendung statt Vollendung.

			Als Jacob und Wilhelm Grimm ihr gewaltiges Wörterbuchprojekt begannen, in dem sämtliche verschwundenen und noch gebräuchlichen Wörter der deutschen Sprache stehen sollten, wollten sie damit auch ihre Vorstellungen von einer radikalen Rechtschreibreform durchsetzen. Sie hielten sich völlig zurecht gegenüber all ihren Vorgängern für wissenschaftlich überlegen. Jacob schreibt in der Vorrede zum ersten Band: „Einzelnen älteren schriftstellern, die den schreibgebrauch zu meistern unternahmen, wie Melissus, Weckherlin, Ph. von Zesen, darf man nur geringe, darum unwirksame sachkunde zutrauen, wiewol sie es an einigen guten vorschlägen nicht fehlen lieszen; auch die neueren, in vielen stücken vollkommen berechtigt, Klopstock, Voss, Schlözer scheiterten um derselben ursache willen.“

			Wie alle Romantiker neigten die Grimms zur Idealisierung der Vergangenheit. In ihrer Vorstellung war die deutsche Sprache seit den Höhen der mittelhochdeutschen Dichtersprache eines Walther von der Vogelweide oder Wolfram von Eschenbach immer weiter herabgesunken und verwildert – auch wenn man der Vorrede anmerkt, welche Mühe Jacob hatte, mit dieser Idee einen Autor wie Goethe in Einklang zu bringen. Jacob und Wilhelm wollten zur mittelhochdeutschen Schreibweise zurückkehren, in der lange Vokale noch nicht durch Verdoppelung gekennzeichnet waren. Sie waren beherrscht von einer Idealvorstellung der mittelhochdeutschen Orthographie, die zurückging auf ihren Freund und Kollegen Karl Lachmann, den Philologen und Erfinder der modernen Editionspraxis. In Wirklichkeit wurde die mittelhochdeutsche Dichtersprache regional ziemlich unterschiedlich geschrieben. 

			Der Verleger Salomon Hirzel gestattete den Grimms aber nur, die vorgeschlagene Neuschreibung in eckigen Klammern hinter der üblichen Schreibweise anzuzeigen, beispielsweise al statt Aal. Weitergehenden Reformschreibweisen widersetzte sich der Verleger ganz. Nur in zwei Punkten, die die Lektüre des Wörterbuchs heute sehr erschweren, gab er nach: Die Brüder waren auch Anhänger einer radikalen Kleinschreibung – wie im Mittel- und Althochdeutschen. Diese wandten sie im Wörterbuch konsequent an. Den Buchstaben ß lehnten sie ebenfalls ab. Deshalb steht bis heute auch in der Neubearbeitung des Grimm‘schen Wörterbuchs äuszerung und nicht Äußerung. 

			Ein bisschen Frust über den Verleger und eine Öffentlichkeit, von der sie wohl ahnten, dass diese ihren orthographischen Vorstellungen nicht folgen würde, klingt in der Vorrede an, wo es über die Rechtschreibung abschließend heißt: „Eine gänzliche umwälzung scheint erst dann gelingen zu können, wenn ihr unter grammatischer begründung in empfänglicher zeit durch ein wörterbuch vollständig der weg gebrochen sein wird. das gegenwärtige darf blosz anspruch darauf machen, ihn hin und wieder anzubahnen und die änderung vorzubereiten.“

		

	
		
			Die ersten amtlichen Rechtschreibreformen

			Der Augenblick für eine gänzliche Umwälzung schien nach der Reichsgründung 1871 gekommen. Ihr stand allerdings ein mächtiger Gegner im Wege: der Architekt eben dieses Reiches, Kanzler Otto von Bismarck. Er hatte Deutschland geeinigt. Aber die Rechtschreibung wollte er nicht vereinheitlichen. Wenn es nach Otto von Bismarck gegangen wäre, hätte im 1871 gegründeten Reich jeder weiter schreiben können, wie er wollte – und die Österreicher und Schweizer sowieso.

			Bismarck hielt die Vorstellung, dass in einem geeinten Land mit einer modernen Verwaltung und einer aufblühenden Industrie und Medienlandschaft auch die Rechtschreibung genormt werden müsse, wohl für eine „Professorenidee“. Als solch ein intellektuelles Hirngespinst hatte er schon die Annexion Elsaß-Lothringens nach dem Sieg im Deutsch-Französischen Krieg abgetan. Dann gab er aber doch aus innenpolitischen Gründen seine außenpolitischen Überzeugungen preis. Dagegen blieb Bismarck bei der Rechtschreibreform hart. Und konnte sie dennoch nicht aufhalten. Überwunden hat ihn dabei allerdings kein Professor, sondern ein Gymnasialdirektor im hessischen Hersfeld: Konrad Duden. Und das, obwohl die erste Schlacht im Kampf um die Orthographie des Reichs für die Reformer verloren ging. 1876 berief der preußische Kulturminister Adalbert Falk führende Rechtschreibexperten zu einer „Orthographischen Konferenz“ ein, die vom 4. bis 15. Januar in Berlin stattfand. Diese Konferenz war nicht nur wegen der Reichseinigung notwendig geworden, sondern auch deshalb, weil die Rechtschreibverhältnisse im Laufe des 19. Jahrhunderts komplizierter geworden waren. 

			Um 1800 war die Vereinheitlichung der deutschen Rechtschreibung schon recht weit gediehen. Etwas vereinfacht kann man sagen: Goethe und Schiller richteten sich nach dem „Grammatisch-kritisches Wörterbuch der Hochdeutschen Mundart“ (1774-1786) von Johann Christoph Adelung und vor allem nach dessen „Vollständiger Anweisung zur Deutschen Orthographie“ von 1788. Goethe gab für den Druck seiner Werke die Maxime aus: „Im Ganzen ist die Absicht: der Adelungischen Rechtschreibung vollkommen zu folgen.“ Und Adelung, dieser erste wissenschaftlich vorgehende Wörterbuchautor, orientierte sich an der Rechtschreibung, die seit drei Jahrhunderten vor allem die Drucker nach und nach immer klarer geregelt hatten. Adelungs pragmatisches „Allgemeines Grundgesetz der Deutschen Orthographie“ lautete: „Schreib das Deutsche und was als Deutsch betrachtet wird, mit den eingeführten Schriftzeichen, so wie du sprichst, der allgemeinen besten Aussprache gemäß, mit Beobachtung der erweislich nächsten Abstammung und, wo diese aufhöret, des allgemeinen Gebrauches.“ Theoretische Reformkonzepte hatten bis dahin wenig Einfluss auf die deutsche Orthographie. Wie wir gesehen haben, konnten nicht einmal zwei Riesen wie Jacob und Wilhelm Grimm viel bewegen.

			Was blieb, waren allerdings noch immer allzu viele Zweifelsfälle und Schreibvarianten, die die Adelung‘sche Regel nicht aus der Welt geschafft hatte: nemlich/nämlich, Gehülfe/Gehilfe, wol/wohl, Brod/Brodt/Brot oder Ereigniß/Ereignis, um nur einige zu nennen. Konrad Duden beschrieb die Situation: „Nicht zwei Lehrer derselben Schule und nicht zwei Korrektoren derselben Offizin waren in allen Stücken über die Rechtschreibung einig und eine Autorität, die man hätte anrufen können, gab es nicht.“ Diesem Zustand sollte in den 1870er-Jahren nach der Reichseinigung endlich abgeholfen werden. Zugleich glaubte die Generation von Germanisten und Philologen, die von den Grimms das Handwerk gelernt hatte, endlich deren Ideen einer historisierenden Rechtschreibreform verwirklichen zu können – und darüber hinaus noch eigene, die darüber hinausgingen. So forderte der Mediävist Karl Weinhold, man sollte künftig leffel statt Löffel schreiben, ermel statt ärmel und wirde statt würde. Denn das ö, das ä und das ü seien unhistorisch und hätten sich nur durch fehlerhafte Aussprache seit dem Mittelhochdeutschen eingeschlichen. Die Anhänger Grimms und Weinholds wurden deshalb von ihren Gegnern als „leffel-Fraktion“ verspottet. Ihnen gegenüber standen die Vertreter des Prinzips „Schreibe, wie du sprichst“, die „fi-Partei“. Sie wurden so genannt, weil sie die Buchstaben f, v und ph durch einheitliches f ersetzen wollten. Das Dehnungs-h wollten sie auch weitgehend abschaffen. Dann hätte man nicht mehr Vieh, sondern fi geschrieben.

			Zur „fi-Partei“ auf der Berliner „Orthographischen Konferenz“ 1876 gehörten die Professoren Rudolf von Raumer, Wilhelm Wilmanns und Konrad Duden. Raumer hatte bereits 1875 im Auftrag des preußischen Schulministeriums einen Reformvorschlag für die Schulorthographie erarbeitet. Duden galt als Fachmann, seitdem er 1872 ein Buch über die „deutsche Rechtschreibung“ veröffentlicht hatte. Es enthielt nicht nur eine Regeltheorie, sondern auch ein erstes kleines Wörterbuch. Man nennt es heute „Schleizer Duden“, weil der Autor damals noch das Gymnasium in Schleiz leitete.

			Duden und die anderen Anhänger einer phonetischen Schreibung, bei der möglichst eindeutig und logisch sein sollte, welcher Buchstabe welchen Laut bezeichnet, setzten sich auf der Berliner Konferenz durch. Obwohl Bismarck mit dem österreichischen Germanisten Wilhelm Scherer extra einen Bremser im Gremium installiert hatte, stimmten die Teilnehmer mit demokratischer Mehrheit für einige zarte Reformen. Das fi wäre den Deutschen zwar erspart geblieben, aber die gemäßigte Kleinschreibung sollte eingeführt werden, Pluralformen wie Theorieen und Sympathieen sollten immer mit zwei ee geschrieben werden, und künftig sollte es nicht mehr du wäschst, sondern du wäscht heißen. Andere Reformschreibungen von 1876 sind heute selbstverständlich: Gleichnis statt Gleichniß, Altertum statt Alterthum, Ware statt Waare. Das liegt daran, dass Konrad Duden nicht kapitulierte, als Otto von Bismarck die neue Rechtschreibung in preußischen Ämtern verbot und drohte, „jeden Diplomaten in eine Ordnungsstrafe zu nehmen, welcher sich derselben bediene“. Der Abgeordnete Lucius notierte im Februar 1876, was der Reichskanzler dachte: „Man mute den Menschen zu, sich an neue Maße, Gewichte und Münzen zu gewöhnen, verwirre alle gewohnten Begriffe, und nun wolle man auch noch eine Sprachkonfusion einführen. Das sei unerträglich.“ Einen Monat später erklärte Kulturminister Falk die Konferenz für gescheitert.

			Den Zug zur Einheitsschreibung konnte Bismarck damit aber nur entschleunigen, nicht aufhalten. In den folgenden Jahren führten Bayern, Preußen, Österreich und sogar Kleinstaaten wie Mecklenburg-Strelitz amtliche Regelbücher ein. Diese sollten verhindern, was Konrad Duden an seinen Schulen überall erlebt hatte: Oft wurde von einem Lehrer als Fehler angestrichen, was der andere als richtig ansah. Seinen Sieg verdankte Duden seiner pragmatischen Haltung. Als er eingesehen hatte, dass eine radikale Rechtschreibreform nicht durchzusetzen war, kämpfte er nur noch für die Vereinheitlichung auf einer möglichst kompromissfähigen Grundlage. Dafür nahm er die schon existierenden Regelbücher der beiden größten und wichtigsten deutschen Teilstaaten Preußen und Bayern, verglich sie und ermittelte die häufigsten Schreibweisen, von denen man annehmen konnte, sie würden sich mittelfristig durchsetzen. Auf Wörter, die in den Schulregelwerken nicht explizit verzeichnet waren, wandte er die Regeln an, um größtmögliche Vereinheitlichung zu erzielen. Die so gewonnene Wortverzeichnung präsentierte er im Juli 1880. In seinem „Orthographischen Wörterbuch“ verzeichnete Konrad Duden auf 187 Seiten etwa 27 000 Wörter. Es ist die Urform des heute längst nach seinem Begründer einfach nur Duden genannten Nachschlagewerks.

			Zwar propagierte Duden bei aller neuen Bescheidenheit auch in diesem Wörterbuch und den sechs Folgeauflagen bis 1905, die er noch selbst verantwortete, eigene orthographische Vorstellungen – so ließ er Schreibungen mit k und z wie Kontrolleur statt Controlleur oder Zivilist statt Civilist zu, die zunächst in den Schulregelwerken nicht akzeptiert waren. Doch bevorzugt entschied er sich für die Varianten des amtlichen Preußischen Regelbuchs, das sein Gesinnungsgenosse Wilhelm Wilmanns kurz zuvor im Auftrag des neuen preußischen Bildungsministers Robert Viktor von Puttkamer verfasst hatte – immer noch gegen den Willen Bismarcks. Dem Regelbuch für die Schulorthographie legte Wilmanns die Ideen Raumers für eine Einheitsschreibung aus dem Jahre 1872 zugrunde. Neben Duden sollten also eigentlich immer Raumer und Wilmanns als Väter der deutschen Einheitsorthographie genannt werden. Doch Duden war derjenige, der sie durchsetzte. Wilmanns‘ Schulorthographie hatte lediglich 3000 Wörter für den Schulgebrauch enthalten. Wer wissen wollte, wie andere Wörter nach den Regeln geschrieben werden, musste sie anwenden und die richtige Schreibung durch Analogieschluss ermitteln. Das war den Menschen im Schreiballtag zu umständlich. Bei Duden konnte man den Kernwortschatz der deutschen Sprache nun tatsächlich Wort für Wort nachschlagen, so wie er nach den neuen gemäßigten Regeln aussah. Die Idee, die deutsche Orthographie per Ordre de Mufti zu verbessern, hatten alle drei – Raumer, Wilmanns und Duden – aufgegeben. Im Vorwort von 1880 schrieb Duden: „Dem Wunsche, diese Orthographie in ganz Deutschland und demnächst, soweit die deutsche Zunge klingt, zum Siege gelangen zu sehen, bringt der Verfasser gern seine besonderen, die Rechtschreibung betreffenden Wünsche zum Opfer.“ 

			Das Opfer lohnte sich. Dudens Wörterbuch wurde rasch reichsweit zum maßgeblichen Nachschlagewerk. Schon 1892 übernahm auch die Schweiz seine Schreibweisen. In späteren Auflagen des Rechtschreibwörterbuchs wurden die Schreibalternativen, die Duden zunächst noch großzügig oft angegeben hatte – gesetztenfalls vs. gesetzten Falles, Civilist vs. Zivilist etc. –, immer mehr reduziert. Die zweite „Orthographische Konferenz“ in Berlin 1901 legte dann zu großen Teilen nur amtlich fest, was dank der Bestrebungen des Hersfelder Lehrers längst fast überall die praktizierte Rechtschreibung war. 

			Nur die Behörden und Ämter hatten sehr lange noch eine von der Willmanns-Duden‘-Schulorthographie abweichende Rechtschreibung praktiziert. Die letzte Hoffnung dieser verbeamteten Duden-Gegner war das 1896 vollendete Bürgerliche Gesetzbuch. Es sollte in der Behördenrechtschreibung verfasst werden, die der Duden-Vorgänger und Konkurrent Daniel Sanders 1875 in seinem „Orthographischen Wörterbuch“ beispielhaft niederlegt hatte. Doch es half nicht mehr. Sogar die liberalen Doppelschreibungen, die Beschlüsse der Konferenz von 1901 zunächst noch zugelassen hatten, verschwanden. Der sogenannte „Buchdruckerduden“, den Konrad Duden 1903 auf Verlangen des Druckgewerbes und anderer Menschen veröffentlichte, ließ, wie von diesen Profis gewünscht, nur noch eine korrekte Schreibmöglichkeit zu. Dieses Buch hat dann die 1901 amtlich gewordene Schreibung endgültig durchgesetzt. Otto von Bismarck hat das nicht mehr erlebt. Er war 1890 entmachtet worden und 1898 gestorben. Bis zuletzt hielt er an der Privatrechtschreibung fest, die seine Beamten als „Ottographie“ verspotteten. Und auch der Kaiser, der Bismarck entlassen hatte, verlangte noch bis 1911, dass Schriften an ihn in traditioneller Rechtschreibung abgefasst sein mussten.

		

	
		
			 

			Fraktur oder Antiqua. Der Kampf um die Schrift

			Otto von Bismarck war auch ein Gegner der Antiquaschrift, die von ihren Befürwortern als modern und international angesehen wurde. Die Frakturschrift, auch deutsche oder abwertend „gotische“ Schrift genannt, betrachteten sie als eine bloße Entartung der Antiquaschrift. Doch der Reichskanzler nahm Eingaben, die in Antiqua geschrieben waren, nicht zur Kenntnis. Dabei gab es schon im Kaiserreich sogar Nichtregierungsorganisationen, die um die richtige Schrift für Deutschland stritten, so wie es andere Massenorganisationen für Kolonien, eine starke Flotte, gegen Fremdwörter (davon später), für Naturschutz, Kinderschutz und für die Rechte von Frauen taten. Die Antiqua-Verfechter organisierten sich – aus heutiger Sicht verwirrend – im „Verein für Altschrift“. Denn sie argumentierten, die Antiqua, deren Großbuchstaben in der Renaissance nach römischen Säuleninschriften geformt wurden, könne im Gegensatz zur Fraktur auf eine zweitausendjährige Tradition zurückblicken. Zu den Gründungsmitgliedern des Vereins gehörten u.a. Konrad Duden und der Büroartikelhersteller Friedrich Soennecken. Doch sie konnten im Gegensatz zu den Rechtschreibvereinheitlichern den Widerstand ihrer Konkurrenz vom „Allgemeinen Deutschen Schriftverein“ und anderer, die an der gewohnten Schrift festhielten, nicht brechen. 

			Dabei hatten sie sogar über den Petitionsausschuss eine Beschlussvorlage in den Reichstag eingebracht, die forderte: „1. die allgemeine Zulassung der Altschrift (Antiqua, sogenannte Lateinschrift), vor allem der Handschriftform, im amtlichen Verkehr der Reichsbehörden zu erwirken, 2. ein gleiches Vorgehen sämtlicher Bundesregierungen herbeizuführen sowie auch zu veranlassen, daß allgemein der erste Schreibleseunterricht in den Volksschulen mit der leichteren Altschrift beginne, der Unterricht in der schwereren Bruchschrift (Fraktur) dagegen auf die späteren Schuljahre verschoben und möglichst bald auf das Lesenlernen beschränkt werde.“ 

			Befürworter des Antrags waren die Sozialdemokraten, abgelehnt wurde er von den eher Rechten – Konservative, Reichspartei, Zentrum. Durch die Liberalen ging ein Riss: Gustav Stresemann war für die Antiqua, Friedrich Naumann dagegen. Am 4. Mai 1911 lehnte das Plenum des Reichstags mit 85 zu 82 Stimmen (der Rest der 397 Abgeordneten stimmte gar nicht mit ab) die Petition ab. 

			Immerhin: Die Frage, welche Schrift in Deutschland gebraucht werden sollte, wurde im Parlament entschieden, nachdem zuvor zwei konkurrierende bürgerliche Initiativen der Öffentlichkeit über einen längeren Zeitraum ihre jeweiligen Argumente vorgetragen hatten. Das Kaiserreich erwies sich hier als demokratischer als die Bundesrepublik 85 Jahre später bei der Rechtschreibreform. 

			Auch das Ende der Fraktur kam nicht aufgrund einer demokratischen Entscheidung. Sie wurde erst Jahrzehnte später ausgerechnet von einem abgeschafft, der sich als Erbe und Vollender Bismarcks sah: Adolf Hitler. Seinetwegen musste sogar der Duden 1941/42 innerhalb nur eines guten Jahres noch einmal wortgleich in einer ganz anderen Schrift gesetzt werden. Die Fraktur, die bis dahin als die „deutsche Schrift“ schlechthin gegolten hatte, wich in den Neudrucken der zwölften Auflage ab November 1942 der Antiqua, die wir bis heute benutzen. So eine Änderung war damals ein recht aufwendiger Vorgang, weil man ja nicht einfach eben schnell am Computer etwas neu formatieren konnte, sondern alles mit Blei neu gesetzt und dann, dem Ruf des Dudens als Hort amtlicher Rechtschreibung entsprechend, besonders gründlich und oft korrekturgelesen werden musste.

			Eingebrockt wurde das dem Verlag des Wörterbuchs, dem Bibliographischen Institut in Leipzig, von dem Mann, der in der äußerlich grünen, innerlich ideologisch-braunen zwölften Duden-Auflage von 1941 mit gleich zehn Einträgen vertreten war. Der Duden-Historiker Wolfgang Werner Sauer hat die stetige Verhitlerung des Rechtsschreibwörterbuchs nach der Machtergreifung 1933 ausgezählt: 1934 wurden der Name Hitler selbst mit der Erläuterung „dtsch. Reichskanzler“ sowie insgesamt sechs weitere Begriffe wie Hitler-Jugend, Hitlergruß und Hitlerjunge aufgenommen. 1941 stieg die Zahl der mit Hitler gebildeten Wörter nach Sauers Zählung dann auf zehn, obwohl Hitler-Bewegung gestrichen worden war – dafür kam aber unter anderem Adolf-Hitler-Dank und Hitler-Jugend-Lager dazu.

			Der so gefeierte Diktator fällte Anfang Januar 1941, also zeitgleich mit dem Erscheinen des letzten Fraktur-Dudens, eine Entscheidung, die sein Sekretär Martin Bormann am 3. Januar 1941 in einem Schreiben an die oberen Parteigliederungen so begründete: „Die sogenannte gotische Schrift als eine deutsche Schrift anzusehen oder zu bezeichnen ist falsch. In Wirklichkeit besteht die sogenannte gotische Schrift aus Schwabacher Judenlettern.“ Fortan sollten für den Druck nur noch Buchstaben in lateinischer Druckschrift verwendet werden. Bormann ließ keinen Zweifel daran, dass diese Entscheidung von Adolf Hitler selbst getroffen worden war: „Am heutigen Tag hat der Führer in einer Besprechung mit Herrn Reichsleiter Amann und Herrn Buchdruckereibesitzer Adolf Müller entschieden, dass die Antiqua-Schrift künftig als Normalschrift zu bezeichnen sei. Nach und nach sollen sämtliche Druck-Erzeugnisse auf diese Normalschrift umgestellt werden.“ Die beiden genannten Männer waren die naheliegendsten Ansprechpartner, wenn es galt, einen Wechsel der im gesamten Deutschen Reich gebrauchten Druckschriften durchzusetzen. Max Amann war Chef des Franz-Eher-Verlags, den die NSDAP 1920 übernommen hatte und der nach der Machtübernahme dank seiner privilegierten Stellung als Zentralverlag der NSDAP zum größten Verlagshaus Europas wurde. Adolf Müller gehörte das Münchner Buchgewerbehaus M. Müller & Sohn, die Druckerei, die im Auftrag des Eher-Verlags das Parteiblatt „Völkischer Beobachter“ und einen Großteil der Millionenauflagen von Hitlers Hetzschrift „Mein Kampf“ herstellte.

			Da sich Amann und Müller vermutlich zumindest minimal mit der Geschichte des Buchdrucks auskannten, dürften selbst diese Getreuen Hitlers nicht wirklich geglaubt haben, was in Bormanns Schreiben als Begründung für den Abschied von der Fraktur angeführt wurde. Über die Entstehung der gebrochenen Schrift hieß es da: „Genau wie sie sich später in den Besitz der Zeitungen setzten, setzten sich die in Deutschland ansässigen Juden bei Einführung des Buchdruckes in den Besitz der Buchdruckereien, und dadurch kam es in Deutschland zu der starken Einführung der Schwabacher Judenlettern.“ Das war selbst für NS-Verhältnisse eine besonders dummdreiste Geschichtsverfälschung. Denn im 15. und 16. Jahrhundert, also in der Frühzeit des Buchdrucks, durften Juden wegen der damals geltenden strengen Zunftregeln praktisch nirgendwo ins neue Geschäft des Buchdrucks einsteigen. Die gebrochenen Druckschriften, zu denen nicht nur die Fraktur, sondern auch die Schwabacher, die Schrift Luthers und Melanchthons, gehörte, waren an Schreibschriften des späten Mittelalters wie die Bastarda angelehnt. Diese folgten einem ästhetischen Bedürfnis der gotischen Epoche, genau wie in der gotischen Architektur auch bei den Buchstaben Linien durch Verwinklungen zu brechen. Die Entstehung der Fraktur kann ziemlich sicher auf einen Kreis um Kaiser Maximilian Anfang des 16. Jahrhunderts zurückgeführt werden.

			Mit schrifthistorischen Einwänden musste man Hitler aber nicht kommen, das war allen klar. Warum er die Entscheidung gefällt hat, ist bis heute unklar. Oft wurde spekuliert, es sollte im Jahr, in dem das Dritte Reich schon halb Westeuropa erobert hatte, sichergestellt werden, dass die Unterworfenen deutsche Erlasse und Plakate lesen konnten. Der Mythos geht auf die Begründung zurück, mit der Heinrich Lammers, der Chef der Reichskanzlei, am 13. Januar 1941 alle obersten Reichsbehörden anwies, von Fraktur auf Antiqua umzustellen. Lammers schrieb, dass „die Verwendung der fälschlicherweise als gotische Schrift bezeichneten Schriftzeichen den deutschen Interessen im In- und Auslande“ schade, „weil Ausländer, die die deutsche Sprache beherrschen, diese Schrift meist nicht lesen können“. Auch in Bormanns Schreiben vom 3. Januar 1941 wird angekündigt, man werde „zunächst jene Zeitungen und Zeitschriften, die bereits eine Auslandsverbreitung haben, oder deren Auslandsverbreitung erwünscht ist, auf Normal-Schrift umstellen.“ Dennoch befremdet die Vorstellung eines Hitlers, der die Schrift des eigenen Landes ändert, um sein Herrschaftssystem für die Besiegten kundenfreundlicher zu gestalten. Plakate, die sich in der Landessprache an die Zivilbevölkerung richteten, wurden ohnehin schon vorher in Antiqua gedruckt.

			Außerdem war die Fraktur zumindest in Westeuropa keineswegs so schwer lesbar, wie man heute glaubt. In Frankreich, Holland, Belgien und den skandinavischen Ländern war sie lange neben der Antiqua in Gebrauch gewesen. Vielleicht entsprach die Neuerung einfach einem Bedürfnis des Modernisierers Hitler, mal wieder symbolisch einen alten Zopf abzuschneiden. Möglicherweise lag ihr aber auch tatsächlich eine Zukunftsvision zugrunde, die Hitler am 2. oder 3. November 1941 gegenüber dem anwesenden Himmler vortrug: „Unsere Sprache wird in hundert Jahren die europäische Sprache sein. Die Länder des Nordens wie des Westens werden, um sich mit uns verständigen zu können, unsere Sprache lernen. Die Voraussetzung dafür: An die Stelle der gotisch genannten Schrift tritt die Schrift, welche wir bisher die lateinische Schrift nannten und jetzt Normschrift heißen. Wir sehen jetzt, wie gut es war, daß wir uns im Herbst vorigen Jahres zu diesem Schritt entschlossen haben.“

			Nach dem sogenannten „Normalschrift-Erlass“ dauerte es auch im Nazi-Reich noch neun Monate, bis der Wille des Diktators Gesetz wurde. Am 1. September 1941 hieß es in einem „Runderlaß des Reichsministeriums für Wissenschaft und Volksbildung“: „Künftig soll an allen Schulen nur eine Schrift, die Normalschrift, gelehrt werden.“ Neben der gedruckten Fraktur fiel dem Erlass auch die von Ludwig Sütterlin 1915 entwickelte deutsche Schreibschrift zum Opfer. Die Umstellung erfolgte aber keineswegs so flächendeckend radikal und schnell, wie man sich das in einer Diktatur vorstellt. Einer, der trotz des entschiedenen Tons, in dem der Normalschrifterlass verkündet war, Bedenken äußerte, war Karl Fiehler, der NS-Oberbürgermeister von München. Er argumentierte sowohl sprachhistorisch als auch mit wirtschaftlichen Argumenten und verwies auf die vermeintlich bessere Lesbarkeit der Frakturschrift. Martin Bormann antwortete ihm 1941: „Auf ihr Schreiben muss ich Ihnen erwidern, dass ich selbst über die Geschichte der deutschen Schriften nicht näher unterrichtet bin. Nach Auffassung des Führers ist es aber falsch, die gotische Schrift als deutsche Schrift anzusehen, da sie tatsächlich orientalischen Ursprungs sei.“ Dieser Auffassung sei auch die von Hitler geschätzte Architektin und Kunstgewerblerin Gerdy Troost, die die Urkunden, Präsentationsmappen und Hüllen für militärische und zivile Auszeichnungen des Dritten Reiches gestaltete. Was die vermeintlich bessere Lesbarkeit der Frakturschrift betreffe, so sei „die allgemeine Auffassung“ anders. Deshalb würden die Schilder der Reichsautobahnen und Landstraßen „in Normal-Schrift ausgeführt“. 

			Karl Fiehler war kein Einzelfall. Die Fraktur hatte unter den Nazis viele Anhänger. Der Münchner Stadtrat hatte am 22. Juni 1933 beschlossen, für Straßenschilder nur noch gebrochene Schrift zu verwenden. Der NS-Historiker Helmut Heiber schreibt: „Wenige der einsamen Entschlüsse Hitlers sind (…) in seiner Partei so auf Widerstand gestoßen“ wie der Normalschrift-Erlass. Sogar Bormanns Bemerkung, er sei kein Experte, könne man wohl als Zeichen einer vorsichtigen Reserviertheit auslegen. 

			Hinzu kam, dass die alten Bleilettern mit Fraktur wertvolles Betriebskapital waren, das nicht überall sofort eingeschmolzen und gegen Antiqua-Lettern ausgetauscht werden konnte. Erst recht nicht in Zeiten kriegsbedingter Rohstoffverknappung. Als der Reichsschatzmeister der NSDAP, Franz Xaver Schwarz, am 23. Januar anordnete, dass die lateinische Schrift künftig „für alle Druckereierzeugnisse wie Verwaltungsdrucksachen und Druckwerke, Formulare, Urkunden, ferner auch Aufschriften usw. verwendet“ werden solle, schränkte er ein: „Die Einführung kann insbesondere bei Neudrucken bzw. Neuauflagen erfolgen. Die Restbestände müssen selbstverständlich aufgebraucht werden.“ Provinzzeitungen und Produkte kleiner Druckereien wurden noch bis zum Kriegsende teilweise in Fraktur veröffentlicht.

			Leitmedien stellten dagegen schnell um: Die Berliner Ausgabe des Völkischen Beobachters erschien schon ab dem 1. Februar 1941 komplett in Antiqua. Auch für das quasi amtliche Rechtschreibwörterbuch des sogenannten Großdeutschen Reiches war ein rascher Wechsel natürlich unumgänglich. Im Vorwort der „Normalschriftausgabe“ genannten Ausgabe von 1942 heißt es: „Die vorliegende Ausgabe in Normalschrift verdankt ihr Entstehen dem Erlaß des Reichserziehungsministeriums vom 1. September 1941, der an Stelle der ,deutschen Schrift‘ die ,deutsche Normalschrift‘ eingeführt hat. Die Ausgabe ist ein unveränderter Abdruck der im Jahre 1941 erschienenen 12. Auflage unserer ,Rechtschreibung‘.“ Um die Veränderung so unauffällig wie möglich zu halten, hatten die Duden-Setzer sogar das Kunststück fertiggebracht, das Wörterbuch exakt auf die gleiche Länge wie das alte zu bringen: Auf 620 Seiten wurde das Ende der deutschen Schrift eingeleitet, die ein Jahr zuvor noch amtlich gewesen war.

			Erhalten blieb dabei übrigens das ß, obwohl seine Geschichte eng mit der Geschichte der gebrochenen Schriften verbunden war. Es entstand in der Frühphase des Buchdrucks als Ligatur, also als Zusammenziehung der Buchstabenzeichen ſ (für das lange S am Wort- und Silbenende) und z. Unser heute gebräuchliches Zeichen für das ß in der Antiqua wurde erst im 19. Jahrhundert entworfen. Es war aber 1941 schon so durchgesetzt, dass Hitler es begnadigte. Am 18. Oktober 1941 erklärte das Propagandaministerium, wie damit zu verfahren sei: „Der Führer hat die Beibehaltung des ,ß‘ in der Normalschrift angeordnet. Bei der Verwendung großer Buchstaben soll das ,ß‘ jedoch als ,SS‘ geschrieben werden.“ Dieses Zugeständnis zeigt auch, dass Hitler den Deutschschreibern und -lesern hier nichts radikal Neues zumutete. Sie konnten ja alle die Antiqua lesen, die seit dem 19. Jahrhundert in vielen Zeitungen, Zeitschriften und Büchern verwendet wurde. Es war lange üblich, dass Gebildete vier Schriften zumindest passiv beherrschten, nämlich Antiqua und Fraktur als Druckschriften und ihre handschriftlichen Gegenstücke: die Lateinschrift und die deutsche Kurrentschrift (Sütterlin war eine Reformvariante der Letzteren). Radikal war Hitlers Normalschrifterlass nur, indem er eine über 500 Jahre gebräuchliche Schrift eliminierte, aber nicht, indem er den Deutschen etwas völlig Ungeläufiges aufzwang, wie es ja mit der Rückkehr zur germanischen Runenschrift denkbar gewesen wäre. Die Runen-Rolle rückwärts blieb ein Traum einiger besonders spinnerter SS-Denker.

			Stattdessen pries Hitlers große radikale Schriftreform den Deutschen die Antiqua als ihre wahre „deutsche“ und rassengerechte Schrift an. Es handelt sich um ein besonders absurdes Beispiel für einen fortschrittlichen Sprachumbau, der sich konservativ gewandete. Solche Umbauten, wie sie etwa die Grimms mit ihrer Kleinschreibung und diverse Rechtschreibreformer forderten, behaupteten – wie wir gesehen haben – früher oft, es handele sich um eine Rückkehr zur ursprünglichen „richtigen“ Form, die lediglich durch „Entartungen“ entstellt worden sei. Während die Grimms tatsächlich geglaubt haben, das mittelhochdeutsche Ideal verkörpere das reine, noch nicht getrübte Deutsch, und dafür auch einigermaßen plausible wissenschaftliche Argumente hatten, handelt sich es sich bei der Begründung der NS-Schriftreform und der Mär von den „Schwabacher Judenlettern“ um eine reine Fiktion. Dies ist umso absurder, weil die Schwabacher Schrift, eine frühe Form der gebrochenen Druckschriften, die ca. 1480 bis 1530 vorherrschte, die Schrift der Luther-Bibel war. Ihren Namen verdankt sie vermutlich der Verbindung mit den Schwabacher Artikeln, in denen die frühen Protestanten 1529 in Schwabach ihre Grundsätze formulierten. Luther galt den Nationalsozialisten wie Bismarck als deutscher Held und Befreier. Mit der Abschaffung der Fraktur und ihrer Begründung pfiff Hitler also gleich auch zwei Heroen, auf die er sich sonst gerne berief: den Eisernen Kanzler und den Reformator.

		

	
		
			Das Dritte Reich und die DDR gegen die Dialekte

			Auch hier muss noch einmal von Hitler die Rede sein. Joachim C. Fest hat in seiner Biographie des Diktators den Nationalsozialismus als großes Modernisierungsprojekt bezeichnet. Sicher ist, dass Hitler seine Bewegung so verstand. Wie erwähnt verachtete er den ganzen altertümelnden Germanenfolklorekitsch, den vor allem sein Paladin Himmler und die SS veranstalteten. Und er hatte eine Abneigung gegen Dialekte, die er für ein zu überwindendes Relikt der Vergangenheit hielt. Am 13. April 1942 teilte das Propagandaministerium mit, was dessen Chef Joseph Goebbels und Hitler über Mundarten dachten: „Der Reichspropagandaleiter hat erneut zum Ausdruck gebracht, dass der Führer auf keinen Fall eine Pflege der Dialekte wünscht. Wenn der Krieg nicht gekommen wäre, würden selbst die Dialektbühnen schon abgebaut worden sein. Durch den Krieg müsse man diese Maßnahme bis nach dem Kriege verschieben. Wie durch die lutherische Bibelübersetzung eine klare deutsche Schriftsprache und der Reichsgedanke sich durchgesetzt haben, so müsse jetzt der Großdeutsche Rundfunk die Aufgabe übernehmen, gewissermaßen das klassische Deutsch zu sprechen und damit seinen Teil zur Überwindung der volkstrennenden Erscheinungen auf dem Gebiet der Sprache, also insbesondere zur Überwindung der Dialekte, beizutragen.“ 

			Die Tatsache, dass Hitler seine Ansichten „erneut“ zum Ausdruck bringen musste, verweist auf eine wesentliche Eigenschaft des nationalsozialistischen Herrschaftssystems: Es war nicht so zentralisiert, wie es heute scheint. Nicht alles, was sein Führer wünschte, wurde sofort überall und konsequent umgesetzt – jedenfalls, solange es um solche Nebenkriegsschauplätze und nicht um die entscheidenden Fragen von Krieg, Frieden und Massenmord ging. Einzelne Gauleiter und Funktionäre, aber auch der sich als Chefideologe der Partei verstehende Alfred Rosenberg förderten „völkisch-provinzielle Dichtung“. Der Gauleiter des Gaus Weser-Ems, Carl Röver, ließ eigens eine Freilichtbühne in Bookholzberg im Landkreis Oldenburg einrichten, auf der 1935 bis 1937 mehrmals das niederdeutsche Drama „De Stedinge“ des Autors August Hinrichs aufgeführt wurde. Zur Grundsteinlegung für die „Weihestätte Stedingsehre“, die Röver sich als „Oberammergau des Nordens“ erträumte, kamen 1934 Heinrich Himmler und Alfred Rosenberg. Doch der Niederdeutschschwärmer Röver, der mehr und mehr parteinintern unwichtig wurde und bei dessen Tod in einem Berliner Krankenhaus 1942 sogar der Verdacht eines „Euthanasie“-Mordes aufkam, ist auch beispielhaft dafür, wie solche Ansichten immer weniger gelitten waren, je mehr das NS-Herrschaftssystem im Krieg zentralisiert wurde. Für Hitler selbst war die Mundartpflege ein Anliegen der „Rückwärtse“ und „Altertumsschwärmer“– Schimpfwörter, mit denen er die Vertreter einer völkischen Kulturauffassung bedachte.

			Zwar gibt es in „Mein Kampf“ durchaus freundliche Bemerkungen über den Dialekt seiner Linzer Heimat, der dem niederbayrischen Dialekt ähnele, und den Hitler dem verabscheuten Wienerisch vorzog. Doch wenn man aus vereinzelten Bemerkungen in den Tischreden, Monologen im Führerhauptquartier und den Aktenüberlieferungen so etwas wie ein sprachpolitisches Programm zusammenstellen wollte, dann wäre es antidialektal. In Hinblick auf so unterschiedliche Erscheinungen wie den Linzer Dichter Franz Stelzhamer und den Komiker Karl Valentin bedauerte der Diktator, wie eng wegen ihrer Mundart der Wirkungskreis ihrer Poesie und ihres Witzes geblieben sei. Valentin wäre ohne diese Einschränkung gewiss berühmt gewesen, „längst bevor die amerikanischen Groteskkomiker aufkamen“. 

			Im selben Monolog beklagt Hitler allerdings auch, wie wenig er sich bisher mit dieser Auffassung über den Dialekt durchsetzen konnte. Die widersprüchliche Sprachpolitik des Dritten Reichs beschreibt er so: „Ich bemühe mich, daß ich Dänen, Schweden, Norwegern Deutsch beibringe, und dann bringe ich im Rundfunk Dialektstücke! Ich schaffe die sogenannte gotische Schrift ab, weil ich damit nicht weiterkomme, und dann rede ich Dialekt! (…) Wo wären wir hingekommen, wenn Hoffmann von Fallersleben das Deutschlandlied in Dialekt gedichtet hätte! Man mag seine Heimat noch so lieben, aber (…) von Zeit zu Zeit muß man sein Haus entrümpeln, sonst kommt so ein Unrat zusammen! Dann ist das irgendwie blamabel, wenn man einen gebildeten Tschechen hört und der spricht dann besser als ein Deutscher!“ Als Mittel zur Herstellung einer sprachlichen Einheit betrachtete Hitler auch das Militär: „Das deutsche Heer ist nicht dazu da, eine Schule für die Erhaltung von Stammeseigentümlichkeiten zu sein, sondern vielmehr eine Schule des gegenseitigen Verstehens und Anpassens aller Deutschen.“ Allzu viel Zwang hielt der Diktator für die Herstellung einer solchen Anpassung nicht nötig: „Die Leichtigkeit des modernen Verkehrs schüttelt die Menschen derart durcheinander, daß langsam aber stetig die Stammesgrenzen verwischt werden und so selbst das kulturelle Bild sich allmählich anzugleichen beginnt.“ 

			Hitler hatte in seiner österreichischen Heimat vor dem Ersten Weltkrieg gesehen, wie die Nationen der Monarchie, die über die jeweilige Alltagssprache definiert wurden, auseinanderstrebten und den Staat schwächten. Er sah die Schaffung einer deutschen Einheitssprache durch Luther im Grunde als die Geburtsstunde der deutschen Nation an: „Mit der Bibelübersetzung hat er an die Stelle unserer Dialekte die deutsche Sprache gesetzt, also Charakter und Geist der Nation in einheitlichen Zeiten verlautbart.“ Man hört in Hitlers Reden auch einen Nachhall der Luther-Behauptung, er habe im Grunde nur das Deutsch der Kanzleien seines Kurfürsten und seines Kaisers verwendet. Hitler stellt dem wieder die Dialekte gegenüber, denen er grundsätzlich ein spalterisches Potenzial zutraute, so etwa den Nationalitätensprachen Altösterreichs: „Man mußte, um das Reich zu regieren, zahlreiche Dialekte vergewaltigen, indem man das Kanzleideutsch einführte.“ 

			Dieses Zitat stammt aus der Zeit kurz vor dem Beginn der Schlacht um Stalingrad. Mochte Hitler noch so entschieden monologisieren – es gab gerade wichtigere Kämpfe als den Krieg gegen die Dialekte. Die Zeit, in der Geld, Material, Papier und Arbeitskraft für abseitige völkische Projekte im Überfluss vorhanden war, ging zwar schon mit dem Kriegsbeginn zu Ende. Aber bis zum Untergang des Dritten Reichs gab es trotz Hitlers klar geäußerten Ideen dazu keine einheitliche Anti-Dialekt-Politik. Das Verbot der sächsischen Mundartgedichte der Poetin Lene Voigt, das 1936 erlassen wurde, blieb eine Ausnahme: Dem Gauleiter und Ministerpräsidenten Sachsens, Martin Mutschmann, der es veranlasst hatte, galt Sächsisch paradoxerweise als unheldisch, obwohl er selbst in breiter Mundart sprach.

			Diese widersprüchliche Einstellung zum Sächsischen und zu den Dialekten allgemein prägte auch den zweiten erklärtermaßen mundartfeindlichen totalitären Staat auf deutschen Boden. Die DDR wurde zwar in den Anfangsjahren von einem Mann geleitet, dessen sächsische Aussprache Gegenstand allgemeinen Spotts war, aber das änderte nichts daran, dass man Dialekte für überholte kulturelle Relikte hielt. Dem sich als fortschrittlich und entwickelt ansehenden Arbeiter-und-Bauern-Staat gelang die nahezu vollständige Auslöschung der Mundarten zumindest im Osten und Nordosten Deutschlands. Und man war stolz darauf. Die „Kleine Enzyklopädie Deutsche Sprache“, die 1983 in Ost-Berlin veröffentlicht wurde, verkündete die Überwindung der alten Mundarten quasi als Plansoll, das im Arbeiter-und-Bauern-Staat schon fast erfüllt sei: „Allerdings scheint der Dialektgebrauch in der BRD langsamer zurückzugehen als in der DDR; das hat seine Ursache vermutlich in der Beibehaltung der für kapitalistische Verhältnisse typischen sozioökonomischen Struktur sowie im Fehlen eines einheitlichen und von Beschränkungen freien Bildungssystems.“ Was mit der „sozioökonomischen Struktur“ gemeint war, die im Westen für ein Fortdauern der Dialekte sorgte, ahnt man, wenn man in dem von den hochrangigen ostdeutschen Linguisten Joachim Schild und Wolfgang Fleischer herausgegebenen Standardwerk liest: „Dialekte entsprachen den Kommunikationsbedürfnissen der an Grund und Boden gebundenen bäuerlichen Bevölkerung unter feudalen Bedingungen“. 

			Der Rückgang der Mundart in der DDR wird also mit dem Verschwinden kleinräumiger Produktionsverhältnisse nach der Bodenreform erklärt. Der selbstständige Hofbauer und der kleine private Handwerker befriedigten demnach ihr „Kommunikationsbedürfnis“ mit dem Dialekt; der LPG-Genosse, PGH-Handwerker und der Kombinatsproletarier taten das nicht mehr. Man sah das Verschwinden der Dialekte als quasi natürliche Folge von ökonomischer Entwicklung im Sinne des Sozialismus an. Für die Richtigkeit dieser Theorie spricht, dass der echte Dialekt ausgerechnet in jenen Gebieten Ostdeutschlands heute nahezu komplett verschwunden ist, wo die größten landwirtschaftlichen Betriebe existierten und existieren: Im Norden, in Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen-Anhalt. Eine Untersuchung im Auftrag der Union der deutschen Akademien der Wissenschaften ergab 2017, dass von zehn repräsentativen deutschen Mittelstädten das mecklenburgische Parchim, diejenige ist, in der der geringste Bevölkerungsanteil noch aktiv den traditionellen Dialekt beherrscht. Und schon 1983 konstatierten die DDR-Linguisten: „In der DDR wird in bestimmten Gebieten Thüringens oder des Erzgebirges viel stärker an dialektnahen Sprachformen festgehalten als im Norden, im Brandenburgisch-Märkischen oder ehemaligen Anhaltinischen.“ 

			Leser meiner Artikel und Hörer meiner Podcasts haben gelegentlich angezweifelt, dass die DDR die Dialekte zurückdrängen wollte. Dazu ist zu sagen: Dialekt sprechen war natürlich nicht verboten. Das war es auch in der Nazizeit nicht. Die Tatsache, dass es hin und wieder regionale Institutionen gab, die etwas für die Mundarten taten, ändert jedoch nichts an der grundsätzlichen Haltung der DDR: marxistische Dialektik ja, Dialekt nein. Wie in der Nazizeit hatte man allerdings Wichtigeres zu tun, als Dialekte mit Gewalt zu bekämpfen. Aber das erklärte Ziel war die langfristige Überwindung der Mundarten – vor allem in der Frühzeit des Staates in den Fünfziger- und Sechzigerjahren. Für die ersten beiden Jahrzehnte spricht die DDR-Sprachwissenschaftlerin Renate Hermann-Winter von einer „offiziell negativen Bewertung des Dialektes“. Dem zum Trotz gab es auch damals niederdeutsche Sendungen in den Regionalprogrammen des Senders Rostock. Die 1926 gegründete Fritz-Reuter-Bühne in Schwerin, die plattdeutsche Theaterstücke aufführte, durfte weitermachen – so wie auch schon zur Nazizeit. Aber wie es in einer Geschichte der Bühne über deren Tiefpunkt in der Zeit um 1960 heißt: „Langsam wirkt auch die Propaganda gegen die niederdeutsche Sprache, die den Machthabern in der DDR als überholt und antiquiert gilt.“ Danach ging es wieder bergauf, und auch anderswo gab es vereinzelt mehr Engagements für ein Mundartrevival. Seit den Siebzigerjahren strahlte das DDR-Fernsehen gelegentlich Sendungen in erzgebirgischer Mundart aus, vorher war diese Dialekttradition mit ihren Volksliedern vor allem von Flüchtlingen im Westen gepflegt worden. Aber weiterhin hing dem Dialekt der Ruch des Unmodernen an. Niederdeutsch war da im Küstengebiet – wie auch im Westen – ein Sonderfall. Auch „Sächsisch“ und Berlinisch hatte ein gewisses Prestige. Die Stadtsprache Berlins galt sogar als Zeichen einer gewissen Distanzierung vom „sächsischen“ Staat. Doch die übrigen der 42 kleinräumigen Mundartlandschaften, die die Dialektgeographie ermittelt, verschwanden mehr und mehr.

			Um ein grundsätzliches Missverständnis aufzuklären: Unter Dialekt verstehen Laien etwas anderes als Sprachwissenschaftler. Dialekte sind eigenständige Varianten des Deutschen mit eigener Grammatik und großem eigenständigen Wortschatz, die oft älter sind als die deutsche Standardsprache. Auch wenn man schon seit 800 n. Chr. von Althochdeutsch spricht und die Epoche von 1050 bis 1350 als Mittelhochdeutsch bezeichnet, gab es damals keine überregionale Standardsprache, sondern nur Dialekte. Ein in der ganzen Nation halbwegs verbindliches Deutsch ist erst nach der Erfindung des Buchdrucks entstanden. Luthers Bibel war dafür ein wichtiger Beschleuniger, das sah Hitler ganz richtig.

			Berlinisch oder das, was heute als Sächsisch gilt, sind keine Dialekte. Es sind regionale Umgangssprachen, in denen sich noch Aussprachegewohnheiten und Wörter der echten Dialekte bewahrt haben. Für Laien kann man es so erklären: Wenn jemand, der ausschließlich Hochdeutsch spricht, es gar nicht versteht, dann ist es Dialekt. Wenn es nur komisch und ein bisschen anders klingt – wie bei Walter Ulbricht oder bei Urberlinern –, ist es keiner. Sorbisch, das in der DDR tatsächlich sogar gefördert wurde, ist erst recht kein Dialekt und schon gar kein deutscher. Es ist eine kleine eigenständige slawische Sprache, der letzte Rest des einst großen slawischen Sprachgebiets, das schon westlich der Elbe begann und dessen Sprecher teilweise schon im Mittelalter zum Deutschen übergegangen sind.

			Wenn heute aber wie der 2017 von mehreren Wissenschaftsakademien herausgegebene zweite „Bericht zur Lage der deutschen Sprache“ konstatiert, dass nur noch im alemannischen Südwesten, in Bayern und in Ostfriesland der jeweilige Dialekt einigermaßen alltäglich und verbreitet sei, dann haben Hitler und die DDR dazu zwar beigetragen, doch vollendet hat sich diese Entwicklung – wie es der Diktator erträumte und vorhersah – ohne Zwang. Die lange Abwertung des Dialekts als Sprache der Ungebildeten gehört sicher dazu. Heute ist ja die Idee weit verbreitet, bei den Mundarten handele es sich um ein falsches Deutsch und Kennzeichen von Hinterwäldlern. Man lese nur stellvertretend für viele die von Ekel erfüllten Reaktionen des Ich-Erzählers auf Dialektsprecher in Thomas Bernhards Roman „Der Untergeher“. Ein weiterer Grund ist, dass seit der Einführung von Radio und Fernsehen erstmals in der Geschichte unserer Muttersprache schon Kinder in der Lage sind, genormtes Hochdeutsch sprechende Menschen zu hören und sich nach ihnen zu richten. Bis vor 100 Jahren hatten sie diese Möglichkeit nicht, weil einfach jeder Deutsche seinen Dialekt oder zumindest eine dialektnahe regionale Umgangssprache benutzte. Den Klang dieser Radio- und Mediensprache hat ein Mann geprägt, der nicht so bekannt wie Luther und Konrad Duden ist, dessen Wirkung als Sprachumbauer aber ähnlich weitreichend war.

		

	
		
			Der Mann, der den König zum „Könich“ machte

			Das Deutsche ist im Grunde ein süddeutscher Dialekt, der norddeutsch ausgesprochen wird. Denn das Obersächsische, die Sprache der Luther-Bibel, gehört historisch zu den oberdeutschen Mundarten, die durch die zweite Lautverschiebung vom Niederdeutschen geschieden wurden. Durch diesen längerfristigen Prozess, dessen Ursachen nicht geklärt sind, wurden unter anderem aus den Konsonanten p, t, k an bestimmten Stellen im Wort zu pf, s und ch: Also Pfeffer statt niederdeutsch Pepper, das statt dat und machen statt maken.

			Doch paradoxerweise wurde viel später die Aussprache jener Gebiete, die durch diesen Prozess aus dem Bereich der deutschen Standardsprache langfristig aussortiert wurden, verbindlich für unser heutiges Deutsch. Verantwortlich dafür ist ein Mann, der in Bremen geboren wurde, im niederdeutschen Mundartgebiet: Theodor Siebs. Siebs legte den Grundstein für die einheitliche deutsche Rechtlautung, so, wie Duden die Rechtschreibung vereinheitlicht hatte. Er darf also in einer Parade der großen Sprachumbauer der Vergangenheit nicht fehlen. Wie fast all diesen Menschen ging es auch ihm darum, die deutsche Sprache zu vereinheitlichen. Das war ein nationales Anliegen, und Siebs‘ Stunde kam nach der Reichsgründung 1871.

			Wenn heute Wörter wie König, traurig oder artig standardmäßig als Könich, traurich oder artich ausgesprochen werden und nicht Könik, traurik und artik wie im süddeutschen Sprachraum üblich, dann liegt das an Siebs. Karl-Heinz Göttert, Germanistikprofessor wie Siebs, beschrieb aus Anlass von Siebs‘ 150. Geburtstag die herkulische Aufgabe, der dieser sich im 19. Jahrhundert unterzog: „Während man seit dem 18. Jahrhundert schon sehr einheitlich schrieb (sodass Duden nur noch wenig zu tun hatte), sprach man noch lange ganz so, wie einem der Schnabel gewachsen war (sodass Siebs richtig viel zu tun hatte). Der Kaiser berlinerte, der sächsische König sächselte.“

			Um sein Ziel zu erreichen, wählte Siebs die Kompromissmethode, mit der auch Duden Erfolg hatte: Im Gegensatz zu Vorgängern, die private Konzepte der Aussprache ersonnen hatten, orientierte er sich an der Praxis und den Bedürfnissen der Schauspieler, die durch Deutschland reisten und den „Faust“ nicht in Sachsen sächsisch und in Bayern bayerisch sprechen wollten. An sie richtete sich sein Buch „Die deutsche Bühnenaussprache“, das 1898 erschien. Aber natürlich hoffte Siebs, dass es auf das ganze uneinheitliche Sprachvolk wirken und eine akzeptierte Standardaussprache schaffen würde. Mit jeder der zahlreichen Neuauflagen wurde es mehr und mehr verbindlich nicht nur für Schauspieler, sondern für alle, die öffentlich korrekt sprechen wollten. Entscheidend war schließlich, dass der 1923 gegründete Rundfunk sich an Siebs‘ Regeln orientierte. Wie weit diese schon kurze Zeit später etabliert waren, sieht man an der Irritation, die aufkam, als im Nazi-Radio Dialektstücke gesendet wurden. 

			Während die führenden Kräfte, sogar Hitler, der sich seinen Dialekt weitgehend abgewöhnt hatte, pragmatisch blieben, ergingen sich viele Nazis, die keine realpolitischen Rücksichten nehmen mussten, ungehemmt in Träumen einer perfekt und zentral genormten „hochsprachlichen Reichseinheit“. Dem lag die Überzeugung zugrunde, eine einheitliche Rechtschreibung könne nur bei einheitlicher Aussprache erreicht werden – zumindest dann, wenn man der Theorie anhing, dass die Schrift möglichst exakt die gesprochene Sprache, also die „eigentliche“ Sprache, abbilden sollte. Dieses Projekt und seine Theorien sind ein weiteres Beispiel für radikalen Sprachumbau im Namen des Fortschritts von rechts. Siebs hatte auf Überzeugung und Kompromiss vertraut; seine Nazi-Nachfolger sahen sich nun im Besitz der Macht und wollten sie nutzen, um den großen Aussprache-Austausch zu vollenden. Der Autor Maximilian Weller forderte 1935 in seinem Buch „Gesprochene Muttersprache. Studien zur nationalpolitischen Grundlegung der Sprecherziehung“, dass die „mundartfreie Rechtlautung des deutschen Volkes“ nun scharf durchgesetzt werden müsse. Der Germanist Herbert Ahmels propagierte aus den gleichen nationalpolitischen Gründen eine „überstammliche Reichssprache“ und sah darin eine „Verpflichtung“ jedes rassetreuen Deutschen. Und der Lehrer Fritz Fikenscher forderte, im Schulunterricht müsse Kindern überregional „ein einheitlich gesprochenes Deutsch“ ohne Dialektfärbung beigebracht werden. Die Aussprache-Reformer hatten dabei aber keineswegs die von Siebs nach dem Vorbild der Bühnensprache entwickelte Lautungsnorm im Sinn. Sie galt ihnen – wie etwa dem Sprecherzieher Wilhelm Martin Esser – als „zu hochsprachlich“. Der Germanist Otto Briegleb, einer der radikalsten Siebs-Kritiker, behauptet, zwischen ä und e gäbe es „bei den nicht von der künstlichen Aussprache beeinflussten Volksgenossen“ gar keinen Unterschied, der e/ä-Gegensatz sei eine „willkürliche entstandene Verschiedenheit der Schreibung“. 

			Das gutbürgerliche Lautvorbild der Bühnensprache, dem der Nationalismus des 19. Jahrhunderts huldigte, sollte nach der Vorstellung der nationalsozialistischen Aussprachenormer vom Ideal einer „Gemeinschaftssprache aller Deutschen“ abgelöst werden, die der Volksgemeinschaftsideologie des Nationalsozialismus entsprechen sollte. Es sollte keine „Intellektuellensprache“ und keine „Stelzensprache für eingebildete Tröpfe“ sein, wie einige der Abqualifizierungen lauten, die die Sprachhistoriker Hanno Birken-Bertsch und Reinhard Markner zusammengetragen haben. Karl Graef, der Radio-Mitarbeitern in der Frühzeit des Rundfunks das „funkische Sprechen“ beibrachte, sah allein in der „Mittelstufe, der gemeindeutschen Umgangssprache das wirklich Volksgemeinsame zum Ausdruck gelangen.“ Vorerst waren aber nur wenige dieser neuen Aussprache mächtig, zumindest theoretisch. Als Vorbilder galten – wenig überraschend – Adolf Hitler und seine Unterführer. „In der politischen Führerrede“ (damals war das Wort Führer noch nicht ausschließlich für Hitler reserviert) sah der Sprecherzieher Herbert Ahmels „eine neue gesprochene deutsche Hochsprache“ heraufdämmern. Trotz der volkstümlichen Metaphorik, mit der Ahmels und seine Reformgenossen ihre neuen Normen garnierten, blieb das Ideallautungs-Deutsch, das ihnen vorschwebte, doch eine von Intellektuellen ersonnene Abstraktion der linguistischen Realität. Das in der Wirklichkeit gesprochene Deutsch war diesen Leuten in all seiner Unreinheit, seiner Gemischtheit, seiner Inkonsequenz und seiner Bedingtheit durch die individuelle Geschichte des jeweiligen Sprechers und die Historie, die Sprachgemeinschaft, der er angehörte, genauso zuwider wie den modernen Sprachumbauern. 

		

	
		
			Der ewige Streit um die Fremdwörter

			„Reinheit“ ist auch ein Schlüsselbegriff in einem anderen Sprachkampf, der seit Jahrhunderten tobt: dem Streit um die Fremdwörter und ihre Verdeutschungen. In einer idealen Sprachwelt gäbe es eigentlich wenige Kriegsgründe. Die Aufnahme von Fremdwörtern ins Deutsche ist ein selbstverständlicher Prozess, mindestens seit schon in vor-althochdeutscher Zeit Ausdrücke wie lateinisch operari und fenestra oder griechisch kyriaka ins Deutsche gelangten, die man heute in ihrer Gestalt als opfern, Fenster und Kirche längst nicht mehr als eingewanderte Wörter erkennt. Und ebenso ist die Verdeutschung von Wörtern aus anderen Sprachen etwas Normales und selbstverständlich, seitdem Missionare für die Germanen das Wort deus als Gott (ursprünglich die Bezeichnung für ein herbeigerufenes übernatürliches Wesen) und sanctus als heilig (ursprünglich „gesund, unversehrt“) übersetzten. 

			Zum Schlachtfeld für Sprachumbauer jeder Art wird das Thema Fremdwörter, wenn nach der einen oder anderen Seite übertrieben wird. Das war im 17. und frühen 18. Jahrhundert der Fall, als die noch ungefestigte, wissenschaftlich wenig erforschte und nur marginal in Wörterbüchern festgehaltene deutsche Sprache in einer Flut von modischen Importwörtern aus dem Italienischen und vor allem dem Französischen zu ertrinken schien – so kam es jedenfalls ihren Verteidigern vor, beispielsweise jenen Dichtern, Sprachforschern und Adeligen, die sich in der bereits erwähnten „Fruchtbringenden Gesellschaft“ zusammengeschlossen hatten. Dieses Phänomen nannten schon die Zeitgenossen Alamodesprache, weil es ihren Sprechern darum ging „à la mode“ im Sinne der damals ganz Europa dominierenden Kultur Frankreichs zu sein. Vermehrt wurde das Heer der „fremden“ Wörter auch noch durch Begriffe aus dem Lateinischen, die ins Deutsche kamen. Sie waren entweder in lateinischen Texten schon länger gebräuchlich und wurden nun mangels Alternativen einfach auch in deutschen Sätzen gebraucht. Oder sie wurden aus lateinischen Bestandteilen neu gebildet, weil die sich ausdifferenzierenden Fachsprachen der Frühen Neuzeit neue exakte Begriffe brauchten. Es gab einen großen Erklärbedarf, weil niemand all diese Wörter und ihre Bedeutungen kannte. Davon zeugen mehr als 30 recht umfangreiche Fremdwörterbücher, die zwischen 1571 und 1728 erschienen. Ihre Existenz, so der Sprachwissenschaftler Hermann Hirt, sei „ein sicherer Beweis dafür, daß viele die Wörter nicht verstanden, daß wir es also mit dem Wortschatz einer besonderen Klasse zu tun haben.“ 

			Doch im Verlauf von mehr als einem Jahrhundert eigneten sich auch Menschen, die nicht zu den Gebildeten und Privilegierten gehörten, diesen Wortschatz an. Unterstützt wurde das durch Landesgrenzen und Sprachräume überschreitende Lebenserfahrungen. Der Angehörige des Adels – ohnehin eine Klasse, die zumindest in den höheren Rängen grenzüberschreitend versippt war – ging als junger Mann auf die Grand Tour, eine Bildungsreise, die ihn durch mehrere europäische Länder führte. Der Handwerker auf Wanderschaft oder auf der Suche nach neuen wirtschaftlichen Perspektiven kam ebenfalls weit herum. Schon im 15. Jahrhundert exportierten auswandernde deutsche Drucker die neue Technik in viele europäische Länder. Deutsche Bergleute waren als Spezialisten in aller Welt begehrt. Und deutsche Soldaten hatten in den Söldnerheeren des Dreißigjährigen Krieges Mitstreiter aus aller Herren Länder. 

			Doch gegen die Sprachvermischung der Alamode-Zeit regte sich Widerstand. Patriotische Puristen veröffentlichten Wörterbücher, die nicht einfach nur zum Nachschlagen gedacht waren, sondern deutsche Wörter vorschlugen, welche die Fremdwörter ersetzen sollten. So etwa Christoph Schorers „Sittenverderber“ von 1644, wobei bereits der Titel den Fremdwortgebrauch als unmoralisch auswies. Der schon erwähnte Philipp von Zesen erstellte ebenfalls Listen mit Verdeutschungsvorschlägen, ebenso sein Dichterkollege Kaspar Stieler, der als Anhang seines Wörterbuchs „Der Teutschen Sprache Stammbaum und Fortwachs“ 1691 auch einen „Nachschuß etlicher fremden und zurückgebliebenen Wörter“ bot. Es ist heute unter Halbgebildeten billigstes Humorniveau, sich über Verdeutschungen, die sich nicht durchgesetzt haben, lustig zu machen – etwa Meuchelpuffer für Pistole, Schiffhalter für Anker oder Jungfernzwinger für Kloster. Sie alle werden Zesen zugeschrieben, aber gerade er schuf eben auch allerlei Treffendes, das sich durchgesetzt hat und als Synonym zum Fremdwort weiterlebt: Augenblick für Moment, Briefwechsel für Korrespondenz, Abstand für Distanz, Mundart für Dialekt, Tagebuch für Journal, Grundstein für Fundament und vieles mehr.

			Seit dem 17. Jahrhundert gilt das Gesetz: Puristen und Fremdwortjäger agieren immer besonders radikal und oft übertrieben in Zeiten nationaler Not und Aufwallung. Das war so, als der Dreißigjährige Krieg Deutschland verheerte und seine Sprache – so schien es den Zeitgenossen nicht zu Unrecht – von neuen Ausdrücken überrannt wurde wie das Land von ausländischen Söldnerrotten. Eine ähnliche Zeit nationaler Bedrängnis – diesmal durch Napoleon – brachte 1801 Johann Heinrich Campes Wörterbuch der „unserer Sprache aufgedrungenen fremden Ausdrücke“ hervor. Seit 1790 betrieb Campe die „Reinigung und Bereicherung der Deutschen Sprache“, untermauerte seine sprachpuristische Konzeption theoretisch und entwarf Beispiele für Verdeutschungen. In den von 1795 bis 1797 zusammen mit einer Gesellschaft von Sprachfreunden herausgegebenen „Beiträgen zur weitern Ausbildung der Deutschen Sprache“ machen Campe und seine Gleichgesinnten sogar Verbesserungsvorschläge für Goethes „Iphigenie“. Schiller und Goethe verspotten ihn dafür in der Xenie „Eridanus“, so der Name eines antiken Flusses, als „furchtbare Waschfrau, / Welche die Sprache des Teut säubert mit Lauge und Sand.“ Campe ist selbstbewusst genug, den beiden Olympiern in einem eigenen Gedichte zu erwidern: „Seid ihr rechtliche Männer, so habt ihr nichts zu befahren; / Diesen zeiget man nur, selbst sich zu waschen, den Quell. / Seid ihr aber von jenen, ,die über und über beschlabbert / Bis an die Ohren mit Koth, liegen auf faulendem Heu‘: / Dann vermeidet den Ort; denn solcher wartet die Lauge, /Wartet der reibende Sand, wartet der striegelnde Kamm!“ Unterschrieben ist das Poem mit: „Die Wasch=anstalt am Eridanus.“ Die zitierte Passage übernahm Campe, dessen Sendungsbewusstsein unerschütterlich war, leicht verändert aus Goethes Versepos „Reineke Fuchs“. 

			Goethe und Schiller fordern ihn schließlich ironisch heraus mit einer weiteren Xenie namens „Der Purist“: „Sinnreich bist du, die Sprache von fremden Wörtern zu säubern, / Nun so sage doch Freund, wie man Pedant uns verdeutscht.“ Das ist natürlich eine dichterische Falle, die den „Pendant(en)“ Campe lächerlich machen soll. Der Sprachreiniger ist nicht so dumm, in die Fall zu tappen. Er antwortet 1797: „Gib, auf meine Gefahr, ihm deinen eignen Namen; / Trifft er nicht jegliche Art, Eine trifft er gewiß.“ Der Germanist Helmut Henne, der dieses „battle“ (wie man heute mit einem neuen Fremdwort aus dem Hiphop-Englisch sagen würde) dokumentiert, berichtet, dass Campe 1801 zwar das etablierte Schulfuchs und das von ihm selbst ersonnene Steifling als Verdeutschungen für Pendant nennt, aber einräumt, nicht recht damit zufrieden zu sein. Ein Fortleben in der deutschen Sprache war dafür anderen seiner Verdeutschungen gegönnt, beispielsweise Zerrbild für Karikatur und Stelldichein für Rendezvous – wenn auch der Germanist Henne zurecht anmerkt, Letzteres sei nur im „Operettendeutsch“ gebräuchlich.

			Viel folgenreicher als das Wirken Campes waren die Aktivitäten des Allgemeinen Deutschen Sprachvereins, den Herman Riegel, der Braunschweiger Kunsthistoriker und Direktor des Herzoglichen Museums, 1885 gegründet hatte, mit seiner Zeitschrift „Muttersprache“. Der Verein wurde zu einer der vielen für das Kaiserreich so typischen Nichtregierungsorganisationen, die großen politischen Einfluss erlangten. Rasch entstanden Zweigvereine in ganz Deutschland, die sich daranmachten, Fremdwörter auszumerzen. Vereinsvorsitzender in der Zeit von 1871 bis 1918 war Otto Sarrazin. Wie Zesen und Campe waren auch er und seine Gleichgesinnten von äußerstem patriotischem Furor getrieben. Allerdings waren Deutschland und seine Sprache ja nach 1871 gerade nicht mehr bedroht. Die mit dem Sieg über Frankreich erreichte Einigung wurde als Befreiung von jahrhundertelanger Bedrängnis der deutschen Nation empfunden, die ja tatsächlich oft genug aus Richtung Westen kam. Und nun, so die laienlinguistischen Vorstellungen von Sarrazin und seinen Genossen, wollte man Deutschland auch von den Wörtern reinigen, die die Invasoren als sprachliche Besatzungsmacht hinterlassen hatten.

			Sarrazin war ein hoher Beamter im preußischen Bauministerium und Schriftleiter – also Chefredakteur – zweier Fachzeitschriften über Bauwesen sowie Autor eines Verdeutschungswörterbuchs. Als Vorsitzender des Allgemeinen Deutschen Sprachvereins war er vor allem ein großer Strippenzieher und Aktivist für Sprachpurismus. Sarrazin und seine Mitstreiter setzten auf zahlreichen Gebieten durch, dass die von öffentlichen Institutionen bis dahin verwendeten Fremdwörter durch deutsche Ausdrücke ersetzt wurden. Auf seinen Druck hin übersetzte beispielsweise ein Ausschuss des Verbandes Deutscher Architekten- und Ingenieurvereine fast 1300 Fachbegriffe. Das betraf das Bauwesen sowie auch den Bereich der Eisenbahn. Aus der Barriere wurde die Schranke und aus dem Retourbillet die Rückfahrkarte. In der ersten Ausgabe von Dudens Wörterbuch 1880 stehen noch Perron und Coupé. Die Wörter Bahnsteig und Abteil schlug Sarrazin erst sechs Jahre später als Verdeutschungen vor. Sie setzten sich durch.

			Einer der wichtigsten Verbündeten Sarrazins im Kampf gegen Fremdwörter war Heinrich von Stephan. Er prägte als Generalpostdirektor des Norddeutschen Bundes und des neugegründeten Deutschen Reiches von 1870 die Vereinheitlichung des Postwesens ins ganz Deutschland. Aber Heinrich von Stephan (1831-1897) sorgte auch dafür, dass die internationale Zusammenarbeit den Bedürfnissen der Globalisierung des 19. Jahrhunderts angepasst wurde. Und dies nicht nur durch den Abschluss von Postverträgen mit Frankreich, Spanien, Portugal und südamerikanischen Staaten, sondern vor allem durch die Gründung des Weltpostvereins 1874.

			Seine langfristige Wirkung auf die deutsche Sprache rührt daher, dass er bei den Neubearbeitungen der Postordnung zahlreiche Fremdwörter durch deutsche Ausdrücke ersetzen ließ. In der Verordnung von 1874 waren es noch bescheidene 65, ein Jahr später schon über 700. Stephan wies die Postbeamten an, im dienstlichen Verkehr nur noch die Verdeutschungen zu benutzen. So wurde aus dem Couvert der Briefumschlag, aus per express wurde durch Eilboten, aus recommandiert das Einschreiben, aus der Correspondenzkarte die Postkarte, aus poste restante wurde postlagernd, aus der Retour-Receposse der Rückschein und aus dem Telephon der Fernsprecher. Stephan wurde dafür vom Allgemeinen Deutschen Sprachverein zum Ehrenmitglied ernannt. Ähnliche Bestrebungen gab es beim Militär, besonders unterstützt vom Kaiser und unter begleitender Lobbyarbeit durch Sarrazins NGO. Dort ersetzte man Offiziers-Aspirant durch Fahnenjunker, Charge durch Dienstgrad und Avancement durch Beförderung. Die Kommissionen, die in sehr langwieriger Arbeit seit 1871 das Bürgerliche Gesetzbuch vorbereiteten, das erst 1900 erschien, verdeutschten zahlreiche Fachbegriffe aus Recht und Verwaltung: Zustellungsurkunde statt Insinuations-Dokument, Abschrift statt Kopie, Urschrift statt Original, Ruhegehalt statt Pension. 

			Mit dem Kriegsausbruch 1914 steigerte sich Sarrazins Aktivismus allerdings zu einem nationalistischen Wahn. Er sah seinen Kampf gegen Fremdwörter als Kriegseinsatz an der Heimatfront an. Ausländisch zu sprechen galt als Verrat. Die lokalen Zweige seines Sprachvereins erzwangen Änderungen von Orts-, Straßen- und Flurnamen. Sie erwirkten die Entfernung französischer Beschriftungen in der Öffentlichkeit und in Geschäften, die Änderungen von Speisekarten in Gaststätten und Gasthäusern (anders sollten Restaurants jetzt nicht mehr genannt werden). Aus dem „Café Piccadilly“ am Potsdamer Platz in Berlin wurde das „Kaffee Vaterland“. Das Grußwort Adieu! galt nun als undeutsch. In einem Gedicht von Mascha Kaléko erinnert sich ein „Chor der Kriegswaisen“ 1931 an die Schulzeit im Weltkrieg: „Wir übten: ,Man sagt nicht Adieu; nur Grüßgott‘“. 

			In der Septemberausgabe seiner Zeitschrift veröffentlichte der Allgemeine Deutsche Sprachverein 1914 einen auf die ersten Kriegstage im August datierten Aufruf seines Vorsitzenden, der sich zu pathetischer Agitation aufschwang. Darin hieß es: „In dieser schwerernsten Zeit, da halb Europa, da Rußland, Frankreich, England uns überfallen haben, um Deutschland zu zermalmen, das Deutschtum zu vernichten, ist wie mit einem Schlage auch das Sprachgewissen des ganzen Volkes erwacht. Mit Urgewalt hat sich die Erkenntnis durchgerungen, daß die unverfälschte Muttersprache des Deutschtums festestes Band, seine vornehmste und stärkste Stütze, seine unerschütterliche Grundfeste ist! Das Volk stand auf, der Sturm brach los – der Sturm auch wider die Schänder der deutschen Edelsprache, wider das alte Erbübel der deutschen Fremdtümelei, wider alle würdelose Ausländerei, wider Engländerei und Französelei.“

			Der Aufruf war eine direkte Aufforderung, gegenüber allen, die bei der puristischen Kampagne nicht mitzogen, handgreiflich zu werden: „Allerorten geht man mit Eifer, ja mit Begeisterung ans Werk, die öffentlich zur Schau getragenen fremdländischen Inschriften, Ladenschilder, Geschäftsanzeigen und -anpreisungen usf., diese traurigen Zeugen einstmaliger Erniedrigung Deutschlands zu beseitigen und durch gutes Deutsch zu ersetzen. Viel ist geschehen, aber noch lange nicht genug. Auf Wort und Schrift soll dieser Kampf gegen alles Undeutsche, der jetzt auf der ganzen Linie entbrannt ist, mit derselben nachhaltigen Ausdauer und deutschen Gewalt ausgedehnt werden. Schmach über jeden Deutschen, der fürderhin seine Muttersprache schändet!“ 

			Nach dem Krieg war der Sprachverein bei den meisten Deutschen unten durch. Nie wieder hatte er eine Massenbasis wie vor 1914. 1921 starb Sarrazin. Erst als die Nationalsozialisten an der Macht waren, sah die Truppe wieder eine Chance, ihre puristischen Ziele mit Regierungsunterstützung durchzusetzen. Doch bei Hitler und Goebbels fanden sie keine offenen Ohren. Die Nazis, Mitglieder einer Partei, die sich mit einer aus den Fremdwörtern national und sozialistisch gebildeten Zusammensetzung bezeichnete, wollten vom Purismus der Sprachvereinler nichts wissen. Lediglich die Anpassung von Fremdwörtern an deutsche Schreibweisen wünschte Hitler. Am 3. Januar 1942 teilte sein Sekretär Bormann dem Chef der Reichskanzlei, Heinrich Lammers, mit: „Damit wir nicht zu ähnlichen Verhältnissen kommen, wie sie im Englischen herrschen, wünscht der Führer, dass ins Deutsche übernommene Fremdworte genauso geschrieben werden, wie sie ausgesprochen werden. Daher wünscht der Führer, dass Schi mit Sch und nicht mit Sk geschrieben wird.“ Endgültig gereizt reagierte der Diktator, als sogar er von einzelnen Mitgliedern des Vereins wegen des Gebrauchs von Fremdwörtern kritisiert wurde. Am 7. November 1941 schrieb Martin Bormann an Lammers, dass Hitler „das engstirnige Wirken des Deutschen Sprachvereins schon seit längerer Zeit Ärgernis bereitet“. Anlass für die jüngste Verärgerung war der Windmühlenkampf des Vereins für die Erhaltung der Frakturschrift: „Der Deutsche Sprachverein und seine Zweigstellen bombardieren alle möglichen Dienststellen der Partei und des Staates mit Zuschriften, deren Inhalt vom Führer rundweg abgelehnt werden.“ Bormann war „überzeugt, daß der Führer (…) die augenblickliche Auflösung des Sprachvereins anordnen würde, wenn ihm eines der törichten Schreiben über die Beibehaltung der sogenannten ,deutschen Schrift‘ in die Hand fiele.“ Niemand anders als Hitler selbst und seine Partei sollten die deutsche Sprache der Zukunft gestalten. 

			Noch schärfer als die Drohungen gegen den Sprachverein tönt ein Schreiben Bormanns an Lammers vom 7. November 1941. Gerade hatte die Gesellschaft für Säugetierkunde beschlossen, die zoologisch irreführenden Namen Spitzmaus und Fledermaus abzuschaffen und durch Spitzer und j85 zu ersetzen. Bormanns Brief übermittelte die Meinung Hitlers dazu: „Wenn die Mitglieder der Gesellschaft für Säugetierkunde nichts Kriegswichtigeres und Klügeres zu tun hätten, könne man sie vielleicht einmal längere Zeit in Baubataillonen an der russischen Front verwenden. (…) Keinesfalls sollte man Bezeichnungen, die sich im Laufe vieler Jahre eingebürgert hätten, in dieser Weise abändern.“ 

		

	
		
			Haben Sie etwas vielleicht etwas kleiner? Der Kampf gegen die Majuskeln

			In Frankreich guillotinierten Revolutionäre die Großen, in Deutschland nur die Großbuchstaben. Seit 200 Jahren ist der Verzicht auf Majuskeln, so der Fachausdruck, etwas, womit Rebellion, Überwindung von Konventionen und ganz allgemein Modernität signalisiert werden soll. Jacob und Wilhelm Grimm haben sich ebenso der Kleinschreibung bedient wie der Dichter Stefan George, der Architekturtheoretiker Adolf Loos, das Bauhaus und die Rote Armee Fraktion. Dabei ist zwischen gemäßigter Kleinschreibung und radikaler Kleinschreibung zu unterscheiden. Bei der ersten werden Satzanfänge und Namen noch großgeschrieben wie auch im Englischen oder Französischen, bei der letzteren verschwinden die Großbuchstaben ganz. Die Kleinschreib-Revolutionäre konnten sich auf diesem Ersatzkriegsschauplatz austoben, weil das Deutsche als einzige Sprache der Welt die Großschreibung der Substantive beibehalten hat. Zwar experimentierten auch andere Sprachen in der Frühen Neuzeit mit dieser Orthographie – beispielsweise war der Urtext der amerikanischen Verfassung so gedruckt –, aber dort kam diese Schreibkonvention bald wieder aus der Mode. Nur Norwegen, Schweden oder die Litauer übernahmen unter dem Einfluss deutscher Drucker in der Frühzeit ihres Verlagswesens die Großschreibung der Substantive. Dänemark war bis 1948 das letzte nicht-deutsche Land, das sie noch pflegte, dann wurde sie auch dort abgeschafft.

			Der Unterschied zwischen Groß- und Kleinbuchstaben ist ein relativ junges Phänomen der Schriftgeschichte. Die Antike kannte sie nicht. Erst im Mittelalter kamen Majuskeln am Beginn eines Satzes, einer Seite oder eines Kapitels auf. Jeder hat die reichhaltig verzierten Großbuchstaben aus Manuskripten der Epoche vor Augen. Mit der Erfindung des Buchdrucks wurden immer mehr Wörter großgeschrieben. Der Grund für dieses Phänomen ist noch nicht überzeugend erklärt. Es entsprach wohl dem schnörkelliebenden Formgefühl jener Zeit. Es ging auch um die Hervorhebung von Wörtern, die man für wichtig hielt. Und vor allem hofften wohl seit der Frühen Neuzeit die Drucker, damit eine Leseerleichterung für ihr immer größer werdendes Publikum zu schaffen. 

			Zunächst war die Großschreibung von Wörtern im Satzinneren nicht so klar geregelt wie heute. Erst im 18. Jahrhundert setzte sich die Regel durch, dass man nur Substantive und Eigennamen großschreibt. Das erzwang nun auch ein intensives Nachdenken darüber, was eigentlich genau ein Substantiv ist. Das ist ja nicht immer so klar wie bei Haus, Frau, Himmel, Gnade oder Hoffnung. Die Frage nach der Groß- und Kleinschreibung gehört daher bis heute zu den auch für Muttersprachler undurchsichtigsten Kapiteln des Deutschen. Jeder hat sich schon einmal fragen müssen, woher die Großschreibung in zu Hause kommt oder ob man nun zu guter letzt oder zu gute Letzt schreibt.

			Kaum war die Großschreibung einigermaßen verbindlich und nachvollziehbar geregelt, wurde sie auch schon von Sprachreformen kritisiert und ihre Abschaffung angestrebt. Folgenreich war das Verdammungsurteil, das Jacob Grimm über sie aussprach. Kleinschreibung ist seitdem eine Art Fortschrittsfahne. Von den Grimms ist nicht mehr allzu bekannt, dass auch sie – zumindest in den Augen des Königs von Hannover – renitente Aufrührer waren. So wie fünf weitere Professoren der Universität Göttingen protestierten sie 1837 gegen die Aufhebung der Verfassung durch den Monarchen. Alle „Göttinger Sieben“ wurden entlassen – drei, darunter Jacob Grimm, sogar des Landes verwiesen. Dieser für damalige Verhältnisse fortschrittlich gesinnte Mann begründete die Kleinschreibung, die seine Schriften heute so schwer lesbar macht, ganz konservativ als Rückkehr zu einer früheren besseren Stufe der deutschen Orthographie. In der Einleitung zu seiner „Deutschen Grammatik“ schreibt er 1819: „Es ist nicht zu spät, und leicht genug, einer so peinlichen und unnützen schreibweise zu entsagen, (…) es gab noch im 17 und 18 jh. schriftsteller, die mit verschmähung der neuerung die althergebrachte einfachheit nicht verjähren ließen. (…) augenscheinlich rührt in den ausgaben deutscher dichter das widerwärtige brechen der verse oft her von häufung der gespreizten majuskel. Wer den namen unsers volks mit T schreibt, sündet wider den sprachgeist; wer die sogenannte deutsche schrift braucht, schreibt barbarisch, wer große buchstaben für den anlaut der substantive, schreibt pedantisch.“ 1854 rühmte er sich: „den gleichverwerflichen misbrauch groszer buchstaben für das substantivum, der unserer pedantischen unart gipfel heiszen kann, habe ich abgeschüttelt.“ 

			Allgemein durchsetzen konnte sogar ein so großer und einflussreicher Kopf wie Jacob Grimm den Verzicht auf Großbuchstaben nicht. Doch es gab immer wieder neue Anläufe zu einer derartigen Orthographiereform in Kreisen, die den gesellschaftlichen Fortschritt propagierten. Beispielhaft ist der Pädagoge Friedrich Wilhelm Fricke (er selbst schrieb sich Frikke) mit seinem 1876 gegründeten „Algemeinen ferein für fereinfachte rechtschreibung“. Die berühmtesten Kleineschreiber waren zu Beginn des 20. Jahrhunderts der Architekt Adolf Loos und nach dem Ersten Weltkrieg das Bauhaus. Loos schrieb in seinem epochalen Theorietraktat „Ornament und Verbrechen“ klein: „Der papua tätowiert seine haut, sein boot, seine ruder, kurz alles, was ihm erreichbar ist. Er ist kein verbrecher. Der moderne mensch, der sich tätowiert, ist ein verbrecher oder ein degenerierter.“ Für ihn waren die Großbuchstaben solche verbrecherischen Ornamente und Sprachtätowierungen. Die Architekten und Designer des Bauhauses waren davon ebenfalls angewidert. Zum Jahresende 1926 führten sie die Kleinschreibung ein und druckten auf den Briefköpfen ihrer Schriftsachen folgende Erklärung: „wir schreiben alles klein, denn wir sparen damit zeit. außerdem: warum 2 alfabete, wenn eins dasselbe erreicht? warum großschreiben, wenn man nicht groß sprechen kann?“ Ausführlicher begründete es der Bauhaus Schriftdesigner Herbert Bayer (Eigenschreibweise in diesem Text natürlich herbert bayer) so: „warum wir alles klein schreiben? weil es im sprachgebrauch unkonsequent ist, anders zu schreiben als man spricht. wir sprechen keine großen laute, darum schreiben wir sie auch nicht. und: sagt man mit einem alfabet nicht dasselbe, was man mit zwei alfabeten sagt? warum verschmilzt man zwei alfabete vollständig verschiedenen charakters in einem wort oder satz und macht dadurch das schriftbild unharmonisch? entweder groß oder klein. das große alfabet ist im satze unleserlich. deshalb das kleine. und: wenn wir an die schreibmaschine denken, bedeutet die beschränkung auf klein(buch)staben große erleichterung und zeitsparnis. und wenn wir weiterdenken, würde überhaupt vereinfacht und gespart durch ausschaltung großer (buch)staben.“ Herbert Bayer, der schließlich den widerstrebenden Bauhaus-Leiter Walter Gropius überreden konnte, die Kleinschreibung in allen offiziellen Publikationen der Lehranstalt zu nutzen, berief sich u. a. auf das Buch „Sprache und Schrift“ von Walter Porstmann aus dem Jahre 1920. Die Tatsache, dass es im Verlag des Vereins Deutscher Ingenieure erschienen ist, zeigt schon, dass hier jemand die Orthographie aus dem Geist technischer Neuerung neu konstruieren wollte. Porstmann, der auch ain statt ein, tsvai statt zwei und fonetisch statt phonetisch schrieb, nannte seine Vision „die schrift der stahlzeit“ und wollte die „schrift der holzzeit“ beerdigen.

			Mit der Bemerkung über die „zwei Alfabete“ wies sich der Bauhäusler Bayer als Kenner der Schriftgeschichte aus. Denn die Groß- und Kleinbuchstaben der Antiquaschrift sind in der Tat ja nicht einfach die große und die kleine Variante derselben Buchstaben. Es sind zwei völlig unterschiedliche Schriften mit ganz unterschiedlicher Herkunft. Die Kleinbuchstaben oder Minuskeln stammen von der karolingischen Minuskel ab, einer Reformschrift, die um das Jahre 800 im Rahmen der Bildungsreformen Kaiser Karls des Großen entwickelt wurde. Die Majuskeln oder Großbuchstaben gehen auf die Capitalis Quadrata zurück, die die Römer für in Stein gemeißelte Inschriften benutzten (für ihre alltäglichen Schreibarbeiten auf Wachstäfelchen gebrauchten sie andere Schriften). Die Capitalis Quadrata mit ihren Buchstaben von klassisch ausgewogenen Proportionen hat in vielen römischen Monumenten überlebt, das berühmteste ist die Trajansäule. Italienische Humanisten, die in der Renaissance die Antiquaschrift entwickelten, hatten diese Inschriften vor Augen und nahmen sie als Modell für die Großbuchstaben. Deswegen können wir heute 2000 Jahre alte römische Inschriften leichter lesen als 100 Jahre alte deutsche Texte in Fraktur oder gar Sütterlin.

			Nachdem das Bauhaus den Weg gewiesen hatte, wurde die Kleinschreibung – auch am Satzanfang oder bei Namen – ein Steckenpferd vieler Designergenerationen. Einer der berühmtesten, der sie propagierte, war Otl Aicher, der die Ästhetik der Olympischen Spiele 1972 in München entwarf und dessen Entwürfe eine wichtige Inspiration für das Design von Apple-Geräten waren. Auf Plakaten, öffentlichen Aufschriften, Buchumschlägen oder Verpackungen sieht man sie heute noch, ohne daran Anstoß zu nehmen oder sie überhaupt bewusst wahrzunehmen. Irritierend und beschwerlich wirkt sie nur in längeren Texten. Da kommt sie meist zum Einsatz, wenn der Ausdruck einer fortschrittlichen Haltung wichtiger ist als die Leserfreundlichkeit von Texten – beispielsweise in den Bekennerschreiben der terroristischen Rote Armee Fraktion von 1970 bis zu deren Auflösung 1998 oder in der modernen Lyrik.

			Für die Kleinschreibung in Dokumenten der frühen RAF war wohl maßgeblich Gudrun Ensslin verantwortlich. Wie der RAF-Historiker Gerd Koenen in seinem Buch „Vesper Ensslin Baader“ schreibt, praktizierte Ensslin diese Schreibweise schon vor der Gründung der RAF. Michael Sontheimer, Journalist, Historiker und Mitbegründer der taz, erklärt die zugrundeliegende Haltung so: „Die systematische Kleinschreibung sollte den radikalen Bruch symbolisieren, den die RAF-Kader mit allem Bestehenden vollzogen hatten.“ 

			Möglicherweise hatte die Pfarrerstochter Ensslin schon durch die Jugendbewegung, deren Orthographie in den Zwanzigerjahren vom Bauhaus beeinflusst wurde, Dokumente in Kleinschreibung kennengelernt. Wichtiger dürfte wohl gewesen sein, was der Ensslin-Biograph Gerd Koenen einen „literarischen Trend“ der Sechzigerjahre nennt: Schon der Verlag studio neue literatur, den sie 1963 in Tübingen zusammen mit ihrem Kommilitonen und Freund Bernward Vesper gegründet hatte, bevorzugte diese Schreibung. Die in dieser Zeit maßgeblichen Autoren der Wiener Gruppe um H. C. Artmann hatten ihre Texte seit 1954 in Kleinschreibung publiziert. Seitdem ist die Kleinschreibung ein wesentliches Kennzeichen deutschsprachiger Gegenwartslyrik. Der Urvater dieses Trends war Stefan George, mit dem im späten 19. Jahrhundert die moderne Dichtkunst in Deutschland beginnt. Mit der Kleinschreibung und eigens gestalteten Antiquaschriften seiner Bücher wollte er den Bruch mit Romantik, Biedermeier und allen anderen gestrigen Trends der Literatur demonstrieren. Allerdings waren Georges Bücher ästhetisch ansprechende Gesamtkunstwerke, und seine Gedichte arbeiten immer noch mit Reim und Rhythmus. In der heutigen Lyrik, die sich von Poesie und Musikalität längst verabschiedet hat, ist die Kleinschreibung neben der Kürze der Texte und der Satzsplitterung meist das einige Merkmal, an dem man Gedichte überhaupt noch als solche erkennt.

			Jenseits der Literatur hat es immer wieder Versuche gegeben, gemäßigte Kleinschreibung für die amtliche deutsche Orthographie durchzusetzen. Argumente dafür waren die Vereinfachung der Rechtschreibregeln, aber auch Ökonomie. Mit ihr hatte schon 1920 Walter Porstmann argumentiert: „zählen wir einen deutschen text ab, so finden wir innerhalb hundert staben etwa fünf ,grosse buchstaben‘. aIso um fünf prozent unseres schreibens belasten wir die gesamate schreibwirtschaft vom erlernen bis zur anwendung mit, der doppelten menge von zeichen für die lautelemente: grosse und kleine staben. ain laut – tsvai zeichen. wegen fünf prozent der staben leisten wir uns hundert prozent vermehrung der stabenzeichen. – hier ist der erste hieb beim schmieden der neuen schrift anzusetzen. Dieser zustand ist unwirtschaftlich und unhaltbar.“ Bei der Durchsetzung seiner „schrift der stahlzeit“ hoffte er auf Behörden und Schule: „einzelne führende körperschaften müssten anfangen, dann würde bald luft. die lehrerschaft steht sofort dahinter, um den grossen staben ebenfalls trai kreuze nachzuschlagen. es würde kaum fröhlicher bei einer leiche hergehen als beim verscharren dieses stückes behäbigster und morschester holzzeit.“ Die optimistische Prophezeiung erwies sich allerdings als Fehlprognose. Porstmanns Vertrauen in die „körperschaften“ und die „lehrerschaft“ war übertrieben – zumindest, was deren Begeisterung für die Kleinschreibung betraf. Zwar gab es immer mal wieder Reformvorschläge, die die Kleinschreibung forderten: 1931 schlug der Leipziger Lehrerverein die radikale Variante vor, im gleichen Jahre sprach sich der Bildungsverband der Deutschen Buchdrucker in Erfurt für die gemäßigte Version aus. Auch der NS-Bildungsminister Bernhard Rust sympathisierte Anfang der 1940er-Jahre mit der gemäßigten Kleinschreibung. Diese bevorzugten auch ein Ausschuss zur Vorbereitung einer Rechtschreibreform 1946 in der Sowjetischen Besatzungszone sowie das Programm des Schweizer „Bundes für vereinfachte rechtschreibung“ (BVR) im gleichen Jahr. Schließlich taucht die Forderung noch mal in der „Wiesbadener Erklärung“ von 1958 auf, die ein von der Kulturministerkonferenz beauftragter Arbeitskreis entwickelt hatte, und den „Wiener Empfehlungen“ von 1973. Die letzten beiden Konferenzen gehören schon zur Vorgeschichte der Rechtschreibreform von 1996/98, mit der wir nun in der Gegenwart ankommen – ohne die interessante Vorgeschichte der Reform im Nationalsozialismus zu unterschlagen. 
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			Baustelle 1: 
Die Rechtschreibreform als Mutter aller gegenwärtigen Sprachumbauten

			Bernhard Rust hat seinen Triumph nicht mehr erlebt. Der NSDAP-Politiker, der von 1934 an das Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung leitete, erschoss sich 1945, nachdem er aus einer psychiatrischen Klinik, in der ihn die Alliierten gefangen hielten, geflohen war. Aber seine Rechtschreibreform, deren Regeln 1944 bereits in einer Million Exemplaren gedruckt waren, allerdings nicht mehr wirksam wurden, starb nicht mit ihm. Sie glich in vielem dem, was 1996 die deutschen Kulturminister beschlossen und was zum August 1998 amtlich gültig wurde. Diese Reform hat das Anfang der Siebzigerjahre unter dem Bundeskanzler Willy Brandt noch positiv besetzte Wort „Reform“ beschädigt. Sie ist die Urszene einer Politik- und Expertenverdrossenheit in weiten Kreisen, die sich seitdem immer mehr verschärft hat. Das Muster von damals hat sich danach vielfach wiederholt: Die Politik beschließt etwas, das so eigentlich kaum jemand will, das aber ihre Berater für sinnvoll halten. Dann mildert sie die Beschlüsse angesichts von massivem Widerstand wieder ab, nimmt aber ihre Fehlentscheidung nicht komplett wieder zurück. 

			Wie es zum Desaster der Rechtschreibreform kommen konnte und welche Rolle dabei zwei oberflächlich ganz unterschiedliche politische Fortschrittsideologien gespielt haben, ist heute weitgehend in Vergessenheit geraten. Da ohne diese Reform all die neueren Sprach-Umbauprojekte, um die es in diesem Buch gehen wird, nicht denkbar wären, muss ihr ein längeres Kapitel gewidmet werden als dem Gendern, den Neo-Pronomen, den Anglizismen und anderen Phänomenen. Denn der Linguist Horst Haider Munske nennt sie völlig zurecht „ein Musterbeispiel für die politische Manipulation der Sprache, aus dem Lehren gezogen werden können und sollen.“ Munske gehörte zunächst zur ersten Mannheimer Kommission, die die Reform vorbereitete, wandelte sich aber, je tiefer er in die Materie einstieg, zum fundamentalen Skeptiker, der den grundsätzlichen Sinn der Neuregelung ebenso anzweifelte wie fast alle ihrer Einzelpunkte. Im Rückblick, so Munske, müssten wir uns fragen, wie es eigentlich zu diesem spektakulären Unternehmen kam: „Was waren die Motive und die Akteure der Reform?“ 

			Die Rechtschreibreform von 1998 steht in einer unseligen Tradition, über die Reformer gerne den Mantel des Schweigens gedeckt hätten. Als der Althistoriker Christian Meier, Präsident der Deutschen Akademie für Sprache und Dichtung, im Jahre 1998 die aktuelle Reform mit derjenigen von 1944 verglich, schlug ihm Empörung entgegen. Meier hatte daran erinnert, dass Bernhard Rusts geplante Erneuerung der deutschen Orthographie „der einzige tiefere Eingriff von Staats wegen in die Rechtschreibung“ war – bis eben zur Gegenwart. Bis dahin habe sich der Staat auf kleinere Eingriffe beschränkt – Meier nannte sie „subsidiär“ –, aber nicht „auf ganz neue Regeln zielende Interventionen“ durchgesetzt. Der Erlanger Sprachwissenschaftler Theodor Ickler, der 1999 beide Reformprojekte gründlich verglich, kam dann sogar zu dem Schluss, die Rustsche Reform stimme bis auf einige Details „weitgehend mit der heute geplanten überein“.

			Ickler sah nicht nur eine Kontinuität der Ideen, sondern auch der Personen. Denn zur Reform von 1996/98 führte ein Weg, der unter anderem bei der sogenannten „Stuttgarter Erklärung“, den sogenannten „Stuttgarter Empfehlungen“, begann und die eine aus profilierten Sprachwissenschaftlern bestehende „Arbeitsgemeinschaft für Sprachpflege“ 1954 formuliert hatte. Dieser Arbeitsgemeinschaft gehörten auch Franz Thierfelder, Otto Basler, Walter Wittsack, Fritz Rahn und der nunmehr in der DDR wirkende Theodor Frings an, die alle schon auf die eine oder andere Weise an den diversen Sprachumbauprojekten während der NS-Zeit mitgewirkt hatten. Jetzt warben sie wieder für die Veränderungen, die sie schon im Dritten Reich als Modernisierungen der deutschen Orthographie propagiert hatten: gemäßigte Kleinschreibung, Eindeutschung von Fremdwörtern, Wegfall des Kommas zwischen zwei mit und bzw. oder verbundenen Hauptsätzen und – wenn auch nur „in bestimmten Fällen“ – der Verzicht auf die Kennzeichnung langer Vokale, die im Deutschen meist durch Dehnungs-h oder Verdopplung erfolgt. Es entbehrt nicht der Ironie, dass diese Ideen aus der Nazi-Zeit vorerst von einem Mann zu Fall gebracht wurden, der ein Grundlagenwerk zur Sprache des Nationalsozialismus mitverfasst hatte: W. E. Süskind, einer der Autoren des Buches „Aus dem Wörterbuch des Unmenschen“.

			Als Süskind die Pläne im Mai 1954 in der Süddeutschen Zeitung unter dem anschaulichen Titel „Die Hofräte sind für >di libe<“ bekannt machte und dem allgemeinen Spott freigab, waren die Reformvorschläge von Thierfelder, Basler, Rahn, Walter Wittsack und Frings erst mal erledigt. Die Kultusministerkonferenz stellte fest, dass die Regeln von 1901 noch immer gültig waren. In Zweifelsfällen sollte der Duden entscheiden – damit bekam das Wörterbuch quasi amtlichen Status, den es erst durch die Reform 1996/98 verlor. Doch bestimmte Ideen, die für das reformistische Programm maßgeblich waren – darunter auch die grundlegende theoretische Ansicht, dass die gesprochene Sprache den Vorrang gegenüber der geschriebenen Sprache habe und diese deshalb nach deren Bild geschmiedet werden müsse –, wirkten weiter. Zur NS-Zeit hatten sich die Reformer damit durchaus auf Hitler berufen können, der 1934 gesagt hatte, die Schrift diene „der mechanischen Fixierung der Ausdruckslaute“. Das, was bis 1945 ein schwergewichtiges Argument war, fast ein halber Führerbefehl, überzeugte naturgemäß nach dem Krieg nicht mehr. In den Publikationen, mit denen die Rechtschreibreformer von 1996/98 ihren Umbau der Orthographie vorbereiteten, wurde die Reform von 1944 nicht erwähnt oder bestenfalls im Literaturverzeichnis versteckt. Man tat, als habe zwischen dem „Erfurter Programm“ von 1932 – einem Reformvorschlag des Bildungsverbandes der deutschen Buchdrucker – und den „Stuttgarter Empfehlungen“ 1954 niemand über Neuregelungen der Rechtschreibung nachgedacht.

			Dabei hatte schon gleich nach der „Machtergreifung“ der Münchner Psychologie-Professor Hans Dück die Parole von der „Gleichschaltung der deutschen Rechtschreibung“ ausgegeben. Ebenfalls im Jahr 1933 stach der Germanist und eifrige Reformer Theodor Steche der Neuer Leipziger Zeitung durch, er sei jetzt als „Sachbearbeiter für die Rechtschreibvereinfachung“ in das Reichsinnenminsterium berufen worden. Dort würde ein neuer Duden für das Jahr 1934 vorbereitet, mit dem u. a. die Kleinschreibung aller Wörter außer am Satzanfang und bei Eigennamen eingeführt und „Doppelschreibungen“ sowie „Doppelformen“ eliminiert würden. Gleichzeitig wurden Gerüchte über die Einrichtung eines NS-„Sprachamts“ gestreut, das noch weitere Reformen vorbereiten solle. Das Innenministerium dementierte die aufsehenerregende Zeitungsmeldung jedoch scharf. Dort und in der gesamten NS-Führungsspitze war man sich darüber im Klaren, dass ein deutscher Rechtschreib-Alleingang die Kluft zum zweitgrößten deutschsprachigen Land – dem damals den Nazis noch heftig opponierenden Österreich – unheilvoll vergrößern würde. Auch die Tschechoslowakei, traditionell ein Land, wo auch Deutsch gesprochen wurde und damals noch eine deutschsprachige Prager Universität existierte, hätte bei der Reform wohl kaum mitgemacht. Als dann 1935 doch noch ein Sprachpflegeamt eingerichtet wurde, beschränkte sich dessen Kompetenz folgerichtig auf Beratung in Zweifelsfällen. 

			Die rechtschreibrefomwilligen Nazis wurden erst wieder gegen Ende der Dreißigerjahre lauter, als vom längst ins Großdeutsche Reich „heimgeholten“ Österreich und der besetzten und teilweise annektierten Tschechoslowakei keine Einwände mehr zu erwarten waren. Vorbereitet worden waren die neuen Anläufe durch Berechnungen, die Kleinschreibung könne dem Reich, das Metall für Kugeln brauchte, 35 000 Tonnen Blei einsparen, und durch die unvermeidliche Legende, nun müssten die „von den juden hinzugedichteten großbuchstaben“ verschwinden. Diese Hoffnungen fasste 1939 der Pädagoge Paul Linser zusammen: „Großdeutschland soll die beste und modernste Schreibung der Welt haben.“

			Die Stunde für einen neuen Reformanlauf schien gekommen, als Hitler 1941 durch ein einsames Machtwort den jahrhundertealten Streit um die Fraktur oder Antiqua entschieden hatte – zugunsten der Modernisierer. Die Rechtschreibreformer waren seit den Zeiten der Brüder Grimm immer Anhänger der Antiqua gewesen. Nun glaubten die Modernisierer, auch auf dem Feld der Orthographie ihre „fortschrittlichen“ Vorstellungen endlich durchsetzen zu können. Ein Lehrer namens Wilhelm Blaschke bezeichnete in einer Denkschrift zum „Führergeburtstag“ am 20. April 1941 die englische Orthographie mit ihrer Diskrepanz zwischen Buchstaben und Lauten, die auch Hitler ein Gräuel war, als „Rassenschande“ und forderte, die germanischen Sprachen „durch eine gleichlautende Rechtschreibreform“ im Schriftbild einander anzunähern. Wie man sich von den Juden und vom Liberalismus befreit habe und sich in Zukunft auch vom „artfremde(n) Bibelglaube(n)“ befreien werde, müsse man auch das griechisch-lateinische „ph, th, rh, c und y und manches andere“ überwinden. Von diesem Geist waren auch die Experten beherrscht, die Bildungsminister Rust am 23. Juni 1941 zu einer Besprechung zusammenrief. Als Vertreter der Sprachwissenschaft nahmen der schon erwähnte Theodor Frings und der Dozent Karl Reumuth teil. Ans Innenministerium, an dem die Reform zu Beginn der Dreißigerjahre gescheitert war, ließ der Bildungsminister nun schreiben, die Umstellung auf die „Normalschrift“ genannte Antiqua biete „eine einzigartige Gelegenheit (…) eine grundlegende Vereinfachung der Rechtschreibung zu betreiben und nach Möglichkeit beide Maßnahmen miteinander zu verbinden.“ Gegenüber Vertretern des Konkurrenzministeriums behauptete Rust dann Anfang Juli 1941, Hitler selbst habe sich ihm gegenüber überzeugt gezeigt, dass durch eine Vereinfachung auf dem Gebiet der Rechtschreibung erhebliche Zeit in der Ausbildung gespart werden könne. 

			Doch die Männer aus dem Innenministerium blieben skeptisch. Die Reformidee sei nicht für die Öffentlichkeit bestimmt und man müsse zunächst „eine Willensmeinung des Führers feststellen“. Im August legte Rusts Kommission aber schon ein vierseitiges Typoskript mit „Vorschlägen zur Vereinfachung der deutschen Rechtschreibung“ vor. Darin wurde die Einführung der gemäßigten Kleinschreibung vorgeschlagen. Der Unterschied zwischen dass und das sollte eingeebnet werden. V sollte durch f ersetzt werden, ai durch ei (Keiser), äu durch eu (Leuterung). Wo k gesprochen wird, sollte ch durch k ersetzt werden (Fuks). Außerdem sahen die Regeln Silbentrennung stets nach Sprechsilben vor. Zwischen mit und bzw. oder verbundenen Hauptsätzen war kein Komma mehr zwingend. 

			Als diese Ideen in einem Artikel für Goebbels‘ Wochenzeitung Das Reich entgegen den Anweisungen des Innenministeriums öffentlich gemacht wurden, stießen sie auf massive Ablehnung. Sowohl in Das Reich als auch im SS-Blatt Das schwarze Korps erschienen Gegenartikel. In letztem sprach man sich besonders gehässig und rassistisch argumentierend gegen die Begründung aus, die deutsche Orthographie müsse vereinfacht werden, damit das Deutsche Weltsprache werden könne: „Am einfachsten zu erlernen wäre die Sprache der Australneger, denn sie kommen mit ein paar Dutzend Bell- und Grunzlauten aus und ihre Rechtschreibung ist die einfachste der Welt, denn sie schreiben überhaupt nicht.“ Trotzdem sei ihre Sprache keine Weltsprache geworden. Damit war die Reform erstmals erledigt. Rust bekam vom Innenministerium mitgeteilt, sie könne „als kriegswichtig nicht anerkannt werden“. Und aus der Reichskanzlei beschied ihm Lammer „eine größere Änderung“ solle nicht während des Krieges erfolgen.

			Doch Rust gab nicht auf. 1944 nahm er einen neuen Anlauf. Und wieder wurde das Vorhaben durch einen Artikel der Öffentlichkeit bekannt gemacht. Der in mehreren Zeitungen veröffentlichte Text trug im Hannoverschen Kurier die anschauliche Überschrift „Fosfor, Kautsch, Plato, Ragu, Tese, Träner“. Verfasst hatte ihn Karl Reumuth, der schon an den Vorschlägen von 1941 mitgewirkt hatte. Er teilte dem Publikum mit, das Reichserziehungsministerium beabsichtige zum Beginn des neuen Schuljahres – also nach den Oster-Zeugnissen 1945 – die 36-seitige Broschüre „Regeln für die deutsche Rechtschreibung und Wörterverzeichnis“ an alle Schüler zu verteilen. Doch die Reaktion auf Reumuths Artikel war katastrophal. Bei der Bevölkerung hätten die Zeitungsartikel „Verwunderung und starkes Befremden“ ausgelöst, hieß es in einem Bericht für das Propagandaministerium. Man frage sich: „Hat das Reichserziehungsministerium im fünften Kriegsjahr keine anderen Sorgen?“ Otto Dietrich, Reichspressechef der NSDAP, ließ daraufhin am 27. Juli 1944 die Tagesparole ausgeben: „Über neue Regeln für die Rechtschreibung ist in der Presse bis auf weiteres nicht zu berichten.“ Hitler selbst, der sich in Berchtesgaden aufhielt, hatte aber in den Münchner Neuesten Nachrichten von den Reformplänen gelesen. Er wollte nun wissen, was sein Erziehungsminister denn da schon wieder plane. Am 24. August 1944 sprach er schließlich ein Machtwort. In seinem Führerbefehl ließ er klarstellen: „Der Führer (…) ordnet die Zurückstellung der gesamten Rechtschreibungsarbeiten bis Kriegsende an. Er betonte, eine Reform der Rechtschreibung sei alles andere als kriegswichtig, daher sei jede weitere Bearbeitung dieser Angelegenheit umgehend einzustellen.“ Eine Million Exemplare der Rechtschreibreformbroschüre wurden eingestampft. 

			Auch wenn Hitlers Anweisung am Ende den Ausschlag gab, war nicht er allein es, der den Reformschwung gestoppt hatte. Bei allen drei Reformansätzen zwischen 1933 und 1945 hatte auch das Innenministerium, das seit der Reform von 1901 für die Orthographie zuständig war, hinhaltenden Widerstand geleistet. Diese Blockade wäre nur von Hitler selbst zu brechen gewesen. Nach dem Krieg erklärte der Zeitzeuge Paul Cretius, ein Lehrer, der sich lange für die Reform engagiert hatte, warum auch entsprechende Eingaben, beispielsweise vom „Volksbund für deutsche Rechtschreibung“ (so hieß der erwähnte, 1876 gegründete „algemeine ferein für vereinfachte rechtschreibung“ seit 1933) immer vertröstend behandelt worden seien: „Der wahre Grund der Ablehnung wird wohl sein, daß man ,oben‘ nicht geneigt war, auf Forderungen einzugehen, die aus dem Volke kamen. Aller Segen sollte von oben kommen.“ Cretius fühlte sich offenbar als Teil einer breiten Volksbewegung, die von den Nazis ausgebremst wurde. Wie wir gesehen haben, wussten es die Verfasser der Geheimberichte für das Propagandaministerium besser.

			Vor allem durch die Vorschläge zur Reform der Fremdwortschreibung hatten Minister Rusts Experten den Bogen überspannt. Das sah der Zeitungsleser Hitler genauso wie die anonymen Volksgenossen, die im Bericht des Propagandaministeriums zitiert werden. Die ungewohnten Schreibweisen waren auch wieder der Hauptgrund für Empörung und Gelächter, als sich die Veteranen der Nazi-Orthographiereform 1954 mit ihren „Stuttgarter Empfehlungen“ noch einmal äußerten. Spätere Rechtschreibreformer zogen eine Lehre daraus: Um die Reform von 1996/98 durchsetzen zu können, verzichteten sie auf allzu viel Spott herausfordernde orthographische Neuerungen. Dieser Verzicht war allerdings von der Öffentlichkeit hart erkämpft worden. Denn die genannten Änderungen gehörten zum Kernbestand der programmatischen Äußerungen, die der Reform von 1996/98 vorausgingen. Neben den genannten „Stuttgarter Empfehlungen“ waren dies vor allem die schon im Kleinschreibkapitel erwähnten „Vorschläge des Vorausschusses zur Bearbeitung der Rechtschreibung bei der deutschen Verwaltung für Volksbildung" in der Sowjetischen Besatzungszone 1946, die Grundlage aller folgenden Orthographiedebatten in der DDR wurden, die Vorschläge des Schweizer „Bundes für vereinfachte rechtschreibung“ aus demselben Jahr, des Weiteren die „Wiesbadener Empfehlungen“ eines von der Kultusministerkonferenz beauftragten Arbeitskreises von 1958 sowie die Stellungnahmen Österreichs und der Schweiz dazu.

			Ein Vergleich dieser Papiere und der neuen Reformvorschläge zu Beginn der Siebzigerjahre ergibt, dass folgende Punkte besonders häufig gefordert wurden: Die Großschreibung sollte auf Satzanfänge, Eigennamen und das Anredepronomen Sie beschränkt werden. Trennung am Zeilenende nach den Bestandteilen, die als Silben empfunden werden. Ph wird f, th wird t, rh wird r bei Fremdwörtern. Das ß verschwindet entweder ganz oder steht nur noch nach langem Vokal. V wird zu f oder zu w, je nach Lautung: Fater, Wegetarier. Wegfall von Vokallängenzeichen: di Libe macht onmächtig. Ei statt ai – die Alternative Keiser oder Kaiser wurde in den Debatten am Ende des 20. Jahrhunderts zum Feldzeichen der Befürworter und Gegner der Reform. Bei entsprechender Aussprache werden chs und cks zu ks, also Kwalle und Kwelle statt Qualle und Quelle. Angestrebt wurden auch eine vereinfachte Kommasetzung, eine weitgehende Beseitigung von Doppelformen und eine Ausweitung der Getrenntschreibung. Fremdwörter sollten an die Schreibung heimischer Wörter angeglichen werden.

			Das alles blieb lange Zeit ein folgenloses Philologengeplänkel. Erst in den Siebzigerjahren gewann die Idee eines großen Orthographieumbaus erneut an Fahrt. Den Auftakt gab eine internationale Konferenz in Österreich, an deren Ende wieder einmal Vorschläge für eine Rechtschreibänderung gemacht wurden: Diesmal hießen sie nach dem Tagungsort 1973 „Wiener Empfehlungen“. Sie fanden in allen deutschsprachigen Ländern ein Echo. Der Geist der Zeit schien günstig. In der Bundesrepublik waren innenpolitische Reformen das Mittel, mit dem Bundeskanzler Willy Brandt sein Versprechen „Mehr Demokratie wagen“ in die Tat umsetzen wolle. Wo alles reformiert wurde, sollte natürlich auch die Rechtschreibung nicht ausgenommen bleiben. Man war wieder einmal, wie schon nach 1933, dabei, ein ganzes (halbes) Land zu modernisieren, und wollte Deutschland nun auch mit einer angemessen modernisierten Schreibung beglücken. Man argumentierte nicht mehr mit Rasse, Nation, Einsparung von kriegswichtigem Material, Optimierung des Deutschen als künftige Weltsprache und schnellerer Bereitstellung von Schulabsolventen fürs Militär, wie man es in Vorkriegszeit und Krieg getan hatte, sondern man zog soziale Begründungen heran. Diesmal sollte die Rechtschreibung vereinfacht werden, weil sie in ihrer derzeitigen Gestalt ein perfides Mittel zur Aufrechterhaltung der Klassenschranken sei, das Arbeiterkindern den Zugang zur Bildung erschwere. Der Philosoph Georg Picht hatte 1964 für den Zustand des deutschen Systems und seine mangelnde Durchlässigkeit das Wort von der „Bildungskatastrophe“ geprägt, und der Soziologe Ralf Dahrendorf diagnostizierte in seinem Buch „Bildung ist Bürgerrecht“ 1965 eine Gefahr für die Demokratie. Man bemühte sich daraufhin, die höheren Bildungsanstalten für junge Menschen zu öffnen, die keinen mehrere Generationen zurückreichenden Bildungshintergrund in ihrer Familie hatten. Die ersten Gesamtschulen entstanden. Die Beseitigung echter oder postulierter Ungerechtigkeit in den Schulen, die bis heute zu den Mantras sozialdemokratischer und grüner Bildungsbürokratie gehört, durfte vor der Rechtschreibung nicht halt machen. 

			Die neue Bildungswelt sollte nun auch eine neue gerechtere Orthographie bekommen. Es ging um „die Erleichterung des Schreibunterrichts in der Grundschule für den Abbau sozialer Sprachbarrieren“, wie der Sprachhistoriker Peter von Polenz 1999 rückblickend schrieb. 1970 beschäftigte sich der Ausschuss für Bildung und Wissenschaft des Bundestages mit einer Eingabe des Reformpropagandisten Hans Neßler, die den Titel trug: „Empfehlung zur Erleichterung der mit der Hand oder auf Maschinen geschriebenen Rechtschreibung bei Schulen und Behörden“. Der gemäßigten Kleinschreibung wurde in solchen Plänen eine Eisbrecherfunktion zugedacht. Eine Bürgerinitiative mit Namen „aktion kleinschreibung“ überreichte der Kultusministerkonferenz 3000 Unterschriften, und ihr Geschäftsführer Wilhelm W. Hiestand wies das Gremium auf einen Beschluss aus dem Jahr 1950 hin, der lautete: „Die Kultusministerkonferenz wird die deutsche Rechtschreibung vereinfachen und organisch weiterentwickeln.“ Der Kleinschreibungs-Lobbyist Hiestand formulierte: „Mit dem Verzicht auf die Großschreibung der Substantive wäre der erste Schritt zur Reform unserer Rechtschreibung getan, die seit ihrer Festlegung (1901) ununterbrochen gefordert worden ist. Wenn die Unantastbarkeit der geltenden Rechtschreibung an einer Stelle durchbrochen und damit ihre Veränderbarkeit dokumentiert wird, ist damit zu rechnen, daß weitere notwendige Schritte folgen werden“. Das Linguisten-Ehepaar Sibylle und Gerhard Bauer schrieb über die „Religion der Rechtschreibung“ und wollte, wenn schon keine echte Revolution durchsetzbar war, wenigstens diese Religion abschaffen: „Auch in der herrschenden Gesellschaftsordnung (…) ist es möglich, wenigstens den dogmatisch-moralischen Nimbus der Orthographie konsequent abzubauen.“ Der Deutsche Germanistentag und der Deutsche Stenografenbund schlossen sich 1973 diesen Hoffnungen und Forderungen an. Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaften, das PEN-Zentrum und der Verband deutscher Schriftsteller (VDS) veranstalteten im gleichen Jahr einen Kongress mit dem Titel „vernünftiger schreiben“.

			Es mögen ähnliche messianische Hoffnungen auf ein mit der Kleinschreibung anbrechendes neues Zeitalter gewesen sein, die die Orthographie-Reformer in der DDR dazu trieben, ihre erste größere Buchveröffentlichung 1975 genau diesem Thema zu widmen. Das zeigt eigentlich schon, dass alle Verknüpfungen mit realen Ungerechtigkeiten und mit der „herrschenden Gesellschaftsordnung“, die zur Rechtfertigung der Reformbestrebungen angeführt wurden, Scheinargumente waren. Denn diese Klassenunterschiede existierten ja in der Gesellschaftsordnung der DDR nicht. Und in der Tat machten Schüler in der DDR bis zu deren Ende erkennbar weniger Rechtschreibfehler als in der Bundesrepublik.

			Wichtiger war vielleicht, dass sich um 1970 nicht nur die Gesellschaft veränderte, sondern auch die Wissenschaft: In den späten Sechzigerjahren wurde aus dem, was vorher Sprachwissenschaft und Philologie hieß, allmählich das neue Fach Linguistik. Der Prager Strukturalismus und die neuere Grammatiktheorie im Geiste Noam Chomskys waren ihre Werkzeuge.

			Die Abschaffung der Großschreibung schien nun ganz schnell möglich. Am 25. Mai 1973 sprachen sich die KMK(Kultusministerkonferenz)-Mitglieder für eine Rechtschreibreform auf der Basis der Wiesbadener Empfehlungen aus. Doch schon ein halbes Jahr später wurde die Idee wieder beerdigt. Der baden-württembergische Kultusminister Wilhelm Hahn wollte die bisherige Rechtschreibung beibehalten. Man dürfe nicht die Schulen dazu benutzen, politische Ziele mit Zwangsmaßnahmen durchzuboxen. Vor allem die gemäßigte Kleinschreibung stelle in Wahrheit eine radikale Maßnahme dar, so der Minister. Hahn und den anderen CDU-Kultusministern ging es nun vor allem darum, die „sprachlichen Besonderheiten des Deutschen und das Interesse der Leser“ zu wahren und „Schaden an unserem kulturellen sprachlichen Reichtum“ zu vermeiden. 

			Damit war das Thema Rechtschreibreform aber nicht erledigt. In allen damals noch vier großen deutschsprachigen Ländern gab es immer mal wieder Gutachten und Vorschläge, die von Expertenkommissionen oder Forschungsgruppen erarbeitet und den politischen Instanzen zur Prüfung vorgelegt wurden. In der DDR wurde 1974 die Forschungsgruppe Orthographie gegründet, deren große Stunde schlug, nachdem sich im Februar 1975 sogar das Politbüro des ZK der SED mit Orthographie beschäftigt hatte. Das Thema war hochpolitisch, weil Egon Bahr, der für die BRD die innerdeutschen Verhandlungen leitete, sein Gegenüber Michael Kohl gefragt hatte, wie die DDR zu einer Orthographiereform stehe. In Ost-Berlin entstand damals der Eindruck, in Bonn stünde diese Reform auf der Tagesordnung. Daraufhin wurde eine Orthographiekommission in der Akademie der Wissenschaften eingerichtet, der die bereits existierende Forschungsgruppe zuarbeitete. Leiter der Forschungsgruppe war Dieter Nerius, der 25 Jahre später einer der Köpfe hinter der Rechtschreibreform von 1996 war. Er und andere Fachleute arbeiteten auch noch weiter an der theoretischen Grundlegung der neuen Orthographie, als die DDR-Führung in den frühen Achtzigerjahren das Interesse an dem Thema verloren hatte. Es gab sogar ein Publikationsverbot, ganz ähnlich wie im Dritten Reich. Anlass war ein Interview des Forschungsgruppenmitglieds Dieter Herberg im Juli 1982 in Radio DDR II, das im Westen gehört und von diversen Zeitungen sensationsheischend referiert wurde. Darin wurde der Eindruck erweckt, eine Reform und die Abschaffung der Großschreibung in der DDR kämen bald. In Wirklichkeit begegnete die SED dem Enthusiasmus der Professoren mit einer „insgesamt sehr zögerlichen, zum Teil ablehnenden und häufig nur widerwillig reagierenden Haltung“, so erinnert sich Nerius später.

			Genauso verhielt sich der österreichische Bildungsminister Fred Sinowatz, der die Bestrebungen enthusiasmierter Professoren (auch hier waren Gerüchte über eine in Westdeutschland bevorstehende Reform der Auslöser gewesen) in der zweiten Hälfte der Siebzigerjahre ausbremste und die Strategie vorgab, auf die Uneinigkeit der Fachleute zu verweisen und Zeit zu gewinnen. Auch in der Schweiz, wo es zu Beginn der Siebzigerjahre sogar bei Umfragen eine Mehrheit für die gemäßigte Kleinschreibung gab, bewegte zwar der „Bund für vereinfachte rechtschreibung“ die Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK), deren Funktion etwa der der deutschen Kultusminister ähnelt, und das Eidgenössische Departement des Inneren (EDI) dazu, sich mit der Möglichkeit einer Reform zu befassen. Doch ansonsten passierte nichts.

			Erst in den Achtzigerjahren begannen dann in der Bundesrepublik, Österreich und der Schweiz Entwicklungen, die schließlich die Reform der Neunzigerjahre einleiteten. Folgenreich war eine Zusammenkunft von Wissenschaftlern aus Bundesrepublik, DDR, Schweiz und Österreich beim Germanistentag im August 1980 in Basel, den der dort lehrende Professor Heinz Rupp organisiert hatte. Rupp war Vorsitzender der „Kommission für Rechtschreibfragen“ am Institut für Deutsche Sprache in Mannheim. Jenes Treffen darf als Zeugungsmoment der Reform bezeichnet werden, die 1998 zur Welt kam. Denn der in Basel gegründete „Internationale Arbeitskreis“ bewegte in allen Ländern mittelfristig etwas. In Österreich wurde im Februar 1986 ein „Koordinationskomitee für Orthographie“ gegründet, das im gleichen Jahr in Wien zu den ersten Gesprächen über eine Reform einlud. Auch in der Schweiz berief das Departement des Innern im Juli 1986 eine ähnliche „Arbeitsgruppe Rechtschreibreform“ ein. Es war nicht die erste eidgenössische Expertenkommission dieser Art, aber die folgenreichste. Ähnlich in Westdeutschland: Dort beauftragte die Kultusministerkonferenz 1987 das Leibniz-Institut für Deutsche Sprache, dessen Direktor mittlerweile Heinz Rupp war, damit, für alle Teilbereiche der Rechtschreibung Reformvorschläge auszuarbeiten. Ausgenommen war ausdrücklich die Groß- und Kleinschreibung. Denn man hatte bemerkt, dass sich an diesem Punkt die heftigsten weltanschaulichen Debatten entzündet hatten und daran alle bisherigen Reformen gescheitert waren. 

			Als die Mannheimer Kommission 1988 darüber einig geworden war, was ihrer Meinung nach geschehen sollte, veröffentlichte die Frankfurter Allgemeine Zeitung das Thesenpapier schon vor seiner offiziellen Übergabe an die Politik. Bereits davor hatte das Blatt mit einem Artikel unter der Überschrift „Werden wir demnächst Keiser statt Kaiser schreiben?“ die Maßnahmen kritisiert. Sofort brachen heftige Proteste in Presse, Funk und Fernsehen los. Neun Jahre später erinnerte sich der Oberreformer Gerhard Augst fassungslos, aber unerschüttert in seinem Glauben: „In striktem Gegensatz zur Notwendigkeit der Reform und den Anstrengungen der Reformer steht jedoch die gesellschaftliche Akzeptanz daraus folgender Laut-Buchstaben-Veränderungen.“ Das Erschrecken der Öffentlichkeit war auch deswegen so groß, weil eben doch wieder über die Einführung der Kleinschreibung diskutiert worden war. Die Wiener hatten die Mannheimer davon überzeugt, dass das unumgänglich sei. Doch die Spaltung zwischen Experten und Profis auf der einen Seite und dem Lese- und Schreibvolk auf der anderen Seite in dieser Frage wurde auch in Österreich dadurch offensichtlich, dass sich 1992 über 90 Prozent aller beruflich mit Schreiben Befassten für die gemäßigte Kleinschreibung aussprachen, während sie in einer Zeitungsumfrage von 75 Prozent abgelehnt wurde. Zu guter Letzt beschloss auch die DDR kurz vor ihrem Ende, wieder eine Rechtschreibkommission zu gründen. An den „2. Wiener Gesprächen zur Reform der deutschen Rechtschreibung“ nahm dann 1990 eine große Delegation aus Ostdeutschland teil. Aus allen Ländern waren nicht nur Wissenschaftler, sondern auch politische Beamte dabei.

			Ergebnis der Wiener Gespräche 1990 war schließlich ein Reformpaket, das der Internationale Arbeitskreis für Orthographie 1992 veröffentlichte. Man spürt in den historischen Abrissen, die kurz nach der Verabschiedung der Reform am Ende des Jahrzehnts veröffentlicht wurden, noch etwas von der Euphorie, die die Reformer zu dessen Beginn erfasst hatte – jetzt, wo das seit 1901 von Generationen unter unterschiedlichen politischen Vorzeichen angestrebte Ziel in greifbare Nähe gerückt war. In Deutschland, dessen Gewicht durch die Wiedervereinigung noch wuchs, luden 1993 das Innenministerium und die KMK 40 Vereine und Institutionen zu einem Hearing über das Reformpaket ein. Vertreten waren von Lehrerverbänden über das Max-Planck-Institut für Psycholinguistik bis zum Börsenverein des Deutschen Buchhandels alle, die sich wissenschaftlich oder beruflich mit der deutschen Sprache beschäftigten. Der 4. Mai 1993 ging als Tag, an dem die Kleinschreibung endgültig starb, in die Geschichte der Rechtschreibreform ein. Sie wurde auf dem Hearing unisono genauso abgelehnt wie die Idee, statt das und daß künftig einfach nur noch das zu schreiben. Wieder wurden die Reformvorschläge zur Bearbeitung an die Mitglieder des Internationalen Arbeitskreises zurückgegeben. Dessen Papier war dann die Grundlage für die „3. Wiener Gespräche“ im November 1994, an denen neben politischen Vertretern aus allen deutschsprachigen Ländern und Minderheitsgebieten auch wieder Linguisten teilnahmen. Als Vertreter der KMK führte der Leitende Ministerialdirigent Franz Niehl aus Nordrhein-Westfalen für Deutschland die Verhandlungen. Wissenschaftlicher Wortführer der Deutschen war mittlerweile der Siegener Professor Gerhard Augst, daneben – quasi als Erbverwalter der DDR-Orthographieforschung – Dieter Nerius. Dieser erinnerte sich im August 2005, am Tag, als die neue Orthographie eigentlich endlich nach einer Übergangsfrist von sieben Jahren allgemein verbindlich werden sollte (es kam dann bekanntlich anders), der Neuregelung sei von ihren Gegnern unterstellt worden, sie sei „das Machwerk eines Alt-68ers und eines Altkommunisten“: „Kollege Augst ist der 68er, und der SED-Apparatschik, das bin ich.“ Hundertprozentig richtig war das nicht, aber auch nicht hundertprozentig falsch. Der wichtigste österreichische Wissenschaftler bei den Verhandlungen war der Wiener Karl Blüml, für die Schweiz gab Horst Sitta aus Zürich den Ton an. Bis auf Nerius gehörten sie auch alle zu der Redaktionsgruppe, die das in Wien Beschlossene in das schon 1992 erarbeitete Regelwerk einpflegte und schließlich ein Wörterverzeichnis erstellte, in dem die neuen Regeln auf 12 000 Wörter des deutschen Kernwortschatzes angewendet wurden. Im April 1995 wurden Regelwerk und Wörterverzeichnis den politischen Stellen in Deutschland, Österreich und der Schweiz übergeben.

			Den Fortschrittsfreunden ist in ihren Erinnerungen und den Publikationen der Zeit deutlich anzumerken, wie geschockt sie von dem waren, was dann passierte. Bei den Wiener Gesprächen, wo ja immerhin hochrangige Vertreter auch der deutschen KMK teilgenommen hatten, war alles so glatt, harmonisch und konstruktiv im Sinne der Neuerer verlaufen. Und nun brach im September 1995 plötzlich in Deutschland ein publizistischer und politischer Herbststurm los, der das Reformpaket mächtig zerzauste. Erstmals schaltete sich auf Betreiben von Kurt Biedenkopf (Sachsen) und Bernhard Vogel (Thüringen) die Konferenz der Ministerpräsidenten ein, die sich bis dahin überhaupt nicht für das Thema Rechtschreibung interessiert hatte. Auf deren Druck mussten 45 Neuschreibungen, die der Internationale Arbeitskreis vorgeschlagen hatte, gestrichen werden. Konkret ging es vor allem um Fremdwortverdeutschungen, aber auch um urdeutsche Wörter. Der Linguist Hermann Zabel, Mitglied des Arbeitskreises und der Mannheimer Rechtschreibkommission, erinnerte sich später mit Grausen: „Die Beibehaltung der Schreibungen Fehde, Frevel und Thron feierte der bayerische Kultusminister Zehetmair als einen Akt der Bewahrung der Schönheit der deutschen Sprache.“ Das schien dann aber die letzte Reaktion auf die Reform gewesen zu sein. 

			Am 18. November 1995 gaben die deutschen Kultusminister ihre Zustimmung. Zabel spricht in seinen Erinnerungen von einer „vergleichsweise schweren Geburt“. 15 Jahre hatte die Vorbereitung der Reform in Anspruch genommen. 1876 und 1901 war es deutlich schneller gegangen. Das hatte natürlich auch mit der ungleich größeren Zahl der Mitdiskutanten zu tun. Bei der Ersten Orthographischen Konferenz in Berlin 1876 wurden die Vorschläge Rudolf von Raumers von 14 Konferenzteilnehmern nach zwölf Tagen Bearbeitung leicht verändert verabschiedet. Bei der Zweiten Orthographischen Konferenz waren sich 26 Teilnehmer schon nach drei Tagen einig. Die Namen der politischen und wissenschaftlichen Teilnehmer an den Wiener Gesprächen, dem Internationalen Arbeitskreis, dem Hearing 1993, den Konferenzen der deutschen Kultusminister und Ministerpräsidenten füllen dagegen ganze Seiten.

			Doch nun waren sich Augst, Blüml, Sitta, Nerius und Co. endlich sicher, am Ziel zu sein. Das Reformwerk sollte zum 1. August 1998, also zum Schuljahresanfang, in Kraft treten. Für eine bis zum Schuljahresende 2005 dauernde Übergangszeit sollten die alten Schreibweisen jedoch nicht als falsch gewertet, sondern nur als überholt gekennzeichnet werden. Die Argumente der Befürworter ähnelten denen der heutigen Genderpraxis: Niemand werde gezwungen, im nicht-schulischen oder gar privaten Bereich die neuen Formen zu übernehmen. Und damals wie heute versucht man den Menschen einzureden, die amtliche Schreibpraxis von Schule, Universität und öffentlichen Einrichtungen hätte keineswegs den Charakter zumindest inoffiziell verbindlicher Leitbilder.

			In ihren die Verabschiedung der Reform begleitenden Schriften mühten sich die verantwortlichen Wissenschaftler, dem Lese- und Schreibvolk sowie den Multiplikatoren in den Medien klarzumachen, dass die Änderungen ja marginal seien. Das waren sie in der Tat im Vergleich zu den radikalen Vorstellungen um 1900 und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Laut Gerhard Augst betrafen Änderungen der Laut-Buchstaben-Beziehungen nur zwei Prozent der Wörter. Augsts Vorschlag von 1985, die Buchstabenfolge ai außer im Internationalismus Mai (der Monatsname) durch ei zu ersetzen, war auf der Strecke geblieben, den Ersatz von qu durch kw hatte man gar nicht erwogen, weil in diesem Bereich so gut wie keine Fehler gemacht wurden und damit das Argument der Vereinfachung wegfiel. Auch das Paket wurde nicht als Packet an packen angelehnt. Dafür verschwand das h aus rauh und Känguruh, was sicher zu den verschmerzbarsten Änderungen gehörte. Auffälliger und für Gegner der Reform provozierender war die Abschaffung des ß nach kurzen Vokalen, aus daß wurde dass. Der vollständige Ersatz des ß durch Doppel-s, der in der Schweiz schon in den 1930er-Jahren stattgefunden hatte, blieb aber eine eidgenössische Spezialität. 

			In Suffixbildungen wie Rohheit oder Zusammensetzungen wie Balletttrainer wurde das Stammwort wieder vervollständigt, vorher schrieb man, um Konsonantenhäufungen zu vermeiden, Roheit und Ballettrainer. Wörter wie Tolpatsch, belemmert und Qentchen wurden als Tollpatsch, belämmert und Quäntchen an die Volksetymologie angelehnt, die einen Zusammenhang mit toll, Lamm und Quanten vermutete. Das Verb nummerieren bekam ein zweites m, dass es bisher nicht hatte. Ebenso bescherte die Reform Stop und Tip ein zusätzliches p: Stopp und Tipp, während die Schreibweise fitt für fit von den Fachbeamten der Kultusministerien noch kurz vor der Reform mit dem Hinweis auf Fitness gekippt worden war. Ebenso strichen sie auf einer Sitzung 33 zugelassene Variantenschreibungen für Fremdwörter. Der ursprüngliche Reformvorschlag hatte u. a. vorgesehen, dass Schreiber zwischen Karosse und Karrosse, Asphalt und Asfalt, Rheuma und Reuma, Strophe und Strofe, Restaurant und Restorant wählen dürften. Der am schwierigsten zu begreifende Teil des Reformwerks war die Getrennt- und Zusammenschreibung. Hier sollte nun häufiger die Getrenntschreibung als Variante erlaubt werden, also zu Ungunsten oder zuungunsten, zu Schanden werden oder zuschanden werden, zu Leide oder zuleide, im Stande oder imstande.

			Nachdem in Wien am 1. Juli 1996 Deutschland, Österreich, die Schweiz und Liechtenstein sowie Vertreter von sechs weiteren Ländern, in denen Deutsch Amtssprache ist, mit einer verpflichtenden Erklärung die Einführung der Reform abgesegnet hatten, schien die Einführung der neuen Rechtschreibung unaufhaltsam. Einige Bundesländer fingen bereits ein Jahr vor dem Pflichttermin August 1998 an, sie in der Schule zu lehren. Es gab ein wahres Wettrennen darum, Wörterbücher herauszubringen, die die neuen Regeln illustrierten. Der Duden, aber auch damals noch existierende Konkurrenznachschlagewerke wie Wahrig oder Bertelsmann profitierten von einer gewaltig gestiegenen Nachfrage. Vor allem im Jugendbuchbereich war der allgegenwärtige Hinweis „in neuer Rechtschreibung“ auf dem Umschlag verkaufsfördernd. Der Reformkritiker Peter Eisenberg schreibt, es gebe „Hinweise auf einfache ökonomische Interessen, die von Anfang an mit der Neuregelung verbunden waren.“ Diese Sonderkonjunktur wurde noch befeuert, als im August 1999 die deutschsprachigen Nachrichtenagenturen auf die neue Orthographie umstellten und ihnen nun auch die meisten Presseorgane folgten – ein Nebeneinander von Agenturtexten in neuer Schreibweise und eigenen Artikeln in alter Orthographie wollte man natürlich vermeiden. 

			Doch schon ein Jahr später kündigte die Frankfurter Allgemeine Zeitung an, zur alten Rechtschreibung zurückzukehren. Begründet wurde das damit, dass durch die Neuregelung die Einheitlichkeit der deutschen Schriftsprache zerstört und wesentliche schriftsprachliche Differenzierungsmittel beseitigt worden seien. Diesen Schritt vollzogen einige Jahre später die Zeitungen des Axel-Springer-Verlags (Bild, Welt) sowie der Spiegel, und auch die Süddeutsche Zeitung und der Rheinische Merkur gaben die Reformschreibung auf. Die meisten Medien, die die Reform rückabwickelten, kehrten aber nach Phasen des Abwartens, Beobachtens und Taktierens nicht komplett zur alten Rechtschreibung zurück, sondern entwickelten Hausorthographien, die einige unumstrittene Elemente der Reform übernahmen. Dieser orthographische Rollback war das Ergebnis breiter gesellschaftlicher Proteste gegen die Reform, die nach dem Beschluss von 1996 und dem Erscheinen der ersten Wörterbücher vor allem in Deutschland immer heftiger wurden, während es in der Schweiz und Österreich relativ ruhig blieb. 

			Nun erst begriff die Mehrheit der Schreiber und Leser, was da eigentlich auf sie zukam. Der bayrische Lehrer Friedrich Denk und der Erlanger Germanistikprofessor Theodor Ickler wurden zu den Wortführern der Reformkritiker. 1997 wurde der „Verein Deutsche Sprache“ gegründet, dessen Zeitschrift Deutsche Sprachwelt sich um die Jahrtausendwende als Forum für Einwände gegen die neue Orthographie und ihr als undemokratisch empfundenes politisches Zustandekommen hervortat. Ein Volksentscheid in Schleswig-Holstein verlangte schon 1998 die Rückkehr zur traditionellen Schreibung, wurde aber von der Ministerpräsidentin Heide Simonis nicht als bindend betrachtet. Die Stadt Braunschweig gab 2004 als einzige Kommune in Deutschland die neue Rechtschreibung komplett auf. 2005 empfahl der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen, die neuen Schreibweisen nicht mehr anzuwenden. Die vielfältigen großen und kleinen politischen Initiativen gegen die Reform, die Zickzackkurse der Zeitungen, das verunsicherte Hin und Her der Bildungspolitik in den verschiedenen Bundesländern können hier nicht detailliert geschildert werden. Stellvertretend seien hier zwei Ministerpräsidenten zitiert. Der niedersächsische Ministerpräsident Christian Wulff (CDU) befand 2005: „Diese Reform stiftet nur Verwirrung“. Sein saarländischer Kollege und Parteifreund Peter Müller sagte: „Diese Rechtschreibreform ist eine Missgeburt und wird von den meisten Menschen nicht angenommen. Das muss die Politik akzeptieren und auch die Kraft haben, diese Reform grundsätzlich wieder abzuschaffen.“ 

			Am wichtigsten war aber vielleicht, dass sich viele Schriftsteller gegen die Reform aussprachen und darauf bestanden, dass ihre Werke weiterhin in alter Rechtschreibung erscheinen. Schon gleich nach der Verabschiedung 1996 hatten 100 Schriftsteller, Germanisten, Verleger und Historiker die von Friedrich Denk organisierte „Frankfurter Erklärung“ gegen die Reform unterschrieben, die auf der Frankfurter Buchmesse im selben Jahr veröffentlicht wurde. In den folgenden Jahren kamen noch viele hinzu. Die Liste der illustren Opponenten reichte vom jungen Daniel Kehlmann über Max Goldt, Iris Hanika, Bodo Kirchhoff, Robert Gernhardt und Durs Grünbein bis hin zu Doyens der deutschsprachigen Nachkriegsliteratur wie Günter Grass, Martin Walser, Ilse Aichinger, Christa Wolf, Walter Kempowski und Siegfried Lenz. Die spätere Literaturnobelpreisträgerin Elfriede Jelinek benannte auch klar und deutlich den in ihrem Land Verantwortlichen für das Desaster: „Der Herr Blüml soll also abtreten, unser Wiener Stadthofschulrat, der seine Reform, die ihren Namen nicht verdient, mit der These verteidigt, dass Rechtschreibung nichts mit Sprache zu tun habe. Abtreten soll die im zwischen den Staaten liegenden Niemandsland dieser orthographielosen Sprache wirkende Kommission, der er vorstand.“ Selten zuvor waren sich die Dichter und Denker so einig mit dem Volk: Bei sämtlichen Umfragen in den ersten zwölf Jahren nach der Reformverabschiedung 1996 lehnte eine Mehrheit der Befragten die Reform ab. Überwältigend war das Gefühl der Verunsicherung. 2008 stimmten bei einer Allensbach-Umfrage 79 Prozent dem Satz „Durch die Rechtschreibreform weiß man bei vielen Wörtern gar nicht mehr, wie sie richtig geschrieben werden“ zu. Sogar unter den Reformbefürwortern fanden das noch 55 Prozent.

			Die Reaktion auf all diese gesellschaftlichen Aktivitäten war die Einberufung des „Rats für deutsche Rechtschreibung“, der im Dezember 2004 seine Arbeit aufnahm. Vorgeschlagen wurde das Gremium von den deutschen Kultusministern, die schließlich auch ihre österreichischen und Schweizer Partner überzeugten, den Rat anstelle der im Jelinek-Zitat erwähnten Zwischenstaatlichen Kommission einzusetzen, die den Fortgang der Reform nach dem Plan von 1996 überwachen sollte. In der Schweiz einigte sich der Bundesrat im November 2004 auf ein von der Christdemokratin Kathy Riklin vorgelegtes Postulat (vergleichbar einem Entschließungsantrag im Deutschen Bundestag), das besagt: „Der Bundesrat wird beauftragt, im Einvernehmen mit der EDK (Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektorinnen und -direktoren) zu prüfen, ob den Regierungen der an der Reform der deutschen Rechtschreibung beteiligten Länder mitzuteilen sei, dass die Schweiz ein hohes Interesse an einem breiten Konsens in der Frage der Rechtschreibreform hat. Erreicht werden soll dieser Konsens namentlich durch eine Änderung des neuen Regelwerkes, wodurch die bisher möglichen Bedeutungsdifferenzierungen durch Zusammen- und Getrenntschreibung erhalten bleiben.“ Erklärtes Ziel des Rechtschreibrates war nach allgemeiner Ansicht nun also eine Reform der Reform. Der Vorsitzende der Zwischenstaatlichen Kommission, der schon häufiger erwähnte Österreicher Karl Blüml, reagierte im August 2005 mit einer fast schon verzweifelt klingenden Polemik und griff zum in seinem Land so beliebten Piefke-Bashing: „In Deutschland gibt es gerade eine grundsätzliche Angst vor Reformen. Da wird die Rechtschreibreform genutzt, um einen Stellvertreterkrieg zu führen – um Inhalte geht es in der Diskussion gar nicht.“ 

			Es half nichts mehr. Bereits einen Monat vor Blümls letztem demagogischem Gefecht hatten die bevölkerungsreichsten Bundesländer Bayern und Nordrhein-Westfalen erklärt, die endgültige Einführung der Reform auszusetzen und Empfehlungen des Rats abzuwarten. Im Februar 2006 überreichte der Rat seine Änderungsvorschläge den Kultusministern. Es handelte sich zum großen Teil um eine Rückkehr zu den alten Regeln und um die Opferung von Neuerungen, die ohnehin auch von gemäßigten Skeptikern nie akzeptiert worden waren. Beispielsweise sollte die Trennung einzelner Buchstaben am Wortanfang oder -ende nun doch nicht mehr erlaubt sein, also nicht E-sel oder Klei-e. Vor allem aber wurden im besonders umstrittenen und verworren erscheinenden Bereich der Groß-, Klein-, Getrennt- und Auseinanderschreibung viele Neuerungen gestrichen. Statt Eis laufen war nun wieder eislaufen der Standard und statt es tut mir Leid wieder es tut mir leid. An der absurden Pointe, dass eine Reform, die ursprünglich von Befürwortern der Kleinschreibung angeschoben worden war, zur Vermehrung der Großschreibungen im Deutschen geführt hat, änderte sich aber grundsätzlich nichts.

			Die Kultusministerkonferenz nahm die Vorschläge an, und zum 1. August 2006 wurde die reformierte Reformschreibung – Wikipedia spricht von der dritten Fassung, aber ich hege den Verdacht, dass es mehr waren – gültig in Schulen. Zu diesem Datum gingen auch die Springer-Zeitungen und -Zeitschriften und viele andere zur Orthographie des Rechtschreibrats über. Nach zehn Jahren Streit und Verwirrung war überall ein Bedürfnis nach Ruhe und einer neuen Einheitlichkeit zu verspüren. Die alte Rechtschreibung schien nun ohnehin so gründlich zerstört, dass eine Rückkehr zum Zustand vor 1996 nicht mehr möglich wirkte. Deshalb war man allgemein bereit, sich mit der zweitbesten Lösung zufriedenzugeben. 

			Vieles an der Reform erscheint heute wie ein Muster staatlicher Übergriffigkeit, das sich seitdem immer wieder wiederholt hat – nicht nur bei die Sprache betreffenden Maßnahmen wie der Zurückdrängung gebundener Handschriften im Schulunterricht, der Einführung von „Schreiben nach Gehör“ und der Durchsetzung „gendergerechter“ Redeweisen in der Verwaltung, sondern auch – und sogar am drastischsten – in der Coronakrise. Das Muster besteht darin, dass die politischen Stellen, beraten von einseitig ausgewählten Experten, etwas beschließen, das dem Gemeinwohl dienen soll, dann verdutzt über die fatalen Folgen und/oder die geringe Akzeptanz der Maßnahmen sind und schließlich herauskommt, dass sie eigentlich ohnehin nicht so von deren Notwendigkeit überzeugt waren, wie sie vorgaben, sondern ab einem bestimmten Punkt nur noch der Systemlogik und der Gruppendynamik ihrer Kaste gefolgt sind. Der bayerische Kultusminister Hans Zehetmair gab beispielsweise 2003 zu: „Aus heutiger Sicht und noch deutlicherer Kenntnis der deutschen Wesensart würde ich die Sache heute ganz zum Scheitern bringen. Wir hätten die Rechtschreibreform nicht machen sollen. Ich sage: Politik, Hände weg von einer Rechtschreibreform! Sprache ist ein dynamischer Prozess, sie muss wachsen und entstehen.“ Sogar ihm, der ja an den Verhandlungen über die Reform beteiligt war, sei erst im Spätsommer 1996, als die Wörterbücher herauskamen, klar geworden, wie massiv der Eingriff würde. Damals habe er aber nicht gewagt, die Reform zu stoppen. Die brandenburgische Kultusministerin Johanna Wanka kritisierte 2005 die Rücknahme durch NRW und Bayern mit dem Argument, es müsse „irgendwann mal Schluss sein“ mit der Diskussion. Damals war sie noch Präsidentin der Kultusministerkonferenz. Nachdem sie diese Position nicht mehr innehatte, gestand sie nur ein halbes Jahr später in einem Spiegel-Interview vom Januar 2006 die Wahrheit ein: „Die Kultusminister wissen längst, dass die Rechtschreibreform falsch war. Aus Gründen der Staatsräson ist sie nicht zurückgenommen worden.“

			Die letzten beiden Sätze werfen auch ein bezeichnendes Licht auf die Rolle der Kultusministerkonferenz. Der bereits zitierte Linguist Horst Haider Munske nennt als einen der Geburtsfehler des Reformunternehmens, dass sich von Seiten der Politik immer die KMK damit beschäftigt habe – „ein vielkritisiertes Organ, das die Verfassung nicht vorsieht“. Dabei gelte: „Die Orthographie ist nicht für Schüler gemacht und von Schulministern zu verwalten, sie gehört der ganzen Sprachgemeinschaft.“ Durch überregionale Absprache der von den Kultusministern eingesetzten Beamten, meist Fachleute für Schulfragen, sei eine Beteiligung der Parteien und der Parlamente umgangen worden: „Diese Beamten wurden zum wichtigsten politischen Organ der Reform, als Lenker von der Hinterbank, die niemals öffentlich in Erscheinung traten (…). Sie sind letztlich dafür verantwortlich, dass die Reform gegen den breiten Widerstand in der Öffentlichkeit durchgesetzt wurde.“ Man fühlt sich angesichts dieser Beschreibung unweigerlich an die oft ebenfalls anonymen, dem Wähler nicht verantwortlichen Kräfte erinnert, die gegenwärtig die Gendersprache durchsetzen oder „diskriminierende“ Begriffe aus dem Wortschatz tilgen wollen. Als zweiten Geburtsfehler nennt Munske die Tatsache, dass sämtliche Kommissionen, die sich mit der Reform befassten, immer ausschließlich mit engagierten Befürwortern besetzt waren: „So blieben nicht nur bekannte Sprachwissenschaftler jener Zeit ungefragt, auch Spezialisten wie die Mitglieder der ‚Studiengruppe Geschriebene Sprache‘ wurden gemieden. Von den Hauptbetroffenen, den Trägern der Schriftkultur in den deutschsprachigen Ländern, also Journalisten, Verlegern, Schriftstellern, Lehrern, den Akademien – von ihnen war niemand beteiligt.“ 

			Immerhin gestanden die Politiker wenigstens hinterher ihre Fehler ein. Zu so viel Ehrlichkeit konnten sich die meisten wissenschaftlichen Antreiber der Reform von 1996 nie durchringen. 2021 wurde sie in der Hauszeitschrift des Leibniz-Instituts für Deutsche Sprache anlässlich des Vierteljahrhundert-Jubiläums in verstörender, geradezu maoistisch alle Kritik und alle Fehlschläge ausblendender Weise als großer Erfolg gefeiert. Realistischer und näher an der Bewertung der Reform durch das Rechtschreibvolk sind die Einschätzungen der Linguisten Munske und Peter Eisenberg. Dieser war von Anfang an ein Kritiker der Reform. Eisenberg gehörte der „Studiengruppe Geschriebene Sprache“ an, die von den Reformkämpfern aus allen Kommissionen herausgehalten wurde. Als die Studiengruppe 1997 einen Alternativentwurf zur bereits verabschiedeten Reform veröffentlichte, war es bereits zu spät. Nachdem das Scheitern der Reform offensichtlich geworden war, legte Eisenberg 2003 im Auftrag der Deutschen Akademie für Sprache und Dichtung einen weiteren eigenen Kompromissvorschlag im Rechtschreibstreit als „zweitbeste Lösung“ vor.

			Peter Eisenberg fasst das grundsätzliche Missverständnis der Reform zusammen: „Eine Leseorthographie für den allgemeinen Gebrauch lässt sich nicht in eine Schreiborthographie für die Grundschule umstricken.“ Er sprach den diversen Gremien, die die Reform vorbereitet hatten, in einem Interview, dass ich mit ihm geführt habe, sogar die wissenschaftliche Kompetenz ab, die eigentlich nötig gewesen wäre: „Das Regelwerk von 1996 hatte linguistisch große Schwächen. Sie können zum Beispiel keine Kommaregelung formulieren, wenn Sie nicht einen Syntaktiker damit beauftragen. Und Sie können keine Laut-Buchstaben-Beziehungen regeln, wenn Sie nicht ausgewiesene Phonologen dabeihaben. In den Gremien saßen fast nur sogenannte ,Orthografieexperten‘. Die haben das Sprachgefühl ignoriert, das die Sprecher im primären Spracherwerb und dann im sekundären in der Schule entwickeln. Eine normative Regelung darf dieses Sprachgefühl nicht konterkarieren und die Leute zwingen, etwas zu schreiben, was sie nicht empfinden.“ Als Beispiel für die Relevanz des kollektiven Sprachempfindens nannte er einen Fall aus dem Bereich der Groß- und Kleinschreibung: „Im Laufe der letzten hundertfünfzig Jahre ist im allgemeinen immer häufiger kleingeschrieben worden. Für einen Grammatiker ist das Ausdruck der Tatsache, dass die Sprecherinnen und Sprecher das Empfinden hatten, hier stehe kein Substantiv: Und in der Tat können Sie zu im allgemeinem beispielsweise keine Attribute hinzufügen. Deswegen hat sich die Kleinschreibung immer weiter durchgesetzt. Die Verfasser des Regelwerks von 1996 wollten aber die Großschreibung erzwingen. Auch bei der Fremdwortschreibung und bei der Getrennt- und Zusammenschreibung haben sie so weit gegen das Sprachempfinden verstoßen, dass sie Hunderte von Wörtern verboten haben, die den Leuten geläufig waren – so etwas wie fertigmachen oder eisenverarbeitend. Die mussten getrennt geschrieben werden. Und das wollten die Leute nicht.“ Je weiter man sich auf die Forschung zur Schriftlichkeit von Sprache einlasse, „desto unerklärlicher wird das Vorgefallene“. Die Chuzpe, mit der die Reform-Apologeten immer noch so tun, als wäre die neue Orthographie ein Erfolg und hätte ihr wichtigstes Ziel erreicht, bringt Eisenberg in Rage: „Man muss sich vor Augen führen, dass führende Vertreter der Neuregelung behauptet haben, es würde 30 Prozent weniger Rechtschreibfehler geben. Aber es gibt die Hälfte mehr. Die Verantwortlichen sollten sich eigentlich bekreuzigen und schämen. Das tun sie aber nicht. Sie sind frech genug, so zu tun, als hätten sie immer nur Gutes bewirkt.“ Der Prognose, es werde mit der Neuregelung alles einfach werden, habe „eine phantastische Fehlkalkulation“ zugrunde gelegen.

			In der Tat erbrachten Studien des Germanisten Uwe Grund, die auf einem riesigen Korpus von 3,5 Millionen Wörtern mit älteren und neueren Vergleichsdaten aus der Bundesrepublik, der Schweiz und der DDR beruhen, nicht nur, dass sich die Fehlerquote „in etwa verdoppelt“ hat, sondern auch, „dass gerade in den Bereichen, in denen die Reform eingegriffen hat (zum Beispiel Groß-/Kleinschreibung, Getrennt-/Zusammenschreibung), die Fehlerzahlen besonders stark angestiegen sind“. Die geänderte Schreibung von Wörtern mit Wechsel zwischen ss und ß hat sich als besonders verhängnisvoll erwiesen. Und Grund kann dank seines Datenmaterials für die Zeit vor der Reform nachweisen, dass überhaupt kein Änderungsgrund bestand: „Auf dem Gymnasium musste eine Lehrerin sechs Klassenarbeiten mit einer durchschnittlichen Länge von 220 Wörtern durchsehen, um auf einen Fehler in Wortformen wie Naß, Nässe (jetzt Nass, Nässe), wußten (jetzt wussten) und ähnlich zu stoßen.“ Das hat sich mit der Reform geändert. Die neue s-Schreibung treibe die Fehlerzahl um durchschnittlich 20 bis 30 Prozent in die Höhe. Die Neuregelung habe sogar zu einer völlig neuen Fehlerkategorie geführt. Es komme vermehrt zu Unsinnsschreibungen wie Sarkassmus, Kommunissmus, Nazissmus (in Anlehnung an Narzissmus), und zwar um so mehr, je mehr die alten ß-Schreibweisen (Narzißmus) in Vergessenheit geraten.

			Zahlreiche andere Wissenschaftler kommen zu ähnlichen Ergebnissen für Bereiche, die zu den Kernpunkten der Reform gehören. Der Sprachwissenschaftler Dirk Betzel aus Ludwigsburg hat 1000 Texte von Grundschülerinnen und Grundschülern aus Nordrhein-Westfalen von 1972 bis 2012 untersucht. Der Fehlerquotient bei der Groß- und Kleinschreibung stieg darin deutlich von 3,1 auf 11,2. Noch häufiger ist nach Angaben des Gießener Germanistik-Professors Helmuth Feilke die falsche Verwendung von das oder dass. Es sei das am häufigsten falsch geschriebene Wort – nicht nur bei Kindern und Jugendlichen, sondern auch bei Erwachsenen. Diesen Fehler gab es zwar auch schon, als die Konjunktion daß noch mit ß geschrieben wurde, aber es ist keine gewagte These, anzunehmen, dass die Reform die Unsicherheit in diesem Bereich zumindest nicht verringert hat. Zahlreiche weitere Studien und auch die steigenden Durchfallquoten bei Eignungstests etwa für den Polizeidienst oder die Privatwirtschaft belegen, dass die Rechtschreibkompetenzen deutscher Schüler in allen Schulformen und Altersstufen seit Jahrzehnten sinken. 

			Das einzige Bereich, in dem Lehrer nun weniger anstreichen müssen, sei die Kommasetzung, räumt der Reformkritiker Peter Eisenberg ein: „Es gibt nun in der Tat weniger Fehler bei den Infinitiv- und Partizipialgruppen, aber nicht, weil man bessere oder wenigstens einfachere Regeln geschrieben hat, sondern weil geltende Regeln einfach abgeschafft wurden.“ Die gesamte Vorarbeit zur Neuregelung habe unter dem Geburtsfehler gelitten, dass man nicht versucht habe, Schreibunsicherheiten linguistisch zu deuten, sondern sie zu beseitigen „und zwar ausdrücklich ohne Scheu vor einem Eingriff ins System.“ Bei all dem handele es sich nicht um Vorbehalt „aus einem Wissen post festum“ – nach dem Motto „Hinterher kann jeder schlauer sein“ –, sondern: „Wer wollte, konnte es lange vor Inkrafttreten der Neuregelung wissen.“ Der Sprachwissenschaftler Wolfgang Raible, Romanist und Leiter des Sonderforschungsbereichs „Übergänge und Spannungsfelder zwischen Mündlichkeit und Schriftlichkeit“, hatte 1994 geschrieben: „Wenn eine Orthographie erst einmal etabliert ist, gehört sie zu den tiefsten Schichten der kulturellen Erinnerung und Mentalität. Diejenigen, die sie reformieren möchten, sollten die Prozesse der unsichtbaren Hand und die Logik, die ihnen zugrunde liegt, anerkennen, statt ihren Willen denjenigen aufzuzwingen, die das ablehnen.“

			Die Reformer haben die kulturelle Erinnerung und Mentalität verachtet. Das geht aus all ihren Äußerungen über die Zweitrangigkeit der Orthographie hervor, die nur ein sekundäres Mittel zur Abbildung von Lauten sei. Besonders suspekt war ihnen der hohe Rang, den Menschen in Deutschland der Rechtschreibung einräumen. Sie hielten das für ein antiquiertes bürgerliches Missverständnis. Jene Wertschätzung hat die Attacke der Sprachumbauer überlebt. Noch heute geben 83 Prozent bei Umfragen als wichtigstes Ziel einer Schulbildung „gute Beherrschung von Rechtschreibung und Grammatik“ an. Damit rangiert diese noch vor Allgemeinbildung (76 Prozent), Englischkenntnissen (63 Prozent) oder guten Mathematikkenntnissen (56 Prozent). Wer glaubt, das Internet und die digitalschriftliche Kommunikation würden den hohen Status der Rechtschreibung unterminieren, irrt. Auch bei Onlinepostings werden Rechtschreibfehler dem Urheber sofort hämisch angekreidet und seine Argumente weniger ernst genommen. In der Alltagspraxis sind Rechtschreibfehler auch noch ein wichtiges Indiz, um Spam und Phishing-Mails zu erkennen, deren Urheber sich sonst oft große Mühe geben, mit dem Logo und der URL den Eindruck von Echtheit zu ermitteln.

			Zwar wäre es unseriös, die schwindenden Orthographiekompetenzen ausschließlich als Folgen der Rechtschreibreform zu interpretieren. Verantwortlich sind auch noch andere Faktoren. Die Tatsache, dass Jugendliche – vor allem Jungen – immer weniger lesen. Migration. Der Einfluss der lockeren, wenn nicht gar schludrigen Schriftlichkeit bei SMS, WhatsApp und anderen digitalen Kurznachrichten. Vor allem aber wird dem Rechtschreibunterricht in der Schule ein geringeres Gewicht zugemessen. In manchen Bundesländern schreiben Kinder und Jugendliche so gut wie keine bewerteten Diktate. Doch es gibt keinen Zweifel daran, dass die Reform ihr großes Versprechen, die Schwierigkeiten beim Erlernen der deutschen Rechtschreibung zu verringern, nicht eingelöst hat. Man hat die Reform als unumgänglich dargestellt, indem man die traditionelle Orthographie als umständlich, widersprüchlich und unvollständig dargestellt hat. Und man hat ein System an ihre Stelle gesetzt, dem all dies auch vorgeworfen werden kann. Die Reformer haben geglaubt, man könne die Buchstabenschreibung einfach und risikolos verändern. Doch sie wussten gar nicht, wie Alphabetschriften eigentlich funktionieren. Jede einzelne Buchstabenschreibung ist mit den übrigen Teilen des Systems innerlich verbunden, und wenn man an einer Stelle etwas verändert, wirkt das auf das Gesamtsystem.

			Aber vielleicht war das ja genau der wahre Zweck der Reform: das System nicht nur der Buchstabenschreibung und der Orthographie, sondern der deutschen Sprache insgesamt so aufzulockern, dass künftig auch andere Eingriffe im Namen des Fortschritts möglich sind. Die Behauptung, dass die Reform in Wirklichkeit ja gar nicht die Sprache betreffe, wäre dann nur eine Deckung gewesen, in deren Schutz man eine erste Bresche in die ungeliebte Mauer der Tradition sprengen konnte. Als dies am Ende trotz massivster Widerstände und gegen den Mehrheitswillen gelungen war, fühlten sich andere elitäre Sprachumbauer ermutigt. Die Zahl der Baustellen nahm in den Jahrzehnten seit 1996 zu, und wenn heute wöchentlich neue Umbauforderungen im Namen des gesellschaftlichen Fortschritts erhoben werden, dann ist das auch eine Folge der Rechtschreibreform. Der „Sprachkampf“ (Henning Lobin), der bis heute andauert, begann mit ihr.

		

	
		
			Baustelle 2: 
Von der autogerechten Stadt zur geschlechtergerechten Sprache

			Man hätte gewarnt sein können. Der Begriff -gerecht als Bestandteil politischer Schlagwörter hatte schon einmal viel Unheil angerichtet. Seit den 1950er-Jahren wollten Architekten und Stadtplaner die einmalige Chance, die ihnen die Zerstörungen des Zweiten Weltkriegs boten, nutzen, um nun Deutschlands Städte „autogerecht“ wiederaufzubauen. All die innerstädtischen Schnellstraßen, Hochstraßen, Fußgängerbrücken und -tunnel, die damals durch deutsche Metropolen betoniert wurden, folgten einer großen Idee. Der Moloch, dem die Stadtplaner opferten, war die „autogerechte Stadt“. Mit dieser griffigen Phrase brachte der Architekt Hans Bernhard Reichow 1959 in seinem gleichnamigen Buch das schon länger existierende Ideal einer sich zuallererst an den Bedürfnissen des motorisierten Individualverkehrs orientierenden Kommune auf den Punkt. Dieser Vorrang des Autos wurde mit der notwendigen Entflechtung aller Lebensbereiche gerechtfertigt. Die Menschen sollten nicht mehr dort leben, wo Fabriken mit ihrem Schmutz und ihren Abgasen die Umwelt belasteten, sondern in schönen, hellen, luftigen Trabantenstädten, die in einer gesunden Entfernung von den Produktionsstädten lagen. 

			Die Entfernung zwischen diesen beiden Bereichen sollte natürlich mit dem Auto überbrückt werden. Öffentliche Verkehrsmittel galten als altmodischer Plunder. Vor allem Straßenbahnen sah man als Hindernisse für den Autoverkehr an – in den USA war die Zerstörung vieler lokaler Straßenbahnnetze auch das Ergebnis des brutalen Lobbyismus großer Automobilkonzerne. Kollektiver Nahverkehr ist einer „autogerechten Stadt“ eigentlich nur unterirdisch erlaubt. U-Bahnen passten gerade noch in das Idealbild. Und auch die Fußgänger, letzte Vertreter einer Fortbewegungsart, die aus den feudalen und sklavenhaltenden Gesellschaften übrigblieb, waren verdächtige Agenten des Gestrigen. Sie versteckte man ebenfalls am liebsten unter der Erde. Durch all diese Maßnahmen produzierte die „autogerechte Stadt“ erst recht den motorisierten Individualverkehr, dem sie gerecht werden sollte. Das Ergebnis all dessen sind die ungezählten hässlichen Innenstädte, die man mittlerweile durch Rückbau, Abriss und Rückkehr zu historischen Stadtstrukturen wieder zu heilen versucht.

			Warum muss am Beginn eines Kapitels über die „geschlechtergerechte“ oder „gendergerechte“ Sprache an das Desaster der „autogerechten Stadt“ erinnert werden? Weil die gegenwärtigen Argumentationen für den sprachlichen Fortschritt auf eine geradezu selbstparodierende Weise den damaligen für den Umbau deutscher Städte ähneln. Beide Male wurde eine unendlich komplexe Struktur, deren Zusammenhänge ihre Kritiker nur oberflächlich verstanden, als Fortschrittshindernis erkannt und gebrandmarkt – erst die europäische Stadt, dann deutsche Sprache. Beide Male war das überlieferte System schon beschädigt worden und schien deshalb leichter veränderbar – die Stadt durch alliierte Bomber, das Deutsche durch die Rechtschreibreform. Beide Male waren die Propheten des großen Umbaus von Verachtung und oft geradezu von Hass gegen die Tradition und das seit mehr als 1000 Jahren organisch Gewachsene erfüllt. Beide Male wurde der Begriff der Schönheit besonders ins Lächerliche gezogen. Die ästhetischen Werte des zur Zerstörung Freigegebenen werden entweder ganz geleugnet – man denke an die im Eröffnungskapitel zitierte Tirade gegen die „hässliche“ deutsche Sprache – oder als oberflächlicher Tinnef herabgewürdigt, hinter dessen Glanz sich eine Geschichte von Grausamkeit, Krankheit und Ungerechtigkeit verbirgt. Damals wie heute werden Gegner, die dem großmäuligen und oft bizarren Fortschrittgezeter der Umbauer misstrauen, als Rechte verunglimpft. Die Menschen, die sich – wie bei der Frankfurter Altstadt, den Schlössern in Berlin und Braunschweig oder bei der Potsdamer Garnisonskirche – für den Wiederaufbau oft erst in der Nachkriegszeit vollständig zerstörter Gebäude einsetzen, stellt man heute genauso als gefährliche reaktionäre Dummköpfe oder gar Nazis hin wie diejenigen, die absurde plansprachlich-neogrammatische Eingriffe in die Struktur des Deutschen ablehnen. Wenn es bisher noch kein ministeriell gefördertes Meldeportal für architektonischen und stadtplanerischen Antimodernismus gibt, dann liegt das nur daran, dass sich die Begeisterung für die Wohnmaschinen und die autogerechte Stadt selbst auf der Linken mittlerweile ziemlich abgekühlt hat, nachdem man ein halbes Jahrhundert in den Auswüchsen dieser Architektur-Ideologie leben musste. 

			Ein ähnlicher Prozess findet gerade bei der „gendergerechten Sprache“ statt: Solange sie eine Spinnerinnenidee zu sein schien, die nur in der Lebenswelt einer kleinen Minderheit vorkam, konnte man sie milde belächeln und großmütig als tolerierbare Kauzigkeit hinnehmen – sollte doch jede sich nach ihrer Fasson lächerlich machen. Je mehr sie von Seiten der Obrigkeit und des Kapitals allgegenwärtig in unseren Alltag eingeschleust wurde, desto mehr nahm man ihre Groteskheit, ihre bürokratische Gestelztheit und den zugrundeliegenden Machtanspruch erst richtig wahr – und der Widerstand wuchs seitdem mehr und mehr. Das musste zum Beispiel der WDR erfahren: Der größte ARD-Sender gab 2023 eine Umfrage zur „geschlechtergerechten Sprache“ in Auftrag. Dabei kam heraus, dass nur 41 Prozent der Befragten das Gendern in der Berichterstattung noch richtig und wichtig fanden. 2020 waren es bei einer ähnlich formulierten Umfrage im Auftrag des WDR noch 54 Prozent Befürworter gewesen. Wenn heute bei mehr Menschen als in früheren Umfragen Gendern unerwünscht ist, dann liegt es sehr wahrscheinlich daran, dass ihnen durch die immer häufigere Verwendung von Formen wie Bürger:innen, Forschende, Bürger:innenmeister oder gar Gästin, Mitgliederin und Tochterin erst recht bewusst geworden ist, welchen brachialen Eingriff in die gewachsene Struktur der deutschen Sprache konsequentes Gendern bedeutet. Die drei letztgenannten Formen sind zwar nur bei besonders frommen und einfältigen Genderstrebern gebräuchlich. Diesen kann man dennoch dankbar dafür sein, dass sie durch ihre Radikalität die absurde Methode bis zur Kenntlichkeit übertrieben haben. Der WDR kündigte nach der Umfrage an, gegenderte Sprache künftig nicht mehr als Standard zu betrachten und womöglich ganz darauf zu verzichten. Ob die Ankündigung des Intendanten Jörg Schönenborn von seinen genderwilligen Mitarbeitern auch tatsächlich umgesetzt wurde, hat bisher noch keiner überprüft. Zweifel sind begründet, denn es dürfte beim WDR ähnlich stehen wie beim ZDF. Dessen Chefredakteur Peter Frey hatte das immer öfter zu hörende Gendern in seinem Sender damit begründet, „dass vor allem jüngere Frauen nach der Uni selbstverständlich ihre Sprechweise hier eingebracht haben.“ Auch der Hessische Rundfunk rechtfertige in einer Erläuterung zur Genderpraxis in seiner Sendung „Hessenschau“ 2024, man strebe „geschlechtergerechte“ Sprache an, weil „insbesondere für jüngere Kolleginnen und Kollegen“ die „gendergerechte Sprache zum Alltag“ gehöre. 

			Damit verrieten die beiden Sender das ganze Dilemma. Die Bedürfnisse von Uni-Absolventen sind beim ÖRR mittlerweile vorrangig gegenüber den Wünschen der Menschen, die das ganze sprachliche Umerziehungsexperiment mit ihren Rundfunkgebühren bezahlen. Wer seinen Studentenjargon als Journalist auch im Berufsleben weiter durchziehen will, den wird es eher zu einem gebührenfinanzierten Medium ziehen, denn dessen Kunden können nicht durch massenhafte Abbestellungen ihrem Protest Nachdruck verleihen und damit den Genderern die finanzielle Grundlage entziehen – so wie es die Leser des Berliner Tagesspiegel getan haben, woraufhin diese Zeitung von der „geschlechtergerechten Sprache“ wieder Abstand nahm.

			Doch wie kam es überhaupt dazu, dass junge Menschen von der Uni die Überzeugung mitbringen, sie müssten die Grammatik verbiegen, um die Welt zu verbessern? Das ist das Ergebnis eines Prozesses, der vor etwa 50 Jahren mit der Etablierung einer „feministischen Linguistik“ begann; zunächst in den USA, dann im deutschen akademischen Betrieb. Es war das erste Mal in der Bundesrepublik, dass ein ganzer Zweig der Geisteswissenschaft sich freimütig zu einem politischen Ziel bekannte. Das hatte es bisher so nur im Nationalsozialismus mit seiner Rassenkunde oder in der DDR mit ihren Professorenstellen für Historischen Materialismus gegeben. Damit begann eine Verwandlung der Geisteswissenschaften, die auch zu Gender Studies, Postcolonial Studies, Critical Race Theory oder kritischer Männerforschung führte. In den klassischen Geisteswissenschaften war und ist man nicht von vornherein politisch festgelegt. Es gibt rechte und linke Germanisten, Romanisten, Philosophen und Historiker. Es gibt sogar – spätestens seitdem Helmut Schelsky seine konservative Wende vollzogen hatte – konservative Soziologen. Aber mit dem Studium der feministischen Linguistik und der anderen genannten Neo-Geisteswissenschaften legt man von vornherein ein Bekenntnis zu einer bestimmten politischen Richtung ab. Es gibt keine Konservativen in den Gender Studies, Postcolonial Studies, der Critical Race Theory oder der kritischen Männerforschung. Und dort wird auch nie irgendetwas herausgefunden oder gedacht werden, was dem linken Grundkonsens dieser Disziplinen zuwiderläuft.

			Die feministische Linguistik begann in den Siebzigerjahren ausgehend von der Überzeugung, dass alle Wissenschaften bis dahin wesentlich von den Prinzipien des Patriarchats, also eines seit Jahrtausenden etablierten männlichen Herrschaftsmodells, geleitet werden. Weibliche Perspektiven seien dabei bisher weitgehend unberücksichtigt geblieben, denn von den bestehenden Herrschaftsverhältnissen hänge es ab, ob sich eine bestimmte Theorie durchsetze oder nicht. Als Paradebeispiel für eine von männlichen Überzeugungen geprägte Sprachwissenschaft kann man die Ansichten des Dänen Otto Jespersen aus dem Jahre 1925 ansehen, der Frauen sprachlich rundheraus eine Neigung zur Mittelmäßigkeit attestierte: „Die frauen bewegen sich vorzugsweise auf dem mittelfeld der sprache, wobei sie alles abseits des weges liegende oder seltsame vermeiden, die männer dagegen prägen oft entweder neue wörter oder nehmen altmodische wieder auf, wenn es ihnen dadurch ermöglicht wird oder sie es sich wenigstens einbilden, einen angemesseneren oder genaueren ausdruck für ihre gedanken zu finden. Die frauen folgen regelmäßig der landstraße der sprache, die männer aber geben häufig der neigung nach, einen schmalen seitenpfad einzuschlagen oder sogar sich einen neuen weg erst zu bahnen.“ Außerdem sei die Syntax der Frauensprache primitiver als die der Männersprache, denn die syntaktischen Muster, die Frauen gebrauchen, seien überwiegend parataktisch, also aus aneinandergereihten Hauptsätzen bestehend. 

			Gegen das lange Nachwirken solcher Klischees trat nun eine Generation junger Geisteswissenschaftlerinnen an, oft mit einer Radikalität, die in ihrer Unfähigkeit, die Gemischtheit des Lebens und des Sprachlebens anzuerkennen, die Verblendung dessen, was sie bekämpfte, durchaus spiegelt. Man stellte beispielsweise die universellen Vernunftideale der Aufklärung in Frage und unterschied zwischen „guten“ und „gerechten“ Theorien. Die Soziologin Thelma McCormack erklärte 1981 den Unterschied so: Eine gute Theorie sei klar formuliert, argumentativ nachvollziehbar und überprüfbar. Eine gerechte Theorie schließe von vornherein jedes Erklärungsprinzip aus, das die biologische oder soziale Notwendigkeit sozialer Ungleichheit rechtfertigt. Es ist klar, welche Art von Theorien in den folgenden Jahrzehnten in den neuen Geisteswissenschaften bevorzugt wurde.

			Frauenbewegte Linguistinnen folgten nun also der These, dass das Geschlecht in Sprache und Sprachgebrauch Reflex patriarchaler Machtverhältnisse sei. Wie es dazu kam und wie man das überwinden könne, wollten sie aufklären. Aus diesem Geist heraus entstand auch die feministische Linguistik, deren Genre-Bezeichnung mich auch heute, fünf Jahrzehnte später, noch genauso irritiert, wie es bei „katholischer Linguistik“, „sozialdemokratischer Linguistik“, „buddhistischer Linguistik“ oder anderen hypothetischen Weltanschauungsfächern der Fall sein würde. In Deutschland war ein Gründungsmoment dieses Zweiges der Geisteswissenschaften die Antrittsvorlesung der Professorin Senta Trömel-Plötz in Konstanz mit dem Titel „Frauensprache in unserer Welt der Männer“, die sie am 5. Februar 1979 hielt. Popularisiert wurden einschlägige Thesen durch den Bestsellererfolg des Buches „Das Deutsche als Männersprache“ der Privatdozentin Luise F. Pusch, das 1984 in der Edition Suhrkamp erschien. Seitdem wurde die Verwechslung von grammatischem Genus und natürlichem Geschlecht und der Kampf gegen das generische Maskulinum beherrschend und damit ein Konfliktfeld außerhalb jener Sphäre, in der sich der akademische Betrieb und der Frauenrechtsaktivismus überschneiden.

			Unter Patriarchatsverdacht stehen insbesondere das Genus-System, die Personen- und Berufsbezeichnungen, Formen der pronominalen Referenz sowie generell der Wortschatz und Verfahren der Wortbildung. Die Linguistin Gisela Schoenthal hat die Grundannahme ihrer Kolleginnen deutlich formuliert: „Die systemischen Möglichkeiten der Personenreferenz im Deutschen zeigen eine fundamentale Asymmetrie und führen deshalb zu einer Ungleichbehandlung im Deutschen, somit ist die deutsche Sprache in ihrer Struktur und ihrem Lexikon sexistisch und androzentrisch.“ Zugrunde liegt dem auch die im Deutschen auf Wilhelm von Humboldt zurückgehende und dann von den Amerikanern Benjamin Lee Whorf und Edward Sapir Mitte des 20. Jahrhunderts formulierte Hypothese, wonach die grammatischen Strukturen und die Semantik einer Sprache eine Art Käfig sind, aus dem das Denken sich nicht befreien kann. Im Umkehrschluss heißt das aber auch: Wer die Sprache verändert, kann das Denken beeinflussen. Für die deutsche feministische Linguistik beschrieb die erwähnte Gisela Schoenthal diese Wirkung so: „Sprache einerseits als Spiegel, als Ausdruck historisch gewachsenen Denkens, Sprache andererseits als Hindernis, eine sich wandelnde und oder schon gewandelte Wirklichkeit wahrzunehmen, Sprache aber auch als Hilfsmittel, an dieser Wandlung mitzuwirken.“

			Das größte „Hindernis“ sieht die feministische Linguistik im deutschen Genus-System, und an dessen Umbau arbeiten die Genderlinguistinnen und ihre Gläubigen auch am intensivsten. Als Genus bezeichnet man das grammatische Geschlecht eines Wortes. Im Deutschen gibt es drei Genera: Maskulinum, Femininum und Neutrum. Gedanken über das Genus macht sich ein Muttersprachler meist nur, wenn es um unsichere Artikelzuweisungen beim Substantiv geht. Heißt es „der“ oder „das“ Pony? Die Antwort: Nachdem das Wort aus dem Englischen entlehnt wurde, hatten auch kleine Pferde noch lange ein maskulines Genus. Erst im 20. Jahrhundert etablierte sich die feste Unterscheidung zwischen der Pony (für die Ponyfrisur) und das Pony (für das Tier). Das Genus der Substantive spielt aber nicht nur bei Artikeln eine Rolle, sondern auch die adjektivischen Attribute sind mit dem Genus des Substantivs kongruent. Und auch Pronomen, die anstelle eines Substantivs treten oder sich auf es beziehen, haben dessen Genus. Das natürliche und das grammatische Geschlecht stimmen nicht notwendig überein. Peter Eisenberg, der auch Autor eines Grundlagenwerks über die deutsche Grammatik ist, stellt fest: „Obwohl das grammatische Geschlecht von Substantiven meist unter dem Blickwinkel des Verhältnisses zum natürlichen Geschlecht diskutiert wird, ist es in den allermeisten Fällen rein strukturell bedingt.“ Gemeint ist, dass beispielsweise bestimmte Wortendungen bei Wörtern, die durch Wortbildungssuffixe aus anderen Wörtern gebildet wurden, ein grammatisches Geschlecht bedingen beziehungsweise Rückschlüsse darauf erlauben. Das gilt beispielsweise für -ei wie in Bücherei (immer Femininum), -chen wie in Jungchen (immer Neutrum) und -er in den sogenannten Nomina Agentis, die aus Tätigkeitsbezeichnungen hervorgegangen sind: Bäcker, Metzger, Mörder, etc. Sie sind immer Maskulina. 

			Die Berufsbezeichnungen stehen im Zentrum der Umbaumaßnahmen, die die deutsche Sprache im Sinne der Linguistin Schoenthal zum „Hilfsmittel“ für die Weltveränderung machen sollen. Denn hier scheint der Zusammenhang zwischen Männerdominanz in Berufen in der patriarchalischen Gesellschaft und dem Genus der Wörter am eindeutigsten und schlüssigsten zu sein. Dabei wird diese Annahme schon durch die heutzutage häufig in Stellenanzeigen zu lesende Kombination „Briefträger (m/w/d)“ widerlegt. Wenn die Berufsbezeichnung Briefträger eindeutig männlich codiert wäre, könnte sie durch die nachstehenden Abkürzungen für männlich, weiblich und divers nicht umcodiert werden. Diese Öffnung für alle Geschlechter – auch die jenseits der klassischen Binarität – mit Hilfe von drei kleinen Buchstaben ist nur deshalb möglich, weil Briefträger trotz seines maskulinen Genus eine neutrale Berufsbezeichnung ist.

			Trotz solcher Offensichtlichkeiten bleibt es ein Axiom der feministischen Linguistik, dass es eine enge Verbindung zwischen grammatischem und natürlichem Geschlecht gebe. Sie kehrt damit zurück zu Vorstellungen Jacob Grimms aus dem 19. Jahrhunderts. Grimm hatte die ursprünglichen Genera der Substantive auf natürliche Eigenschaften zurückgeführt: „Das masculinum scheint das frühere, größere, festere, sprödere, raschere, das thätige, bewegliche, zeugende; das femininum das spätere, kleinere, weichere, stillere, das leidende, empfangende; das neutrum das erzeugte, gewirkte, stoffartige, generelle, unentwickelte, collective, das stumpfere, leblose.“ Diese Auffassung hatte die Sprachwissenschaft des 20. Jahrhunderts überwunden. Sie folgte den Annahmen Ferdinand de Saussures und seiner strukturalistischen Nachfolger, die davon ausgehen, das sprachliche Zeichen „arbiträr“ sind, das heißt, dass keine natürliche Verbindung zwischen den Wörtern und den damit bezeichneten Phänomenen besteht und somit auch die grammatischen Genera arbiträr sind.

			Das Hauptangriffsziel der feministischen Linguistik ist das sogenannte „generische Maskulinum“. Darunter versteht man Formen maskuliner Nomen und Pronomen, die sich entweder auf Personen mit unbekanntem Geschlecht beziehen oder bei denen das Geschlecht der Personen nicht relevant ist oder mit denen männliche und weibliche Personen gemeint sind oder mit denen verallgemeinernde Aussagen gemacht werden. Beispielhafte Sätze sind „Das ist Ihr Recht als Kunde“, „Das müssen Mieter jetzt wissen“, „Toilettenbenutzung nur für Kunden“, „Man lebt nur einmal“, „Jeder, der einmal in Rom war, besucht das Collosseum“. Die Kritik der feministischen Linguistik geht dahin, dass diese Formen nicht neutral verstanden werden, sondern auf ein männliches Geschlecht der bezeichnenden Gruppe verweisen. Ihr zentrales Argument gegen das generische Maskulinum ist, dass die Leser und Hörer diese Form eben nicht generisch, sondern konkret verstehen. Generische Formen wie der Student im Satz „Der Student geht so lange zur Mensa, bis er bricht“ sind für Luise F. Pusch nur pseudo-geschlechtsneutral. Dieses System habe sich nur durchgesetzt, weil „die männliche Hälfte der Menschheit als Norm gilt und im Zentrum des Interesses steht und die weibliche Hälfte von der männlichen abhängig ist und auch so wahrgenommen wird.“ Auch das System der Pronomen im Deutschen sei in diesem Sinne ungerecht. Dies gelte insbesondere für die Personalpronomen der 3. Person Singular (jeder, jede, keiner, keine, man) und für Fragepronomen wie wer. Kritisiert wird, dass in der Männersprache Deutsch die Regel, dass sich aufeinander beziehende Wörter grammatisch kongruent sein müssen, zu Sätzen wie „Die Menstruation ist bei jedem ein bisschen anders“ (statt „Die Menstruation ist bei jeder ein bisschen anders“) führen und dass es heißt: „Wer hat seinen Lippenstift im Bad vergessen?“ (statt „Wer hat ihren Lippenstift im Bad vergessen?“). Das letztgenannte Beispiel geht allerdings von der verfestigen Erwartung aus, dass Lippenstifte nur etwas für Frauen sind, und stützt damit ungewollt die Behauptung wissenschaftlicher Gendergegner, wonach das generische Maskulinum eher genderneutral im Sinne einer fluiden Geschlechteridentität sei als die gegenderten Formen.

			Der wegen solcher Mängel als zwingend notwendig betrachtete Umbau der ungerechten deutschen Sprache ist mittlerweile zu einem der zentralen Projekte der politischen Linken geworden. Die daraus resultierende Sprache wurde zunächst allgemein meist als „gerechte Sprache“ bezeichnet, was folgerichtig ist für ein Konstrukt, dem eine „gerechte Theorie“ im Sinne von McCormack zugrunde liegt. Beispielhaft dafür waren beispielsweise Bibelübersetzungen im feministischen Sinne, die erstmals passagenweise auf dem Kirchentag 1987 unter dem Signum „gerechte Sprache“ vorgetragen wurden. 1990 erschien dann schon ein aus der Evangelischen Kirche hervorgegangener Sammelband unter dem Titel „Frauen fordern eine gerechte Sprache“. Das missionarische Gebaren der feministischen Linguistik fügte sich gut zur Religion. Eine vollständige „Bibel in gerechter Sprache“ liegt dennoch erst seit 2007 vor. 

			Seit den späten 1980er-Jahren wird dann die angestrebte neue Form des Deutschen erstmals konkreter als „geschlechtergerechte Sprache“ bezeichnet. 1990 stellen SPD-Abgeordnete im Bundestag einen Antrag, Gesetzestexte entsprechend zu formulieren. Die Abgeordnete Gerlinde Hämmerle begründet das am 9. Mai im Plenum: „Die deutsche Sprache, insbesondere die Rechtssprache, wird bisher von männlichen Sprachformen bestimmt und diskriminiert Frauen. Um die Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der Sprache ihren Ausdruck finden zu lassen und damit die Gleichberechtigung der Geschlechter in allen gesellschaftlichen Bereichen voranzutreiben, soll die Rechtssprache geschlechtergerecht gestaltet werden. (…) Frauen sind sprachlich unsichtbar gemacht. (…) Gesetzessprache sollte sich mindestens an folgenden Prinzipien orientieren: am Prinzip der Sichtbarmachung, am Prinzip der Eindeutigkeit und am Prinzip der Lesbarkeit. Vorzuziehen ist deshalb nicht die geschlechtsneutrale, sondern eine geschlechtergerechte Sprache.“ Der Ausdruck „Sichtbarmachung“, den Hämmerle verwendet, zeigt, dass zu diesem Zeitpunkt Thesen der feministischen Linguistik längst den engen Rahmen der Universität überschritten hatten. Denn es gehört zu den Topoi der Kritik an der „Männersprache“ Deutsch, dass sie die Frauen „unsichtbar“ mache. Stellvertretend für viele andere steht dieses Zitat aus der einschlägigen Literatur: „Im generischen Maskulinum bleiben Frauen sprachlich unsichtbar, so daß bei der Rezeption und auch der Produktion solcher Äußerungen weniger an Frauen als an Männer gedacht wird.“

			Seit den Nullerjahren wird die Bezeichnung „geschlechtergerechte Sprache“ (auch „geschlechterinklusiv“, „geschlechtsneutral“) allmählich durch „gendergerechte Sprache“ oder „gendersensible Sprache“ verdrängt. Ursache dieser Entwicklung ist, dass der Begriff Geschlecht (englisch Sex) in jenen sich als fortschrittlich verstehenden Kreisen, die man seit einigen Jahren mit dem aus dem Englischen entlehnten Wort „woke“ beschreibt (ich selbst benutze das Wort wegen seiner Unschärfe selten), neuerdings unter Verdacht steht, eine Fiktion zu bemänteln, die aus „toxischen“ patriarchalischen und „hetereronormativen“ Verhältnissen hervorgegangen ist und sie zementiert. Die Gegenüberstellung von lediglich zwei biologischen Geschlechtern wird als falsch und reaktionär angesehen. 

			Typisch für die daraus sich ergebenden Kulturkämpfe ist der Hass, der beispielsweise der englischen Bestsellerautorin Joanne K. Rowling entgegenschlägt, die vehement die Überzeugung vertritt, das biologische Geschlecht sei eine Realität („Sex is real“). Ähnlich angefeindet wurde die Biologin Marie-Luise Vollbrecht, die 2022 bei der „Langen Nacht der Wissenschaften“ in der Berliner Humboldt-Universität einen Vortrag mit dem Titel „Geschlecht ist nicht (Ge)schlecht – Sex, Gender und warum es in der Biologie zwei Geschlechter gibt“ halten wollte. Nach angekündigten Protesten von Aktivisten, weil die These des Vortrags unwissenschaftlich, menschenverachtend, queer- und transfeindlich sei, sagte die Universität den Vortrag ab.

			Die von Vollbrecht im Titel angedeutete Unterscheidung von Sex und Gender wurde Ende der 1960er Jahre von dem Psychoanalytiker Robert Stoller eingeführt, der festgestellt hatte, dass die körperlichen Merkmale seiner Patienten oft nicht mit den psychischen übereinstimmten. Man müsse also zwischen dem biologischen und dem sozialisierten Geschlecht unterscheiden. Diese Unterscheidung war zunächst neutral betrachtet ein Erkenntnisgewinn, denn es gibt unzweifelhaft vermeintlich ewige geschlechtertypische Verhaltensweisen, die aber nur das Produkt sich ändernder sozialer Normen und Verhältnisse sind. Ein immer wieder Erstaunen erregendes Beispiel dafür ist die angeblich natürliche Verbindung der Farbe Rosa mit Weiblichkeit. Anders als heute war Rosa im westlichen Kulturkreis lange die Farbe der kleinen Jungen. Dagegen war Blau die Farbe der kleinen Mädchen. Rosa wurde auch das „kleine Rot“ genannt, und weil Rot als Signalfarbe der Männlichkeit galt, ordnete man Rosa folgerichtig den Knaben zu. Mädchen zog man blau an, weil Blau die Farbe der Jungfrau Maria war. In ihrem Standardwerk „Wie Farben wirken“ nennt die 2008 gestorbene Schriftstellerin und Sozialwissenschaftlerin Eva Heller zahlreiche Gemälde von der Renaissance bis zu einem Familienbild Königin Victorias, auf denen die Zuordnung noch ganz klar ist: Das Jesuskind und andere Knaben tragen Rosa, die Mädchen Hellblau. Dazu passt, dass die ersten Trikots des 1897 gegründeten Fußballvereins Juventus Turin rosa waren. Laut Heller kam es zu dem Farbentausch, weil die Erinnerung an die religiöse Farbsymbolik verblasste und weil Matrosen und Arbeiter Blau trugen. Deshalb wurde Blau mehr und mehr mit erwachsener Männlichkeit assoziiert. Dies vollzog sich endgültig erst in den 1940er-Jahren.

			In die feministische Debatte wurde die Unterscheidung zwischen Sex und Gender von der Soziologin Ann Oakley eingeführt, die 1972 schrieb: „Sex ist ein Wort, das sich auf die biologischen Unterschiede zwischen männlich und weiblich bezieht (…) dagegen ist Gender eine Sache der Kultur, es bezieht sich auf die soziale Klassifizierung in ,maskulin‘ und ,feminin‘.“ Problematisch ist allerdings, dass Gender in der Folgezeit mehr und mehr an die Stelle von Sex und Geschlecht getreten ist. Schon in den Neunzigerjahren wurde in englischsprachigen wissenschaftlichen Publikationen sogar das Geschlecht von Ratten als gender bezeichnet. Die Linguistin Victoria Bergvall vermutete 1999, diese „schlichte Ersetzung“ von Sex durch Gender sei vielleicht geschehen, um sich dezenter auszudrücken und die tabuisierten Implikationen des Wortes Sex zu vermeiden. Seitdem ist ein weiterer, viel wirkungsmächtigerer Grund dazugekommen: Mit der ausschließlichen Verwendung des Begriffs Gender soll die biologische Realität von zwei Geschlechtern in Frage gestellt werden. Man will damit die Sprache den Selbstwahrnehmungen von Menschen anpassen, die sich entweder nicht ihrem biologischen Geschlecht zugehörig fühlen oder gar keinem Geschlecht zugeordnet werden wollen. 

			Zur Verwirrung hat auch noch das sogenannte Gender Mainstreaming beigetragen. Dieser 1985 erstmals auf der Dritten UN-Weltfrauenkonferenz in Nairobi diskutierte Begriff formuliert laut einer Broschüre des Bundesfamilienministeriums den Anspruch, „bei allen gesellschaftlichen Vorhaben die unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen von Frauen und Männern von vornherein und regelmäßig zu berücksichtigen, da es keine geschlechtsneutrale Wirklichkeit gibt.“ Das klingt neutraler und vernünftiger, als das Konzept in der politischen Realität daherkommt. Dort ist mit Gender Mainstreaming oft eine Umerziehungsmaßnahme gemeint, die die Realität biologischer, bei der Geburt festgestellter Geschlechterdifferenzen komplett leugnet. Das gruseligste Beispiel dafür war der Kanadier David Reimer, der nach einer missglückten Beschneidung im Alter von acht Monaten seinen Penis verlor. Er wurde dann zu einem Mädchen umoperiert und als „Brenda“ erzogen. Der Sexualwissenschaftler John Money, der Reimers Eltern dazu geraten hatte, wollte damit seine Theorie der „optimal gender policy“ beweisen, wonach Geschlecht etwas sei, das Kindern zugewiesen werden könne. David Reimer, der von Money auch missbraucht wurde, indem der Wissenschaftler ihn und seinen Zwillingsbruder als Kinder zu sexuellen Handlungen ermunterte, kehrte als Erwachsener zu seinem biologischen Geschlecht zurück. Im Alter von 38 Jahren tötete er sich selbst. 

			Wie unklar und teilweise unterschiedlich ist, was verschiedene Seiten mit Gender Mainstreaing meinen, zeigt sich an der Feststellung in einem Text der EU-Kommission von 1996, der besagt, Gender Mainstreaming sei ein Konzept, „das von der Anerkennung der männlichen und weiblichen Identität ausgehen muss.“ Das klingt ja noch keineswegs wie ein gesellschaftliches Umerziehungsprogramm. Erwähnt und in Kürze diskutiert wird der Begriff hier nur, weil er auch eine zentrale Rolle bei der Kritik an der „Gender-Ideologie“ spielt, als deren Aspekt wiederum die „gendergerechte Sprache“ angesehen wird, mit der wir nun wieder zum eigentlichen Thema dieses Buches zurückkehren.

			Für die „gendergerechte“ Sprachpraxis in all ihren Schattierungen kommt seit den frühen Nullerjahren das Verb gendern auf. Das „Neologismenwörterbuch“ des Leibniz-Instituts für Deutsche Sprache schreibt, es sei „seit Anfang des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts in Gebrauch“, und nennt als typische Verwendungen: „gegenderte Texte, die gegenderte Sprache, ein gegendertes Gesetz, alles korrekt gegendert, den Haushalt gendern, ein Stelleninserat nicht genügend gendern“ Das Wort Gendersprache kennt das „Neologismenwörterbuch“ noch nicht. Es existiert seitder Mitte des zweiten Jahrzehnts des neuen Millenniums und wird von Kritikern als abwertendes Synonym für „gendergerechte Sprache“ gebraucht. Noch deutlich negativer ist die Vokabel Gendersprech.

			Die so bezeichneten neuen, vermeintlich bewusstseinsverändernden Formen sind längst in den Sprachgebrauch der Politik, der Verwaltungen, der Medien und zum Teil auch des opportunistischen Großkapitals eingedrungen. Während immer noch umstritten ist, ob an Universitäten Studenten, die nicht gendern, wirklich schlechter benotet werden (bisher konnte das noch nie zweifelsfrei bewiesen werden), ist unbestritten, dass Arbeitnehmer in Unis, Verwaltungen und eben auch in der freien Wirtschaft gezwungen werden, sprachliche Mittel zu verwenden, die von der Bevölkerungsmehrheit abgelehnt werden und nicht den Regeln der amtlichen Rechtschreibung entsprechen. Bekannt wurde der Fall eines Audi-Mitarbeiters, der dagegen geklagt hatte, dass der Konzern ihn und seine Kollegen zum Gendern verpflichtete. Er verlor den Prozess.

			Die naheliegendste und orthographisch korrekte Methode, das generische Maskulinum zu umgehen, wenn man ihm denn nicht traut, ist die Doppelnennung: Ärztinnen und Ärzte, Schülerinnen und Schüler. Letzteres wird zumindest im Berliner Schulalltag meist mit SuS abgekürzt, genauso wie in der Wirtschaft häufig die Kurzform KuK für Kolleginnen und Kollegen verwendet wird. Bei den jährlichen Gedenktagen der Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz am 27. Januar wird seit einigen Jahren immer mit einer in diesem Falle besonders unangemessenen Penetranz die Form Jüdinnen und Juden verwendet, so als hätte in den Jahrzehnten zuvor alle geglaubt, das NS-Regime hätte nur jüdische Männer umgebracht. So wird sogar der Holocaust von Genderstrebern als Rampe für ihre banale Agenda missbraucht. Weil solche Paarnennungen umständlich wirken, vor allem, wenn sie gehäuft in einem Text auftauchen, wurde frühzeitig nach alternativen, kürzeren Schreibweisen gesucht. Es entstanden die verschiedenen Sonderzeichen, die allein von den sogenannten „Genderverboten“ betroffen sind und von denen der Rechtschreibrat festgestellt hat, dass sie nicht Teil der amtlichen deutschen Rechtschreibung sind.

			Die ältesten „geschlechtergerechten“ Schreibweisen mit Sonderzeichen sind vermutlich diejenigen mit Schrägstrich, Klammer und mit dem Binnen-I: Journalist/innnen (als Kurzform von Journalistinnen/Journalisten), Journalist(innen) und JournalistInnen. Von diesen drei frühen Varianten ist die mit dem Binnen-I die auffälligere, und sie wurde bald nach ihrem Aufkommen zu einer Art Fahnenzeichen der sprachlichen Geschlechtergerechtigkeit. Ihre Erfindung beansprucht der Journalist Christoph Busch, der diese Form 1981 erstmals in seinem Buch „Was Sie schon immer über Freie Radios wissen wollten, aber nie zu fragen wagten!“ verwendete. Dort spricht er beispielsweise von HörerInnnen. Nachdem das Binnen-I dann in einem Flugblatt des Senders Radio LoRa aus Zürich verwendet worden war, griff es die linke Schweizer Wochenzeitung WoZ auf und verwendete es von 1983 bis September 2021. Dann wurde es dort von der Schreibweise mit Doppelpunkt anstelle des großen I abgelöst. Mitte der Achtzigerjahre übernahmen dann Autoren der taz, die Binnen-I-Schreibweise und machten erstmals ein größeres deutsches Lesepublikum damit bekannt. Wie alle anderen Sonderzeichen der „geschlechtergerechten“ oder „gendergerechten“ Sprache wird auch das Binnen-I beim Sprechen mit einer kurzen Sprechpause, dem sogenannten Glottisschlag, abgebildet. Vielen gilt die taz bis heute als Erfinderin dieser Form, obwohl sie hier längst nicht so konsequent angewendet wurde wie in der WoZ und mittlerweile auch in der taz neuere Formen an ihre Stelle getreten sind. Berlin wurde, wohl unter dem Einfluss dieser Zeitung, zur Binnen-I-Hauptstadt: 1989 wurde im Berliner Senat von SPD und Alternativer Liste die Einführung des Binnen-I für offizielle Verwaltungsdokumente beschlossen. Versuche von Bündnis 90/Die Grünen, es auch in anderen Bundesländern zu etablieren, scheiterten. 1990 entschied die bundesdeutsche interministerielle „Arbeitsgruppe Rechtssprache“: „Nach Ansicht der Arbeitsgruppe ist die Schreibweise mit dem großen I für die Vorschriftensprache ungeeignet.“

			Die bisher genannten Schreibweisen haben aus Sicht neuerer Sprachaktivisten den Nachteil, dass sie zwar „geschlechtergerecht“ aber nicht „gendergerecht“ sind. Denn diese gehen grundsätzlich von der Existenz von ausschließlich zwei Geschlechtern aus, sind also „binär“ und bilden – so die Argumentation – diversgeschlechtliche oder non-binäre Menschen nicht ab. Eine Handreichung des Referats für „Vielfaltsmanagement“ der Universität Rostock fällt das Verdammungsurteil über die Form mit Schrägstrich: „Diese Form ist für eine angemessene Repräsentation aller Geschlechter in der sprachlichen Kommunikation nicht geeignet, da sie eine Einordnung unter der Option ,divers‘ nicht ermöglicht.“ Positiver wird in Rostock und anderswo die Schreibweise mit Unterstrich gesehen, also Student_innen, Mitarbeiter_innen: „Der sogenannte Gender-Gap steht sinnbildlich für das Spektrum der Geschlechter, auf dem die Kategorien ,weiblich‘ und ,männlich‘ die äußeren zwei Pole bilden.“ Ein ähnlicher erwünschter Symbolgehalt wird dem Genderstern wie in Dozent*innen, Angestellte*r zugebilligt, der mittlerweile anstelle des Binnen-I gewissermaßen zum Wappen der Genderer geworden ist: „Die Strahlen des sogenannten Gender*Sternchens, die in verschiedene Richtungen zeigen, symbolisieren unterschiedliche Geschlechtsidentitäten.“ 

			Der Genderstern, auch liebevoll Gendersternchen genannt, kam im zweiten Jahrzehnt des neuen Jahrtausends auf. Das Zeichen stammt aus der Computersprache, wo es als Platzhalter für eine beliebige Zahl von Buchstaben fungiert. Schon 2015 beschlossen die Grünen auf ihrer Bundesdelegiertenkonferenz, in Parteitagsbeschlüssen verbindlich den Gender-Stern – also die Formen Student*innen, Kindergärtner*innen, Terrorist*innen – zu verwenden. 

			Das jüngste Gender-Sonderzeichen ist der Doppelpunkt im Wortinneren, der die gleichen Funktionen erfüllt wie Schrägstrich, Klammer oder Stern. Das Rostocker „Vielfaltsmanagement“ (ich kann dieses Wort gar nicht oft genug schreiben) hält den Doppelpunkt für die beste Variante: „Der sogenannte Gender:Doppelpunkt (…) gilt als leser:innenfreundlicher als Sternchen oder Unterstrich. Zudem ist er inklusiver, da er von Sprachausgabeprogrammen für Blinde oder Menschen mit Sehbehinderung am besten wiedergegeben werden kann, indem für den Doppelpunkt eine kurze Sprechpause eingefügt wird.“ 

			Die Art und Weise, wie in den Rostocker Handreichungen willkürlich Zeichen, die alle in ihrem ursprünglichen Kontext eine ganz andere Funktion hatten, nun als Genderzeichen auf höchst unwissenschaftliche Weise eine Bedeutung zugeschrieben wird, ist typisch für den ganzen Genderdiskurs. Besonders auffällig wird das bei den krypto-mystischen Argumentationen für den Unterstrich („steht sinnbildlich für das Spektrum der Geschlechter“) und beim kindlich-magischen Argument für den Genderstern („Strahlen, die in verschiedene Richtungen zeigen, symbolisieren unterschiedliche Geschlechtsidentitäten“).

			Im Gegensatz dazu kommt eine eigentlich durchaus genderfreundliche Studie der Psychologen Fritz Strack und Patrick Rothermund 2024 zu dem Ergebnis, dass solche Zeichen völlig wirkungslos sind. Die Studienteilnehmer bekamen Sätze wie „Die Nachrichtensprecher^ trugen schicke Kleidung“ zu lesen. Vorher hörten sie die Erklärung, dass der Zirkumflex ^ als inklusives Zeichen für Frauen und Männer verstanden werden solle. Diese sprachliche Funktion wird auch den unterschiedlichen Sonderzeichen zugeschrieben, die wir im vorherigen Absatz gemustert haben. Es ist die willkürliche Setzung, irgendein Zeichen zu nehmen und zu behaupten, es schließe bisher in der ungerechten Sprache unsichtbare Gruppen mit ein. Die beiden Psychologen verzichteten lediglich darauf, dem Zeichen irgendeine Symbolik zu unterstellen, die sich an dessen äußerer Form aufhängt. Das Rostocker „Vielfaltsmanagement“ hätte vielleicht argumentiert, die nicht geschlossene Dreiecksform des Zirkumflexes stünde für die Geschlechtsoptionen männlich, weiblich und divers und deute eine unendliche Offenheit für weitere sexuelle Identitäten an. Doch in der Studie von Strack und Rothermund kam heraus, dass die Zirkumflexschreibung keineswegs zu einer inklusiven Lesart führte. Es ist nicht vermessen, anzunehmen, dass alle anderen Zeichen genau den gleichen Nicht-Effekt haben.

			Um dieses Problem zu umgehen, aber auch um „gendergerechte“ Schreibweisen zu finden, die mit den Regeln der Rechtschreibung konform sind und deshalb nicht unter die neuesten sogenannten „Genderverbote“ fallen, wird auch mit grammatischen Formen gearbeitet, die ohne Sonderzeichen und gesprochene Pausen auskommen. In Ratgebern und Leitfäden, die versprechen, eine „gendergerechte“ Sprache ohne Gendern zu ermöglichen, wird neuerdings meist das Partizip empfohlen. Denn nicht immer existieren genderneutrale Formen wie Lehrkräfte, Fachleute oder Amtspersonen, die auch von Gendergegnern akzeptiert werden. Partizipische Formen sollen die grammatisch maskulinen Nomina Agentis ersetzen. An den Universitäten hat sich als Ersatz für Studenten längst Studierende durchgesetzt, mit dem auch Lehrende, die den ideologischen Grundbehauptungen der Genderer sonst eher fernstehen, im Alltag den Gesslerhut namens „Geschlechtergerechtigkeit“ beiläufig grüßen. In Österreich wurde bereits 1993 Studierende anstelle von Studenten als gesetzlicher Terminus festgelegt. Bei der deutschen Presseagentur stößt in Artikeln über Wissenschaftsthemen das unbeholfen und gespreizt wirkende Wort Forschende auf. 

			Von Grammatikern ist immer wieder darauf hingewiesen worden, dass das Partizip 1 eine „aktionale“ Bedeutung habe, da es sich auf Personen bezieht, die die mit dem Verb bezeichnete Tätigkeit im Moment des so Bezeichnetwerdens ausüben. Lehrende oder Forschende wären demnach Personen, die permanent, ohne Unterbrechung ihre Tätigkeit ausüben, was natürlich niemand tut. Das sei der Unterschied zu Lehrer oder Forscher, die als bloße Berufsbezeichnungen auch noch gelten, wenn der so Bezeichnete gerade mal Pause macht. Genderpositive Wissenschaftler verweisen darauf, dass dies nicht gilt, wenn die Partizipformen lexikalisiert sind, also zu wörterbuchfähigen Wörtern geworden sind wie Vorsitzender, Reisender oder Studierender. Letzteres ist in der Tat schon seit dem Barock als Synonym für Student gebräuchlich, bei Goethe findet man es genauso wie in der Nazizeit, wo es laut dem Germanisten Helmut Glück wohl zum ersten Mal gebraucht wurde, um Studenten beider Geschlechter zu bezeichnen. Nur gilt das Argument der Lexikalisierung eben nicht für die neuen Genderformen Forschende, Schreibende, Lehrende. Sie wirken auf die Mehrheit der Sprachteilnehmer immer noch so gespreizt, dass sie neuerdings besonders gerne übertreibend für Parodien auf die Gendersprache gebraucht oder gar neue ähnliche Formen gebildet werden. Als das ZDF 2021 die afghanischen Taliban, unter denen ja nicht viele Frauen zu finden sind, als Islamist:innen genderte, wurde höhnisch gefragt, ob das nicht vielleicht „Islamisierende“ heißen müsse? Ein geläufiger Witz geht so: „Der amerikanische Traum: vom Tellerwäscher zum Millionär. Der deutsche Traum: vom Tellerwäscher zum Tellerwaschenden.“

			Warum das alles überhaupt nötig sein soll, das haben die Befürworter der „gendergerechten Sprache“ bis heute nicht wirklich überzeugend darlegen können. Die psychologischen Tests, mit denen sie die Unsichtbarkeitstheorie beweisen wollen, sind als unwissenschaftlicher Schwindel entlarvt, denn sie blenden die Kontextbindung, die zur Unterscheidung eines generischen von einem spezifischen Maskulinum entscheidend ist, in wissenschaftlich unzulässiger Weise aus. Über die geistige Schlichtheit der Abbildungstheorie, die dem Gendern zugrunde liegt – also die Vorstellung, dass immer, wenn wir Wörter hören und gebrauchen, eine bildliche Vorstellung in unserem Hirn aufscheint –, lachen Philosophen und Linguisten. Die Behauptung, dass das generische Maskulinum erst in jüngerer Zeit Verwendung fand, als Frauen verstärkt in Männerberufe vordrangen – wie es Vertreter der Genderlinguistik behaupten –, ist durch eine Untersuchung der Linguisten Ewa Trutkowski und Helmut Weiß widerlegt worden. Bereits im Althochdeutschen finden sich Belege für eine inklusive, also geschlechtsneutrale Verwendung des Maskulinums. Am absurdesten: Das Gendern führt zu einer ausgeprägten Sexualisierung der Sprache, also zu einer permanenten Betonung von Geschlechterdifferenzen. 

			Daher wird das wichtige Ziel der Geschlechtergerechtigkeit konterkariert und Gendern von manchen Linguisten sogar mit einigem Recht als sexistisch bezeichnet. Eine Petition gegen die genderpositive Praxis der öffentlich-rechtlichen Rundfunksender wurde im Juli 2023 zunächst von 70 renommierten Sprach- und Literaturwissenschaftlern unterzeichnet. Mittlerweile ist die Zahl der Unterzeichner, die eine Sprach- oder Literaturwissenschaft studiert haben, auf weit über 1000 gestiegen, unter ihnen auch der Germanist und ehemalige Bundestagspräsident Wolfgang Thierse (SPD). Dennoch wurde der Aufruf „Listen to the science!“ wohl auf keinem gesellschaftlichen Debattenfeld so gründlich ignoriert wie im Genderstreit. Natürlich gibt es auch Linguisten, die für geschlechtergerechte Sprache argumentieren. Nur sind ihre Argumente selten formalgrammatisch, logisch oder historisch, wie es sich für eine wissenschaftliche Argumentation über grundlegende Eingriffe in das System der deutschen Sprache eigentlich gehören sollte, sondern es handelt sich um kaum verbrämte Formulierungen politischer Ansprüche.

			Doch selbst wenn ein paar der Argumente nicht völlig abwegig wären, würde das nicht den von oben verordneten Sprachumbau rechtfertigen, den Teile der Politik, der Obrigkeit, des staatsabhängigen Rundfunks, der Kirchen und anderer Institutionen sowie – last but not least – des dem vermeintlichen Zeitgeist folgenden Großkapitals (ein Bündnis, das jeden das Gruseln lehren sollte) forcieren. Denn die Beweislast liegt bei einem solchen Generalangriff auf in Jahrtausenden gewachsene Strukturen, die Allgemeinbesitz sind, nicht bei den Konservativen, die unsere funktionierende Sprache lassen wollen, wie sie ist. Sondern es sind die Neuerer, die unumstößliche Argumente für eine neuerliche „Reform“ der deutschen Sprache bringen müssen. Sie müssen sogar zweierlei Beweise bringen. Erstens dafür, dass das Deutsche in seiner bisherigen Form Frauen oder nicht-binäre Personen tatsächlich diskriminiert. Und zweitens dafür, dass die von ihnen konstruierten neuen Formen wirklich die Gleichberechtigung voranbringen. Gelungen ist ihnen das nicht. 

			Überzeugt haben die Protagonisten der feministischen Linguistik bislang nur eine relativ kleine Gruppe von Privilegierten. Aus den USA ist ja vor einiger Zeit das Spottwort „Karen“ für einen bestimmten Typus Frau auch bei uns eingeführt worden: Karen nennt man die privilegierte und anspruchsvolle Mittelstandfrau, die immer gleich den Geschäftsführer herbeirufen lässt, wenn etwas nicht ihren Vorstellungen von Qualität und Service entspricht. Die ganze Gender-Angelegenheit lässt sich so zusammenfassen: Karen möchte den Geschäftsführer der deutschen Sprache sprechen, um sich zu beschweren.

			Die Gendersprache ist ihrem Wesen nach nichts anderes als ein Politjargon sich besonders aufgeklärt und gesellschaftlich avanciert dünkender Eliten – der Karens und ihrer Nach-dem-Mund-Redner. Das Argument, mit dem sie jenen Jargon einem widerspenstigen Sprachvolk aufoktroyieren wollen, ist ein schwammig definierter „Fortschritt“, dem das Alte weichen soll. Der Fortschrittsbegriff ist ähnlich autoritär und größenwahnsinnig wie derjenige der Stadtplaner der Nachkriegszeit – oder wie derjenige der Rechtschreibreformer, denen es 1996 als ersten gelang, der deutschen Sprache das Mieder so zu lockern, dass jeder mittlerweile an ihr herumfummeln kann. 

			Die ganzen Argumentationsmuster der Genderer in den vergangenen Jahrzehnten ähneln in vielen Punkten denjenigen der Rechtschreibreformatoren Augst, Blüml, Nerius und ihrer Vorgänger. So wie diese die Schwierigkeit der Orthographie und damit ihre soziale Ungerechtigkeit behaupteten, ohne ihre Behauptungen zweifelsfrei belegen zu können, wird nun dem deutschen Genus-System Ungerechtigkeit unterstellt. Genauso wie die Rechtschreib-Umstürzler wollen die gendernden Sprach-Umbauer, anstatt die dem vorhandenen System zugrunde liegenden Regeln durchsichtiger zu machen, neue Regeln etablieren, bei denen schon jetzt erkennbar ist, dass sie kompliziert und widersprüchlich sind. So wie damals bei der Orthographie finden die gender-entflammten Experten auch jetzt wieder Gehör bei Politikern, die von der Materie rein gar nichts verstehen, aber eine Chance sehen, sich als gesellschaftliche Modernisierer zu profilieren, ohne dass es viel kostet. Und vor allem ähneln sich die Umbauer von damals und heute in ihrer völligen Verachtung für die deutsche Sprache, deren unendlich komplexe Struktur sie aus ihrer wissenschaftlichen Froschperspektive nur zu einem kleinen Teil überblicken und deren geschichtliches Werden ihnen ein Gräuel ist. 

			Es geht diesen Personen keineswegs nur um einen veränderten Sprachgebrauch, wie es manche genderfeministischen Zornbürger behauptet haben. Sondern die Eingriffe in die Grammatik verändern die Sprache an sich. Sie wollen die alte Sprache zerschlagen, wie sie die Architektur von gestern, die schönen Künste, die Religion, die Nation, die Ehe, die Bildung und die Familie zerschlagen wollen. Zigtausend Generationen vorher war das, was sie nicht verstanden, heilig. Das Rätselhafte erschien ihnen als das Gewand des Numinosen. Die neuen Menschen wollen alles auslöschen, was nicht so übersichtlich ist wie die Schaltkreise ihrer eigenen Mittelmäßigkeit. Es handelt sich nicht bloß um ein paar lächerliche Doppelpünktchen und Sternchen. Es handelt sich um ein Umerziehungsprojekt. Und wie alle gesellschaftsverändernden Großprojekte kann sich auch dasjenige, dessen Teil die Gendersprachbewegung ist, nicht damit zufriedengeben, einen bestimmten Teil des Feldes zu verändern. Es drängt sie zur Totalität. Sie entdeckt ständig neue Bereiche, die umgekrempelt werden müssen. Nicht nur auf dem Gebiet der Sprache, aber eben auch dort. Die Attacken erfolgen in solcher Fülle, dass man getrost von einem Mehrfrontenangriff der linguistischen Revolutionäre auf das Deutsche reden kann. Zwei diese Attacken werden gegen das deutsche Pronomen-System und gegen angeblich „diskriminierende“ Begriffe geführt.

		

	
		
			Baustelle 3: 
Pronomen. Ein kurzes Kapitel über kleine Wörter

			Pronomen gehören innerhalb einer Sprache normalerweise zum ältesten Bestand des Wortschatzes. Einer Regel des Sprachwandels zufolge sind die besonders häufig gebrauchten einfachen Funktionswörter weniger veränderlich als die weniger gebräuchlichen Substantive, Verben und Adjektive. In der gotischen Fassung des Vaterunser, die um 350 n. Chr. für die Bibelübersetzung des Bischofs Wulfila entstand, verstehen wir heute die Pronomen du, dein, deins, unser, uns immer noch ziemlich problemlos: „atta unsar thu in himinam, veihnai namo thein, quimai thiudinassus theins. vairthai vilja theins sve in himina jah ana airthai. hlaif unsarana thana linteinan gif uns himma daga.“

			Dieser besonders konservative Teil des Wortschatzes ist neuerdings zu einem der Hauptschlachtfelder des modischen Sprachkampfs geworden. Es wird heute geradezu als Bürgerpflicht betrachtet, seine Pronomen bekanntzugeben – beispielsweise im Insta-Account –, damit niemand in die Gefahr gerät, jemanden zu „misgendern“, also ihn möglicherweise mit dem falschen der 80 oder mehr möglichen Geschlechter anzusprechen. Wer das nicht tut, weil er ganz traditionell sie oder er ist, unterstützt damit das heteronormativ-binäre Weltbild und das verabscheuungswürdige Dogma, es gäbe nur zwei Geschlechter. Dieser Bekenntniszwang und die immer subtilere Differenzierung von Genderidentitäten haben zur Erfindung zahlloser neuer Pronomen geführt. Stellvertretend für viele andere Propagandisten und Jubelperser dieses grammatischen Umbaus zitiere ich eine Insta-Kachel der Fernsehsendung „Quarks“, die die Notwendigkeit solcher Neo-Pronomen begründet: „Studien zeigen: Neo-Pronomen helfen dabei, dass wir nicht automatisch in binären Strukturen denken, sondern Nicht-Binarität als Konzept für unser Denken übernehmen.“ Kim de l‘Horizon, die berühmteste non-binäre Person des deutschsprachigen Literaturbetriebs, begründete die Abneigung gegen Pronomen so: „Pronomen sind eine Interpretation eines Körpers. Sie sind Flüche, mit denen die Menschheit in eine binäre Form gebracht wird.“ Im Roman „Blutbuch“, für den Kim de l‘Horizon 2022 den Deutschen Buchpreis gewann, wurden Pronomen, wenn möglich, vermieden. Kims Credo lautet: „Wenn statt ,er‘ oder ,sie‘ einfach Kim zur Anwendung kommt, dann entspannt das die Geschlechteraufregung.“ Darüber hinaus arbeitete de l‘Horizon auch mit Sternchen und mit dem Neo-Pronomen jemensch. Weil Mensch seine etymologischen Wurzeln in Mann habe, kündigte Kim aber an, in neuen Projekten nach einem anderen Ausdruck zu suchen. Für sich persönlich bevorzugt Kim, wenn sich Pronomen gar nicht vermeiden lassen, die Form dey/dem.

			Die Kenntnis solcher Pronomen könnte sogar gesetzesrelevant werden. Ein „Offenbarungsverbot“ für den abgelegten Vornamen von Menschen, die eine Geschlechtsumwandlung unternommen haben, gibt es schon in der jetzigen Gesetzgebung. Paragraph 5 des alten Transsexuellengesetzes besagt: „Ist die Entscheidung, durch welche die Vornamen des Antragstellers geändert werden, rechtskräftig, so dürfen die zur Zeit der Entscheidung geführten Vornamen ohne Zustimmung des Antragstellers nicht offenbart oder ausgeforscht werden, es sei denn, daß besondere Gründe des öffentlichen Interesses dies erfordern oder ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht wird.“ Ein rechtliches Interesse daran können beispielsweise Kinder haben, die weiterhin den Namen ihres Vaters nennen wollen, der mittlerweile eine Frau ist. 

			Mit dem neuen Selbstbestimmungsgesetz, das die Ampel-Regierung 2024 erlassen hat, dürfte sich die Auslegung, was genau als „Offenbarung“ der früheren Geschlechtsidentität gilt, noch verschärfen. Fällt auch das „Misgendern“ etwa durch Benutzung unerwünschter Pronomen schon unter das Offenbarungsverbot? Zwar stellt das Bundesfamilienministerium klar, dass sich in diesem Bereich nur Nuancen ändern: „Ein generelles Verbot des ,Misgenderns‘ oder ,Deadnamings‘ gibt es im SBGG nicht. Ein wiederholtes oder besonders intensives Verhalten (,Mobbing‘) kann bereits von bestehenden Strafvorschriften erfasst sein.“ Verwiesen wird auf die Straftatbestände der Beleidigung, Körperverletzung und Nachstellung. Doch offenbar bereitet sich die einschlägige Aktivistenszene darauf vor, künftig häufiger juristisch gegen Menschen vorzugehen, die nicht akzeptieren, dass man durch bloße Willensakte das Geschlecht wechseln kann. Wenn diese ihr Nichteinverständnis dadurch zum Ausdruck bringen, dass sie einen Mann mit Perücke weiter als Mann bezeichnen oder auch nur falsche Pronomen gebrauchen, müssen sie wohl mit Anzeigen rechnen. Denn in der „Siegessäule“ wird das, was die Ampel beschlossen hat, beispielweise so interpretiert: „Darüber hinaus bewertet das im Gesetz enthaltene ‚Offenbarungsverbot‘ erstmals Deadnaming, Zwangsouting und Misgendern als Ordnungswidrigkeit. Bei Verstoß drohen Strafen von bis zu 10 000 Euro.“

			Zumindest bei den Pronomen wandelt auch der Gutmeinende noch auf sehr schwankendem Boden. Während sich im Englischen das geschlechtsneutrale they für alle Arten von Genderidentitäten weitgehend durchgesetzt zu haben scheint, ist in Deutschland noch gar nichts klar. Die bereits zitierte „Quarks“-Kachel konstatiert: „Im Deutschen gibt es nicht ein vorherrschendes Neo-Pronomen, sondern viele Möglichkeiten. Deshalb: Frag am besten nach, welche Pronomen eine Person bevorzugt.“ Als Beispiele werden dann folgende Sätze genannt, in denen die Pronomen auch gleich einmal beispielhaft dekliniert sind: „They ist begeistert von Wissenschaft. Their Lieblingsthema ist Chemie“, „Xier ist begeistert von Wissenschaft. Xies Lieblingsthema ist Chemie“, „Dey ist begeistert von Wissenschaft. Deren Lieblingsthema ist Chemie“. 

			Doch diese drei Pronomen sind nur ein kleiner Ausschnitt aus der Vielfalt der zur Verfügung stehenden Pronomen, über die etwa die Seite „Nichtbinär-Wiki“ aufklärt. Dazu gehören per (abgeleitet von Person), ind (von Individuum) A (ausgesprochen wie ey), rhei (wie in „pantha rhei“ – alles fließt, eine Option für philosophisch Gebildete), sei oder sey als eingedeutschte Form von they. Einen nicht unbeträchtlichen Teil der deutschen Pronomen hat Illi Anna Heger entwickelt. Eigenbeschreibung: „Anna Heger arbeitet seit 2009 an alternativer Grammatik und zeichnet politische und biographische Comics. Die gibt es auf xiesem Blog www.annaheger.de. Xier selber ist feministisch, nonbinary queer, bi, weiß, Ossikind und studiert.“ Heger nennt sich selbst auf der genannten Webseite mit dem Pronomen xier und beschreibt den Entwicklungsprozess der Pronomen so: „Ich stellte 2009 fest, dass mir im Deutschen eine geschlechtsneutrale Option fehlt. Das gab es einfach eine Lücke in der Sprache. Ich dachte, dass es nicht so schwer sein kann, Pronomen zu entwickeln und stellte fest, dass die deutsche Grammatik mehr Anforderungen an Pronomen stellt als die englische. Die Pronomen entwickelten sich von Version zu Version weiter.“ 

			Bekannter als Heger ist Lann Hornscheidt, eine Person, die 2014 überregionale Prominenz erlangte, als in den Medien über einen von Hornscheidt und der „AG Feministisch Sprachhandeln“ der Berliner Humboldt-Universität erarbeiteten Leitfaden berichtet wurde. Hornscheidt und Co schlugen darin vor, Endungen auf X im Deutschen einzuführen und mit ihnen geschlechtsneutrale Substantive zu schaffen. Statt Professorin oder Professor oder Student und Studentin könnte man etwa von Professx oder Studierx, Plural Professxs und Studierxx, sprechen. Das Fragepronomen, mit dem man nach diesen Menschen fragen würde, wäre dann „Wex?“ Als Alternative zur X-Endung wurde in dem Leitfaden „Anregungen zum antidiskriminierenden Sprachhandeln“ u. a. die A-Form genannt: Deren Einzahl wäre Mitarbeita und die Mehrzahl Mitarbeitas. Für echte Berlina, wie sich die Eingeborenen rund um die Humboldt-Uni selbst nennen, hätte sich damit gar nicht viel geändert. 

			Doch die A-Form hat sich nicht durchgesetzt. Lann Hornscheidt, die mittlerweile längst keine Professorin an der Humboldt-Uni mehr ist, schlägt auf ihrer Internetseite – neben der Alternative Y („verweist auf das englische ,why?‘, deutsch: ,warum?‘ und fragt damit auch nach dem warum von Zweigenderung“) – immer noch eine leicht modifizierte Form der ursprünglichen X-Idee von 2014 vor: „Ex steht für Exit Gender, das Verlassen von Zweigeschlechtlichkeit. Diese Formen haben Lio Oppenländer und ich zusammen uns ausgedacht. Die Form drückt aus, dass die Person, die so bezeichnet wird, sich als entzweigendernd versteht, als nicht weiblich oder männlich. Ex kann als Personalpronomen in der 3. Person Singular verwendet werden. Die Form ist identisch in allen Fällen. Ein Beispielsatz: ,Lann liebt es, mit anderen zu diskutieren. Ex lädt häufig dazu ein, einen Roman zu besprechen.‘ Die Endung kann auch an den Stamm von Personenbezeichnungen angehängt werden: Schreibex, Schwimmex, Musikex. Ein Beispielsatz: ,Lann und ex Freundex haben ex Rad bunt angestrichen‘. Auch hier ist die Form in allen Fällen identisch.“

			Die Ernsthaftigkeit und Hartnäckigkeit, mit der Kim de L‘Horizon, Heger und Lann-Hornscheidt ihre Experimentalgrammatik betreiben, nötigen Respekt ab und zeugen von einer gewissen Dringlichkeit. Diese wird bei sich „betroffen“ wähnenden Personen auf dem Feld der Pronomen noch stärker empfunden als bei Substantiven. Denn während bei den Nomen das generische Maskulinum seit 1000 Jahren als geschlechtsneutrale Form akzeptiert wird, können er oder sie nicht geschlechtsneutral sein, wenn sie auf Menschen bezogen werden. Die so bezeichnete Person wird eindeutig einem der beiden Geschlechter zugeordnet.

			Vom Standpunkt guter alter konservativer Höflichkeit, die auch schon früher alle möglichen Sonderlinge und Exzentriker akzeptierte, spräche eigentlich auch überhaupt nichts dagegen, sich als „nonbinär“ definierende Menschen, die es eh schon schwer haben, mit Neo-Pronomen anzureden, und zumindest im formalen Verkehr die Fiktion aufrechtzuerhalten, man halte sie wirklich für das, was sie sein wollen. Ich gehöre einer Religion an, die von mir verlangt, an Jungfrauengeburt, Auferstehung des Fleisches und einen dreifaltigen Gott zu glauben. Dementsprechend ist meine Neigung auf seltsame Dinge, die andere Menschen glauben, mit Hohn und Hass zu reagieren, nicht sehr ausgeprägt. Das Problem entsteht erst, wenn solche Menschen mit Sonderidentität einen Zipfel von Macht bekommen und ultimativ gesetzesbewehrt verlangen, dass man ein Bekenntnis zu ihrem Glauben ablegen müsse, dass Kinder mit ihren Dogmen indoktriniert werden sollen und dass Spott darüber als neue Form der Gotteslästerung verfolgt wird.

			Doch bei den Neo-Pronomen zeigt sich noch ein anderes Problem, das in diesem Bereich noch deutlicher wird als beim Alltagsgendern. Die Vielzahl der Neuschöpfungen, die nicht alle gleichbedeutende Alternativformen sind, sondern oft auch für ganz bestimmte Identitäten stehen, würden die Struktur der Sprache sprengen und ihre Funktion als Kommunikationsmittel wohl zerstören, wenn man sie alle verwendete. „Gender“ oder „Geschlechter“ sind mittlerweile viel zu enge Begriffe für die vielen Phänomene, als die Menschen sich mittlerweile identifizieren. Es gibt Personen, die sich als Katzen sehen, oder solche, die ihre Gender jahreszeitlich wechseln. Letzteres führte zu einer Falschmeldung des konservativen amerikanischen Fernsehsenders Fox, wonach sich junge Menschen jetzt als „Jahreszeiten“ identifizieren würden. Wenige Menschen hatten ernsthafte Zweifel daran, dass es irgendwo Leute gibt, die das tatsächlich tun. Wenn es so gewesen wäre: Mit welchem Recht würde man ihnen die „gerechte“ Ansprache verweigern? Wenn man erst einmal davon überzeugt ist, dass die deutsche Sprache und ihr generisches Maskulinum „ungerecht“ sind, kann man xier, ens oder they nicht verweigern, was man der privilegierten Mittelstandsfeministin ja längst in Verwaltungstexten, Parteiprogrammen, im ÖRR und in der Werbung zugesteht: eine passgenaue, ihren Befindlichkeiten entsprechende neogrammatische Kategorie.

		

	
		
			Baustelle 4: 
„Diskriminierende“ Begriffe. Noch jemand ohne Diskriminierung?

			Das Unternehmen Crayola ist in Deutschland nicht so bekannt, aber in Amerika weckt sein Name bei Erwachsenen schöne Kindheitserinnerungen und steht für vertrauenswürdige Produkte. Denn Crayola stellt seit fast 140 Jahren Buntstifte her und war eine der ersten Firmen, die das ohne giftige Zusatzstoffe hingekriegt hat. Crayola ist in den USA ein generischer Begriff für „Buntstift“ schlechthin wie bei uns in Deutschland Tempo für Papiertaschentücher, Tesa für Klebeband oder früher Persil für Waschmittel. Das ganze seit fast eineinhalb Jahrhunderten angehäufte symbolische Kapital aus Liebe und Vertrauen war im Jahre 2020 plötzlich nichts mehr wert, als Crayola auf Twitter zum wiederholten Male des Rassismus bezichtigt wurde. Wie schon 2014 ging es um das verbotene N-Wort, mit dem die Firma vermeintlich ihre schwarzen Buntstifte beschriftet hatte. Eine besorgte schwarze Mutter namens Kitty Barnes zeigte auf Twitter das Foto eines Stiftes mit dem Aufdruck „Black Negro Noir“ und forderte: „Uuuum. Crayola ist uns eine Erklärung schuldig.“ Innerhalb kürzester Zeit brach ein Sturm der Entrüstung los, viele Menschen fühlten sich „offended“, wie das nicht ganz verlustfrei zu übersetzende Wort dafür heißt, dass jemand sich vom Gebrauch eines bloßen Wortes im Kern seiner Persönlichkeit herabgesetzt und erschüttert fühlt. Denn das Wort negro, das noch vor ein paar Jahrzehnten als neutrale Bezeichnung schwarzer Menschen angesehen wurde, gilt mittlerweile als rassistische Beleidigung, deren bloße Aussprache oder öffentliche Niederschrift bei empfindsamen Menschen – keineswegs nur Schwarzen, sondern Social Justice Warriors aller Hautfarben – übelste Gefühle „triggert“. 

			Es half wenig, dass Crayola die verlangte „Erklärung“ sehr schnell lieferte: „Negro“ sei die wortwörtliche spanische Übersetzung für „black“. Das Unternehmen verkaufe seine Stifte nicht nur in den USA und anderen englischsprachigen Ländern, sondern auch in der spanischsprachigen Welt, deshalb sei die Farbe auf den Stiften in Englisch, Spanisch und Französisch genannt. Auch die Empörung unter Spanischsprechern in den USA und anderswo über die blöden Gringos, die keine fremden Sprachen sprechen und keine Ahnung von anderen Kulturen haben, konnte die lautstarke Twitterclique der Empörten nicht beruhigen. Im Gegenteil: Selbst nach dem Hinweis Crayolas wurden im Internet Petitionen gestartet, der Buntstift-Konzern solle seinen Stift doch mit „oscuro“ also „dunkel“ statt „schwarz/negro“ beschriften. Hinweise darauf, dass das ja wohl nicht dasselbe sei, verfingen nicht. Schon die bloße äußere Gleichheit der spanischen Farbbezeichnung mit dem alten Wort für Schwarze sei „diskriminierend“. 

			Dieses kleine Nebengefecht im großen Kulturkrieg der vergangenen Jahrzehnte beinhaltete in typischer Weise alle Ingredienzien, die zusammenkommen müssen, damit es aus einem nichtigen Anlass zur einer Explosion des Beleidigtseins kommt: kulturelle und sprachliche Inkompetenz, Desinteresse an Geschichte, die moralische Überheblichkeit kleiner Digital-Robespierres (bisher noch ohne Guillotine) und eine egozentrisch-paranoide Grundeinstellung, die dazu führt, dass alles, was es in der unübersichtlichen Welt der Zeichen so gibt, als eine Botschaft gelesen wird, die an den vermeintlich Diskriminierten adressiert ist. 

			Das vielleicht berühmteste deutsche Beispiel ist auch das absurdeste: Seit Jahren fordert eine winzige Gruppe Aktivisten die Umbenennung der Berliner Mohrenstraße, weil das Wort Mohr eine rassistische Bezeichnung schwarzer Menschen sei und außerdem die Benennung auf schwarze Sklaven zurückgehe, die hier im 17. Jahrhundert angesiedelt worden seien. Das zweite Argument ist von vielen Historikern, darunter Götz Aly, dem Nachfahren eines „Hofmohren“/Kammertürken am brandenburgischen Hof, in Zweifel gezogen worden. Auch die Behauptung, das Wort Mohr sei rassistisch, ist haltlos. Im 18. Jahrhundert war das Wort, das ursprünglich die arabisch-hellhäutigen Mauren bezeichnete, dann auf Afrikaner allgemein übertragen wurde, die neutrale Bezeichnung für schwarze Menschen. Der schwarze Jurist Anton Wilhelm Amo, nach dem die Mohrenstraße unbenannt werden soll, wählte es als Selbstbezeichnung und als Wort für die Menschen, denen er sich zugehörig fühlte, in seiner 1729 auf lateinisch gehaltenen Disputation „De iure Maurorum in Europa“ („Über die Rechtsstellung der Mohren in Europa“). Im 19. Jahrhundert kam das Wort dann allmählich aus dem Gebrauch und wurde bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts zu einem gehobenen und poetischen Ausdruck, den man nur noch in der Literatur verwendete. Auch als eher liebevoller Spitzname für Menschen mit krausen Haaren blieb es üblich: Karl Marx wurde von seinen Freunden „Mohr“ genannt, und ich kenne eine Grünen-Politikerin, die als Kind „Mohrle“ gerufen wurde. Als „poetisch“ wurde das Wort auch noch bis in die jüngere Zeit im Duden bezeichnet. Da war es längst aus dem aktiven Sprachgebrauch verschwunden. Kein Mensch sagt heute noch Mohr, wenn er einen schwarzen Menschen meint. 

			Erst recht nicht wurde das Wort jemals intentional rassistisch gebraucht – also zur absichtlichen Herabwürdigung eines Menschen mit anderer Hautfarbe oder ethnischer Herkunft. Es ist kein Zufall, dass es mit Mohr keine Wortbildungen gibt, die den Schimpfwörtern Negermusik oder vernegern (Hitler sprach vom „vernegerten Frankreich“) vergleichbar sind. Das Wort hatte niemals den abwertenden Klang, den ein Rassist braucht, wenn er schwarze Menschen beleidigen möchte. Deshalb wird es auch heute nicht in diesem Sinne gebraucht. Es ist einfach nur ein altmodisches Wort, das man allenfalls noch aus Gedichten von Heine und Freiligrath oder aus dem „Struwwelpeter“ kennt. Und so zeigt sich die ganze Absurdität der Debatte um „diskriminierende“ Begriffe darin, dass eine der wütendsten und längsten Auseinandersetzungen um korrekten und sensiblen Sprachgebrauch um ein Wort geführt wird, das früher niemals jemand intentional rassistisch gebraucht hat und das heute gar niemand mehr aktiv verwendet. Das hielt eine junge afrodeutsche Frau bei einer Diskussion über den Namen der Mohrenapotheke in Frankfurt vor einigen Jahren nicht davon ab, zu verkünden, sie fühle sich jedes Mal „traumatisiert“, wenn sie an dieser Apotheke vorbeilaufe.

			Doch dieses Verhalten ausschließlich mit Dummheit und Neurodiversität (das, was normale Menschen „Wahnsinn“ nennen) zu erklären, wäre zu einfach. Es ist auch eine Taktik. Die junge Autorin Pauline Voss, eine kluge Kritikerin der „woken“ Befindlichkeiten ihrer Generation, spricht von den „Krokodilstränen“, die ganz gezielt über solche vermeintlichen Verletzungen geweint werden: „Krokodilstränen entspringen keinem echten, sondern einem simulierten Schmerz. Bei der Wokeness haben wir es mit einer Performance von Schwäche zu tun, nicht mit wirklicher Schwäche. Das ist eine Machttechnik. (…) Es ist ein ewiger Prozess, in dem immer neues Material für diese Art des Sprechens gefunden werden muss. (…) Deswegen müssen auch immer neue Arten der Diskriminierung oder Minderheiten, denen man sich annimmt, gefunden werden.“ 

			Die Minderheiten werden von den Predigern des Diskriminierungsevangeliums so wundersam vermehrt, wie Jesus das Brot und die Fische vermehrt hat. Nicht nur deshalb fühlt man sich manchmal in die Welt des Monty-Python-Films „Das Leben des Brian“ versetzt, wo die „Judäische Volksfront“ und die „Volksfront von Judäa“ sich zuweilen mehr hassen als das konkrete Unrecht der römischen Besatzung. 

			Symptomatisch zeigt sich diese Minderheiten-Produktion und die Spaltung in immer neue bizarre Mikrominderheiten in der unendlichen Verlängerung der englischen Abkürzung LGBT. Ursprünglich gebildet, um Lesben, Schwule (G für gay), Bisexuelle und Transsexuelle zu einer Gruppe zusammenzuschweißen, musste die Buchstabengruppe nach und nach auf LGBTQIA ausgeweitet werden, um auch Queere, Intersexuelle und Asexuelle mit einzubeziehen. Es gibt einen Videoclip, der zeigt, wie der kanadische Ministerpräsident Justin Trudeau, der sich diesen Menschen als ihr Interessenvertreter anbiedern will, bei der Aussprache des Buchstabenbandwurms scheitert. Um ihn nicht noch weiter verlängern zu müssen, wurde schließlich noch ein Pluszeichen angefügt, das symbolisch alle einschließen soll, die sich von den anderen Wörtern noch nicht angemessen bezeichnet fühlen: LGBTQIA+.

			Jede neu erfundene Minderheit produziert auch neue Begriffe, von denen sie sich diskriminiert fühlt und die die Krokodilstränen bei ihr zum Fließen bringen. Die „Machttechnik“, wie Pauline Voss sie nennt, ist auch deshalb so wirksam, weil sie keineswegs geheuchelt wird. Ihre Stärke beruht auf der Autosuggestion, mit der die vermeintlich Diskriminierten sich selbst die Echtheit der negativen Gefühle einreden, die nicht nur Begriffe wie Zigeunerschnitzel oder Negerkuss bei ihnen auslösen, sondern auch lange Zeit als neutral angesehene Ausdrücke wie behindert oder taubstumm. Ich habe 80 dieser Begriffe in meinem Buch „Kaputte Wörter“ historisch hergeleitet und einer Bewertung unterzogen, deshalb will ich sie hier nicht noch einmal in aller Ausführlichkeit mustern. In den meisten Fällen beruhte ihr Status als „diskriminierendes“ Wort darauf, dass irgendwann einmal kleine, wenig repräsentative aktivistische Gruppen oder gar Einzelpersonen sie als abwertend bezeichnet haben – häufig mit völlig irrwitzigen und falschen historischen Begründungen. Dann greifen andere Aktivisten oder auch nur um besondere Sensibilität bemühte Nachplapperer jene Behauptungen auf. Schließlich landet das Wort in den amtlichen Ratgebern und Leitfäden für „gerechte“ Sprache. Und am Ende wird im Duden davor gewarnt. 

			So war es bei Jude. Zu diesem Wort gab es in der Online-Ausgabe des Wörterbuchs einen besonderen Hinweis, der besagte: „Gelegentlich wird die Bezeichnung Jude, Jüdin wegen der Erinnerung an den nationalsozialistischen Sprachgebrauch als diskriminierend empfunden. In diesen Fällen werden dann meist Formulierungen wie jüdische Menschen, jüdische Mitbürgerinnen und Mitbürger oder Menschen jüdischen Glaubens gewählt.“ Nachdem im Januar 2022 mehrere Menschen, die sich selbst stolz als Juden bezeichnen, ihr Befremden über diese Einschätzung geäußert hatten und auch der Zentralrat der Juden klargestellt hatte, dass das Wort keineswegs diskriminierend sei, wurde der Eintrag geändert. Hier war es ausnahmsweise mal der Fall, dass „Betroffene“ eine übereifrige Mehrheitsinstitution darüber aufklärten, dass es keinen Grund zum Diskriminierungsalarm gibt. Normalerweise ist es umgekehrt: Eine Mikrominderheit erklärt das Wort für anstößig und fordert als Betroffene, dass es nun nicht mehr verwendet werden dürfe. 

			So geschah es kürzlich mit den Wörtern Transpersonen oder Transmenschen, die wir alle vor gar nicht so langer Zeit erst gelernt haben und von denen wir dachten, sie wären nun die korrekten Ausdrücke für Menschen, die man früher Transsexuelle oder gar Transvestiten genannt hat. Neuerdings erwarten Menschen wie Tessa Ganserer aber, als trans Menschen oder trans Personen angesprochen zu werden. Die Argumentation geht dahin, dass man große Personen ja auch nicht Großpersonen nennen würde. Nicht ganz klar ist dabei allerdings, warum das Adjektiv trans nach dem Willen der „Betroffenen“ indeklinabel sein soll, also, anders als die meisten deutschen Adjektive, nicht gebeugt werden darf. Möglicherweise, weil sich bei der deklinierte Form transe Menschen doch ein unerwünschter Anklang an das alte Schimpfwort Transe für einen Transvestiten einstellen würde. 

			Dem deutschen Sprachempfinden, das von Analogieschlüssen geprägt ist, läuft es allerdings stark zuwider, trans nicht zu deklinieren. Denn die indeklinablen Adjektive im Deutschen sind fast immer mehrsilbig und enden entweder auf -er (wie Berliner, Schweizer und andere aus Ortsnamen abgeleiteten Adjektive und super) oder auf einen Vokal (wie die Farbadjektive lila und rosa oder die noch der Umgangssprache angehörigen Wörter mega, prima, gaga und klasse). Ein einsilbiges Adjektiv, das mit einem Konsonanten endet, ist in der deutschen Sprache eigentlich nicht vorgesehen. Den aktivistischen Sprachumbauern ist derartige grammatische Logik natürlich egal, wie wir schon beim Gendern gesehen haben. Im Gegenteil: Es erfüllt sie wohl eher mit besonderem Triumphgefühl, Menschen dazu zu bringen, einen doppelt absurden Gesslerhut zu grüßen. Die Einführung einer neuen Begrifflichkeit gewinnt noch an Schwere, wenn sie mit der Verbiegung der Grammatik einhergeht. 

			Die frisch eingeführten nicht-diskriminierenden Wörter werden allerdings oft schnell wieder als diskriminierend identifiziert und müssen dann wieder durch neue Ausdrücke ersetzt werden – der Bannfluch über das Wort Transpersonen ist dafür nur ein Beispiel. Gründe für diesen immer schnelleren erzwungen Sprachwandel sind die Logik aktivistischer Überbietung und der Drang, sich an die Spitze der Sensibilitätspyramide hinaufzukämpfen. Denn wer anderen nicht-korrekten Sprachgebrauch nachweisen kann, entmachtet sie damit und unterminiert ihre Position im politischen Wettbewerb. Das funktioniert nicht nur nach außen, sondern auch beim internen Konkurrenzkampf der Gerechtigkeitskrieger.

			All das funktioniert, weil die Linke sich nach 1989 völlig neu erfunden hat. Die alte Methode, die ganze Welt aus dem Gegensatz von Arbeit und Kapital und mit der Fixierung auf die Klassengesellschaft zu erklären, schien damals nicht mehr zeitgemäß. Nach dem Ende des Ostblockkommunismus und der Marginalisierung der Arbeiterklasse in den angeblich „postindustriellen“ Gesellschaften hat die Linke die alte marxistische Klassenkampfrhetorik, die den Sieg des Proletariats und die Gegensätze zwischen Arm und Reich in den Mittelpunkt stellte, verabschiedet. Neu erfunden hat sie sich als Internationale der Diskriminierten und der sich diskriminiert Fühlenden.

			Die Formulierung, dass Menschen diskriminiert werden, und die damit verbundene Idee, dass man dagegen kämpfen müsse, ist relativ jung – zumindest in Deutschland. Hier haben die Wörter diskriminieren und Diskriminierung erst seit den 1960er-Jahren ihre heutige Hauptbedeutung angenommen. Sie ist – wie die ganze Antidiskriminierungsagenda – inspiriert von den USA, deren Universitäten für die neue Linke ähnliche Stichwortfabriken sind, wie es Moskau und Peking für die alte waren. In Amerika meint discriminate/diskriminieren schon seit den Debatten über Sklaverei Mitte des 19. Jahrhunderts: „aufgrund von Rasse und Religion unterdrücken“.

			Einen Hinweis auf den älteren Sinn in Deutschland gibt die deutsche Übersetzung des englischen „affirmative action“ (so bezeichnet man es, dass bestimmte Gruppen, Schwarze oder Latinos beispielsweise, beim Zugang zu Universitäten gezielt bessergestellt werden): „positive Diskriminierung“. Die Idee, dass Diskriminierung positiv sein könnte, ist uns zunächst fremd, denn das Wort hat einen stark negativen Sinn angenommen – so wie Ausbeutung, Unterdrückung, Sklaverei, die man sich alle nur schwer mit dem Attribut positiv vorstellen kann. Doch diskriminieren war ursprünglich ein neutrales Wort. Es wurde im 16. Jahrhundert nach dem Vorbild des lateinischen Verbs discriminare (trennen, absondern) gebildet. 1728 wird es im kleinen zeitkritischen Fremdwörterlexikon „A la Mode-Sprach der Teutschen“ als „unterscheiden“ erklärt. Es bleibt aber lange selten und ist fast ausschließlich auf die Fachsprachen der Naturwissenschaften und der Ökonomie beschränkt. Mitte des 20. Jahrhunderts dämmerte dann die Bedeutung herauf, die wir heute fast ausschließlich dem Ausdruck beilegen. 1962 wollen atheistische Eltern an einer hessischen Schule die Abschaffung des damals noch üblichen Schulgebets auf dem Klageweg erzwingen. In den Prozessprotokollen heißt es: „Eine Regelung des Inhalts, daß ihr Sohn jeweils erst nach dem Beten das Klassenzimmer betrete, erscheine ihnen nicht vertretbar, da dies ihren Sohn in unerträglicher Weise diskriminieren würde.“

			Massiv steigt die Gebrauchshäufigkeit des Verbs diskriminieren aber nachweisbar erst seit 1970 an. Als den linken Sozialrebellen von 1968 klar wird, dass die westdeutsche Arbeiterklasse an einer Revolution kein Interesse hat, geraten andere unterjochte Minderheiten in ihren Fokus: Frauen, Homosexuelle, Ausländer und – ja, auch das – Schulversager. Im „Kursbuch“ von 1971 heißt es: „Um die Abschaffung des öffentlichen Schulsystems durchzusetzen, ist ein Gesetz nötig, das verbietet, daß Personen nach Maßgabe ihrer bisherigen Teilnahme an bestimmten Bildungsgängen bei der Anstellung, bei Wahlen oder bei der Zulassung zu Bildungszentren diskriminiert werden können.“ 

			Die Gruppe der tatsächlich oder vermeintlich Diskriminierten wächst von da an unaufhaltsam. Verantwortlich dafür ist eine Verschiebung der Diskriminierungsbegründungen. Während die Marxisten noch nach objektiven „materialistischen“ Diskriminierungsursachen in den Klassenverhältnissen suchten, kommt es heute nur noch darauf an, wer sich diskriminiert fühlt. Gegen subjektive Gefühle sind rationale Einwände schwer möglich. In der Debatte um politisch korrekte Sprache werden ausschließlich die Empfindungen der unkorrekt Bezeichneten als Argument anerkannt. Das Praktische ist, dass sich auf diese Weise die Zielgruppe linker Politik wieder vergrößert. Es gehören nun auch Menschen dazu, die vom Marxismus alter Schule einfach als Klassenfeinde abgetan wurden: Sogar Millionärskinder und andere Privilegierte dürfen sich als Opfer des patriarchalisch-heteronormativen Systems ansehen, wenn sie Frauen, Dicke, Alte, Dialektsprecher, Transsexuelle, Behinderte, Migrationshintergründler oder Rechenschwache sind. Das Sich-diskriminiert-Fühlen überwindet alle sonstigen Gegensätze und schafft Gemeinsamkeit.

			Um für diese neu erfundene Linke politische Mehrheiten zu schaffen, war es nötig, die Zahl der Diskriminierungen und damit auch die Zahl der Diskriminierten zu erhöhen. Sensibilitäten wurden geradezu gezüchtet. Man muss sich das nicht als gigantische Verschwörung vorstellen, die bewusst von irgendwelchen Strategen gesteuert wurde. Es war mehr wie ein politischer Computervirus, der das ganze System selbsttätig infiziert. Nachdem der Begriff der Diskriminierung erst einmal verunklart und ausgeweitet war, kamen ganz von selbst immer mehr Gruppen auf die Idee, ihn auf sich anzuwenden. Sogar solche, deren Schicksale früher als naturgegeben angesehen wurden. Auch Behinderte, Übergewichtige, Taubstumme und psychisch Kranke definierten sich immer häufiger um. Sie akzeptierten nicht mehr, dass ihr jeweiliger Status durch medizinische Tatsachen bestimmt wird, sondern erklärten sich zu Opfern eines patriarchalischen, weißen, heteronormativen Herrschaftssystems. 

			Jeder neue Begriff schuf eine neue Opfergruppe: Saneistisch (nach sane, „gesund“) nennt man die Diskriminierung von Neurodiversen, also psychisch Kranken. Ableistisch (nach englisch able, „fähig zu etwas“) heißt es heute, wenn manche Menschen stolz darauf sind, etwas besser zu können als andere. Und klassistisch kann es schon sein, einen Menschen auf seine schlechten Tischmanieren hinzuweisen. Einer der so diskriminierten Gruppen anzugehören, verleiht symbolische Macht. Vor einigen Jahrzehnten war der Irre, der sich für Napoleon hält, eine stehende Witzfigur, heute fordert der Mann, der sich für eine Frau hält, dafür herrisch Respekt und politische Vorrechte ein. Die ständige Zunahme von Wörtern und anderen Sprachtatbeständen, die als diskriminierend verurteilt werden, ist nur die Ausdehnung dieser Diskriminierungsinflation auf die Sprache. 

			Wo es immer mehr Diskriminierungen gibt, gibt es naturgemäß auch immer mehr Diskriminierte. Wenn irgendwann alle diskriminiert wären, wäre aber gar keiner mehr diskriminiert. Es herrschte ein totales politisches Gleichgewicht innerhalb der symbolischen Machtverhältnisse. Um diesen Prozess aufzuhalten, mussten einige Gruppen für nicht diskriminierungsfähig erklärt werden – oder zumindest vom Segen bestimmter besonders viel symbolischen Gewinn bringender Diskriminierungen ausgeschlossen werden. Die Behauptung, es gebe keinen Rassismus gegen Weiße, ist ein Dogma, das aus diesen Verteilungskämpfen um Diskriminierungskapital geboren wurde. Wenn heutzutage weißen Homosexuellen und weißen Feministinnen der Status als Diskriminierte abgesprochen wird, ist das ebenfalls ein Manöver in den Konflikten um die gesellschaftliche Macht, die aus dem Diskriminiertsein entsteht. 

			Das führt wiederum zu absurden Umdefinitionen: Weil Weiße als einzige selbst nicht diskriminierungsfähige, aber andere diskriminierende Gruppe übrigbleiben, will plötzlich jeder, der die geringste Chance dazu hat, nicht mehr weiß sein. Türken, Nordafrikaner und Südeuropäer, denen die Rassentheoretiker in der Vergangenheit niemals den Status als Weiße abgesprochen haben, verstehen sich neuerdings als Persons of Color, abgekürzt PoC. Damit schleichen sie sich auf die Opferseite der Geschichte. Das ist besonders grotesk angesichts der Tatsache, dass das Osmanische Reich, die nordafrikanischen Piratenstaaten und auch das spanische Imperium deutlich länger durch Menschenraub, Sklaverei, Vergewaltigung, Massenmord und Angriffskriege von sich reden gemacht haben als die nordeuropäischen Nationen. Aber da jene Praktiken von den Postcolonial Studies und der Critical Race Theory als „weiß“ definiert wurden, können PoC sie laut der neuen Weltanschauung gar nicht begangen haben. Zumindest ist es bei ihnen immer eine ganz andere „empowernde“ und antikoloniale Form von Menschenraub, Sklaverei, Vergewaltigung, Massenmord und Angriffskriegen. Die Statuen weißer Sklavenhandelsprofiteure werden umgestürzt. Aber westafrikanische Königreiche, die ihre ganze Ökonomie jahrhundertelang darauf aufgebaut haben, als erste den Arabern und dann den Europäern und ihren amerikanischen Kolonien versklavte Schwarze zu verkaufen, können trotzdem noch strahlende Helden der neuen postkolonialen Geschichtserzählung sein.

			Dieses Weltbild ist im wahrsten Sinne des Wortes radikal schwarz-weiß. Die Farbe Schwarz steht für das absolute Gute, die Farbe Weiß für das absolute Böse. Grau gibt es nicht. Deswegen ist die oft bespöttelte Opfergier psychologisch absolut verständlich. Diese spürbare Sehnsucht gepamperter und privilegierter Menschen – wer ist das in diesem Land nicht, verglichen mit der Mehrheit der Weltbevölkerung? –, auch diskriminiert zu sein, wird ja deshalb so dringend empfunden, weil man als Undiskriminierter quasi automatisch zu den Diskriminierern gehört – und damit zu den in einem quasireligiösen Sinne Verdammten. Wie in der Prädestinationslehre des Calvinismus ist schon bei der Geburt festgelegt, wer verworfen ist und wer nicht. Wird man als Weißer, als Mann und als Person des Globalen Nordens geboren, ist man selbst nicht einmal fähig, diskriminiert zu werden, diskriminiert aber andere schon durch seine bloße Existenz. 

			Wer qua Geburt zu den Verworfenen gehört, kann – wie in den alten Religionen – durch Bußübungen hoffen, sein Schicksal abzumildern. In der Gegenwart wird von ihm erwartet, sich mit „kritischer Männlichkeit“ zu beschäftigen, den eigenen Sprachgebrauch zu deprogrammieren, sich toxische Verhaltensweisen bewusst zu machen und die eigenen Privilegien in Frage zu stellen. Der Jargon dieser neuen Religion ist psychopolitisch, Heilsgewissheit erkennt man aber wie schon im Calvinismus an ganz diesseitigen Indizien. In der alten Religion war materieller Erfolg ein Zeichen dafür, dass Gott einen möglicherweise auserwählt hatte, in der neuen Religion ist es Diskriminiertsein. Das erklärt das oft geradezu verzweifelte Bemühen vieler Menschen, irgendeine an ihnen begangene Ungerechtigkeit zu erkennen – sei es durch Sprache, durch Mikroaggressionen oder durch toxische Verhaltensweisen. Jedes Zipfelchen Diskriminierung, das man gelten machen kann, ist eine winzige Hoffnung auf Erlösung.

			Im Feld der Sprache führt, wie wir bei trans Personen/Transpersonen gesehen haben, diese Diskriminierungsinflation dazu, dass die neuen „gerechten“ Begriffe immer schneller entwertet werden und wieder gegen andere, mit frischem symbolischen Kapital aufgeladene Sprachzeichen ausgetauscht werden. Auf diese Weise hat das Wort versehrt ein interessantes Comeback erlebt. Als Kind habe ich es noch oft gehört – vor allem in Zusammensetzungen wie Kriegsversehrter. Dann kam es aber allmählich außer Gebrauch. Eine jüngere Generation von Menschen mit körperlichen Beeinträchtigungen wollte nicht mehr mit den alten Kriegsheimkehrern sprachlich in einen Topf geworfen werden. Der Vater eines Kollegen bei der Welt, damals ein aktiver Rollstuhlbasketballer, hat sich dafür eingesetzt, dass der Deutsche Verband für Versehrtensport der DDR (DVfV) in Verband für Behindertensport umbenannt wurde. Doch bereits seit einiger Zeit gilt nun das einst so fortschrittliche Wort behindert als diskriminierend. Es sei die Gesellschaft, die die Menschen behindere, nicht ihre körperlichen Eigenschaften. Auf der Suche nach Alternativen sind plötzlich wieder die alten Wörter versehrt und Versehrter aus der Mottenkiste des Nachkriegsvokabulars hervorgekramt worden. In einer Ausstellung im Kunstmuseum Wolfsburg wurde die japanische Künstlerin Mari Katayama, die sich trotz zweier amputierter Unterschenkel als lebende erotische Skulptur inszeniert, als „versehrte“ Künstlerin bezeichnet. Was man vielleicht zunächst noch für abseitiges Kuratorendeutsch halten konnte, war Monate später im Mainstream angekommen: Als sich der Brite Sam Ryder beim Eurovision Song Contest 2023 von Tänzern mit Arm- und Beinprothesen begleiten ließ, sprach der deutsche Moderator Peter Urban von „Versehrten“. Es wird interessant sein, zu beobachten, wie lange dieses Comeback vorhält und sich versehrt im Gerechtigkeitsjargon hält.

			Wie schnell ein gutgemeinter, vermeintlich neutraler Ausdruck, der an die Stelle eines alten „diskriminierenden“ Wortes getreten ist, seine Unschuld verlieren kann, zeigt die Karriere von Großfamilie. Der Versuch von Medien und Politik, das Wort Clan durch den Ausdruck Großfamilie zu ersetzen, ist einer der eklatantesten Fälle für gescheitertes linguistic engineering. Es war gut gemeint, als man größere Familienverbände mit Migrationshintergrund in Medien nicht mehr Sippe oder Clan nannte. Ein neutrales Wort wurde gesucht, um zwei abwertende Wörter zu ersetzen.

			Um ungute Assoziationen an die Nazis und die Mafia zu vermeiden, verfiel man irgendwann darauf, in Zeitungen für solche erweiterten Familienverbände nur noch das Wort Großfamilie zu benutzen. Clan blieb reserviert für eindeutig kriminelle Strukturen. Doch längst weckt auch das vermeintlich neutrale Wort Großfamilie bei jedem, der es hört oder liest, ähnlich ungute Gefühle wie Clan. Zu oft hat man es im Zusammenhang mit Massenschlägereien, Zusammenrottungen oder eben organisierter Kriminalität gelesen. Wenn irgendwo steht, auf einem Spielplatz in Wedding sei es zu einer Schlägerei zwischen „zwei Großfamilien“ gekommen, dann muss gar nicht mehr der ethnische Hintergrund der Beteiligten benannt werden – wir kennen ihn längst. Großfamilie ist nun auch diskriminierend. Ein für das linke Sprachempfinden akzeptabler Ersatz wäre erweiterter Familienzusammenhang oder noch besser erweiterter biologisch-genetischer Zusammenhang. Aber wir wollen niemandem die Arbeit abnehmen. Außerdem sind wir als Nicht-Betroffene ohnehin nicht berechtigt, diesbezüglich Vorschläge zu machen. Für all das gibt es Experten, deren Rolle im nächsten Kapitel beleuchtet werden soll.

		

	
		
			Exkurs: Die Rolle von Experten beim großen Sprachumbau

			Ein Mittel zur Durchsetzung des neueren Sprachumbaus sind Begriffe wie Diskriminierung, Rassismus, Kolonialismus aber auch Mikroaggression, Traumatisierung und toxisch. Sie stammen einerseits aus dem Vokabular der Politik-, Sozial- und Geschichtswissenschaft, anderseits aus dem modischen Psychogerede – nicht unbedingt aus der Terminologie der wissenschaftlichen Psychologie und Psychiatrie. Ihnen gemein ist, dass sie einmal eine recht konkrete Bedeutung hatten, aber mittlerweile zur Erklärung so vieler Dinge herangezogen wurden, dass sie längst gar nichts mehr erklären. Sie sind Plastikwörter geworden. So nannte der Germanist Uwe Pörksen eine Reihe von omnipräsenten Begriffen – „kaum mehr als drei Dutzend“ –, die er 1988 in seinem Buch „Plastikwörter“ als Bausteine der „Sprache einer internationalen Diktatur“ bezeichnete. Zu diesen zählte Pörksen Wörter wie Entwicklung, Information, Struktur, aber auch Begriffe aus dem zwischenmenschlichen Bereich wie Sexualität oder Kommunikation. Ihnen allen war gemein, dass sie zum Funktionärsjargon einer Technokraten-, Wirtschaftswissenschaftler- und Verwaltungskaste gehörten, die damals die Weltherrschaft übernahm. Die Angehörigen dieser Kaste verwendeten sie, um die teilweise jahrtausendealten „Strukturen“, die sie vorgefunden hatten, zu ökonomisieren, zu optimieren und im Sinne eines von ihnen angestrebten Fortschritts ganz allgemein zu rationalisieren. Pörksen schrieb über die Plastikwörter, sie seien „gemacht, um der Zivilisation die Bahn vorzuzeichnen und die Schienen zu legen“. 

			Plastikwörter nannte er sie, weil sie wie der Werkstoff Plastik universell formbar und zur Gestaltung von Systemen geeignet waren. Im Sinne hatte er dabei vor allem Legosteine. Diese Wörter funktionieren ähnlich. Man kann sie fast beliebig miteinander kombinieren. Pörksen beschreibt eine Phrasendreschmaschine, die ein Übersetzerkollektiv entwickelt hat: Es handelt sich um drei drehbare Pappscheiben, auf denen Plastikwörter stehen, die sich durch Bewegung der Scheiben zu satzartigen Elementen kombinieren lassen. Da steht dann „Die Struktur der Information wird kommuniziert“, doch es könnte genauso gut heißen: „Die Kommunikation der Information wird strukturiert“. Der Germanist schreibt den Plastikwörtern viele Eigenschaften zu, die auch den Abstrakta eigen sind: Sie verbinden unendliche Formbarkeit mit der einer gefühlten Stereotypie. Die unendliche Formbarkeit rührt auch daher, dass sie – wie die Abstrakta – auf jeder neuen und höheren Anwendungsstufe merkmalsärmer werden und damit noch allgemeiner einsetzbar. Es bleibt ihnen aber eine gewisse Autorität, die sie aus den Wissenschaften mitgebracht haben. Sie sind „zwielichtig, doktrinär und okkupatorisch“ (Pörksen): „Sie infizieren ganze Wirklichkeitsfelder und sorgen dafür, dass die Wirklichkeit sich auf sie als Kristallisationspunkt bezieht.“ Es ist eine subtilere semantische Variante jener Kommunikationsstrategie, für die sich in den vergangenen Jahren der Begriff Framing eingebürgert hat.

			Die Treiber und Vermittler jenes Prozesses sind damals wie heute Experten. Den Begriff Experten muss man sauber vom scheinbar gleichbedeutenden Wort Fachleute unterscheiden. Fachleute sind Menschen, die durch ein wissenschaftliches Studium, das Erlernen eines Handwerks sowie durch Erfahrung und Praxis sehr konkrete und reale Kenntnisse erworben haben. Experten können einordnen, analysieren, strukturieren, optimieren, rationalisieren, aber selten etwas Konkretes tun. Der Fachmann repariert ein Auto, spaltet ein Atom, entwickelt ein Medikament oder bebaut ein Feld; der Experte sagt dem Fachmann in voller Selbstgewissheit seines Expertenwesens, wie er es besser machen könnte oder warum er es lassen sollte. Er kann all das nicht, was der Fachmann kann, aber erklärt, wie man es moderner, schneller, vernetzter, globaler, ökonomischer und „gerechter“ machen könnte. Vor allem kann er erklären, auf welcher überholten „Struktur“ alle möglichen Arten des Handelns von Fachleuten und Laien beruhen und warum diese Strukturen unter Einsatz von viel Expertenweisheit dringend zu verändern sind. Pörksen schreibt: „An die Stelle der alten Mandarine und Priester ist jemand getreten, der den Zivilisationsprozess absichert.“

			Diesen Satz würden die Experten der Gegenwart nicht fürs sich gelten lassen, weil sie den Begriff Zivilisation für ein propagandistisches Werkzeug zur Aufrechterhaltung weißer Suprematie halten. Die Experten zur Entstehungszeit von Pörksens Buch stammten aus den damals modischen Scheinwissenschaften, denen sämtlich eine Weltanschauung zugrunde liegt, die ich Entwicklizismus nenne: Stadtplanung, Ökonomie oder Verwaltungsstudiengänge. Heute kommen sie aus den neueren Schwundgeisteswissenschaften, in denen der Geist unter Verdacht steht, ein Gespenst des Rassismus oder Patriarchats zu sein: Gender Studies, Postcolonial Studies, Critical Race Theory und Kulturwissenschaft. 

			Häufig genügt als Ausweis des Expertenseins aber schon die bloße Betroffenheit. Der Betroffene ist der Superexperte. Seine Urteile können nicht mehr mit Argumenten widerlegt werden. Dieses Segment der Expertenkaste ist das am schnellsten wachsende, weil man dafür nicht mal mehr den Bachelor-Abschluss eines der genannten Fächer benötigt. Ein Betroffener wird man einfach, indem man sich betroffen fühlt. Grundlage dieser Selbstexpertisierung ist allenfalls die Zugehörigkeit zu einer diskriminierungsfähigen Gruppe. 

			Diese Kriterien sind aber auch verblüffend fluid. Selbst ein so eindeutiges Merkmal wie die Hautfarbe kann umdefiniert werden. Neuerdings erklären sich sogar türkischstämmige oder arabische Menschen, denen die Rassenkunde des 19. Jahrhunderts niemals die Zugehörigkeit zur weißen Rasse abgesprochen hätte, zu „Persons of Color“. Damit schleichen sich die Abkömmlinge von Ethnien, die in Europa und rund um das Mittelmeer 1000 Jahre und mehr mit heute als typisch weiß „gelesenen“ Phänomen wie Imperialismus, Kolonialismus, Völkermord und Sklavenhandel von sich reden gemacht haben, auf die Seite der historischen Opfer. 

			Das alles wird möglich, weil Gefühle heute unwiderlegbare Beweiskraft haben. Der ohnehin schon notorisch unklare Begriff des „Betroffenseins“, der in der neuen Innerlichkeit der 1980er-Jahre aufkam und dann eigentlich schnell von der linken Ideologiekritik als Bestandteil des modischen „Dummdeutsch“ identifiziert wurde, hat durch die neue Gefühlsseligkeit ein machtvolles Comeback erlebt. Wenn jemand als Betroffener auftritt, muss seiner Expertise gefolgt werden und nichts muss mehr genauer geklärt werden. Beispielsweise verrät schon die Frage, inwieweit eigentlich Menschen von der Benennung eines Schnitzels, einer Straße in Berlin-Mitte oder einer Apotheke, mit der sie nicht angesprochen werden und nicht gemeint sind, „betroffen“ sein können, dass der Fragesteller in rassistischen Strukturen verhaftet ist und sich von seiner toxischen Weißheit nicht befreien kann.

			Gemein ist dem Experten von 1988 und von heute, dass er sich als „Anwalt des Fortschritts“ versteht. Pörksen beschreibt ihn auf eine Weise, die uns beängstigend bekannt vorkommt: „Er stellt sich hinein in den großen Fortschrittsstrom und bezeichnet alles, was es sonst noch auf seinem jeweiligen Gebiet gibt, als überholt und veraltet. Die Selbstdarstellung als fortschrittlich ist das einfachste Mittel, sich ohne geistige Unkosten als der Überlegene zu empfehlen.“ Die Ausbreitung der Plastikwörter, so Pörksen, arbeite dem Experten vor: „Er verstärkt ihre Wirkung, indem er diejenigen brandmarkt, die ihnen nicht entsprechen, definiert die universellen Standards, indem er scharfe Grenzziehungen und ein dualistisches Gegenüber in die Sprache einführt, zwischen ,Fortschrittlichen‘ und ,Rückschrittlichen‘.“ Diese Strategie diente damals der Modernisierung des Verkehrs-, Gesundheits-, Bildungs- und Informationswesens, der Landwirtschaft und ganz allgemein der Planierung altmodischer Strukturen – man denke an die Gebiets- und Verwaltungsreformen der Zeit. Heute wird sie als Mittel des großen Sprachumbaus eingesetzt.

			Der Unterschied ist, dass die Experten von damals sich in Instituten organisierten, deren wohlklingende Titel den Eindruck erweckten, sie sprächen nicht für sich allein, sondern für ein ganzes Expertengremium. Das verewigte ihr Expertentum, denn es stützte sich nun auf die Trägheit der Institution: „Der Name der Einrichtung und die Titulatur tun das ihre. Ihre eigene Sprache sorgt dafür, dass die Experten nicht überflüssig werden, sie hält einen Betrieb in Gang, stützt einen Selbstläufer. Ungezählte Berufe leben vorwiegend von der Institutionalisierung durch Sprache.“ Die arbeitgebenden Institute jener Menschen hatten dann oft Namen, die klangen, als wären sie mit der Phrasendreschmaschine aus frei kombinierbaren Plastikwörtern zusammengesetzt. Pörksen nennt als Beispiele ein W. I. L. L. (= Workshop Institute for Living-Learning) in New York oder das Institute for TCI (System Themenzentrentrierter Interaktion).

			Die Funktion der Institute von damals erfüllen in der gegenwärtigen Expertokratie die Nichtregierungsorganisationen oder NGOs, wie der handliche Anglizismus dafür lautet. Auch ihre Namen sind meist mit einer neueren Variante der Phrasendreschmaschine generiert und enthalten mindestens eins der neuen Plastikwörter. Wer im Namen der Initiative Schwarzer Menschen in Deutschland, der Neuen Deutschen Medienmacher*innen, des Antidiskriminierungsverbands Deutschland, der Initiative Teilnehmende Medienbeobachtung, der Melde- und Informationsstelle Antiziganismus oder ähnlicher NGOs spricht, dessen Stimme hat in den Medien mehr Gewicht. Ganz egal, wie wenig diese Organisationen die Menschen, für die sie zu sprechen vorgeben, tatsächlich repräsentieren und wie viele Mitglieder sie haben. Wenn diese Vereine dann Leitfäden, Begriffslisten und Handreichungen zum vermeintlich diskriminierenden Sprachgebrauch herausgeben, landen die angeprangerten Ausdrücke dann häufig in offiziellen Ratgebern, mit denen Regierungen, Städte und Behörden ihre Mitarbeiter schulen.

			Falls die Experten von heute tatsächlich mal einen akademischen Bildungshintergrund haben, dann ist es oft einer, der sie kaum als Fachleute für sprachliche Expertisen qualifiziert. So wie die Plastikwörter, mit denen sie operieren, aus der Sphäre der Wissenschaft in die Sphäre der politischen Agitation gewandert sind und auf diesem Wege immer mehr Sinn verloren haben, so haben auch die Experten sich aus Sphären, von denen sie immerhin mal etwas verstanden, oft in ganz andere Bereiche begeben und dabei Kompetenz verloren, aber Zuständigkeitsgefühl gewonnen. So kommen dann solche beispielhaften Fehlurteile über Wörter zustande wie die folgenden.

			2012 tat sich die österreichische Anthropologin und Kommunikationswissenschaftlerin Margit Wolfsberger anlässlich einer Meldung der Nachrichtenagentur APA mit der Einschätzung hervor, der Begriff Schwarzafrika sei „ein kolonialistischer“. Damit war die Behauptung in der Welt. Ein Leitfaden des AntiDiskriminierungsBüros (ADB) Köln und des Vereins Öffentlichkeit gegen Gewalt, der ein Jahr später herauskam, merkt zu Schwarzafrika und Schwarzafrikaner an: „Abwertend, Begriff entstand in der Kolonialzeit.“ Diese Behauptung ist allerdings Unfug – zumindest wenn man für den deutschen Wortschatz jene Epochen berücksichtigt, in denen Deutschland tatsächlich Kolonien hatte. Zwar ist das Wort Schwarzafrika vereinzelt seit dem 19. Jahrhundert nachweisbar. Doch in sämtlichen 550 Werken der Kolonialliteratur, die die Staats- und Universitätsbibliothek Bremen in ihrer Digitalen Sammlung Deutscher Kolonialismus bereitstellt, kommen Schwarzafrika und Schwarzafrikaner nicht ein einziges Mal vor. In der digitalen Kolonialbibliothek der Universitätsbibliothek Frankfurt lässt sich Schwarzafrika immerhin wenigstens in drei Büchern nachweisen. Doch alle stammen vom selben Autor. Offenbar war der 1938 gestorbene Ethnologe Leo Frobenius nahezu der Einzige, der den Begriff in seinen Publikationen gebrauchte. Die eigentliche Karriere des Wortes begann erst mit der Dekolonialisierung nach 1945, die es notwendig machte, einen Sammelbegriff für die nun selbstbewusst und eigenständig auftretenden Staaten südlich der Sahara zu finden. Das alles kann man mit sprachhistorischer Quellenrecherche leicht herausfinden, aber solche Methoden sind etwas für Fachleute – nicht für Experten. Zwar ist eingewendet worden, dass es Kolonialismus immer noch gebe, doch das ist nicht mehr der historisch konkrete Kolonialismusbegriff, sondern das modische Plastikwort, mit dem sich schlicht alles zu Kolonialismus erklären lässt – was wiederum die Notwendigkeit, durch Experten dekolonialisiert zu werden, bedingt. Die Behauptung, ein Wort stamme „aus der Kolonialzeit“, impliziert aber, dass es allgemein gebräuchlich war, als es tatsächlich noch Kolonien gab.

			Ähnlich der eigenen Phantasie entsprungen ist die Behauptung der Kulturwissenschaftlerin Mithu Sanyal über den als diskriminierend empfundenen Ausdruck Schamlippen. Dazu schrieb sie: „Den Begriff Schamlippen dagegen hat uns die Kirche beschert. Sie nannte Genitalien die schamhaften Teile oder auf Latein ,Pudendum‘.“ Dabei war das lateinische Wort pudenda („Schamteile“) schon in Gebrauch, bevor der erste Christ in Rom auftauchte, und der Philosoph Seneca, ein Erzieher und Berater des Christenverbrenners Nero, der gewiss nicht unter dem Einfluss der Kirche stand, verwendete es im ersten Jahrhundert. Auch dies kann man mit wenig Aufwand recherchieren, aber die gefühlte Wahrheit ließ bei Sanyal das Bedürfnis, einmal in einem historischen Wörterbuch nachzuschlagen, offenbar gar nicht erst aufkommen.

			Mitunter beteiligt sich sogar eine Institution wie die Barmer Krankenversicherung an der Verbreitung solcher Legenden. Und wieder ist eine Expertin beteiligt, die in eine Sphäre gewechselt ist, für die sie keine Kompetenz hat. Auf der Webseite der Kasse wird die Medizinerin Dr. Ute Petzold zur Angewohnheit, Niesenden „Gesundheit!“ zu wünschen, zitiert: „Diese Sitte stammt noch aus Zeiten der Pest.“ Der Brauch, sich Gesundheit zu wünschen, besonders beim Zutrinken, ist in der Tat alt. Allerdings verwendete man dafür früher diverse Varianten des Zurufs Heil!, der aus ganz anderen Gründen heute problematisch ist. Seit der frühen Neuzeit gab es auch Segensformeln, in denen das Wort Gesundheit vorkam. Der Trinkspruch Zum Wohl! ist ebenfalls in diesem Sinne gemeint. Problematisiert wurden diese Bräuche allerdings, weil sie den unmäßigen Alkoholkonsum förderten, nicht weil sie einen Pestgrusel hervorriefen. Niesen gehört auch nicht zu den herausragenden Symptomen der Pest. Zwar schreibt das Grimm‘sche Wörterbuch: „die sitte, dem niesenden mit einem heilwunsch zu antworten, ist alt und beruht auf der anschauung, dasz sich durch das niesen veränderungen in der constitution des niesenden kund geben, denen man mit der wunschformel entweder entgegentreten oder entgegenkommen wollte.“ Doch von der Pest ist da keine Rede. Die Menschen in den Pestzeiten wussten noch, dass sich die Pest ganz anders ankündigt. Der Spruch, mit dem man auf das Niesen reagierte, war auch Helf Gott! und nicht Gesundheit!, das in der „älteren Zeit“ laut dem Grimm‘schen Wörterbuch ganz ungebräuchlich war. Erst im 17. und 18. Jahrhundert drang dann das lateinische Prosit! aus der Studentensprache in die Umgangssprache. Im 18. Jahrhundert muss dann allerdings schon Gesundheit! üblich gewesen sein, denn um 1800 melden diverse Autoren, diese Redensart sei nun im Schwinden. Von der Pest ist nirgendwo die Rede. Für die „Gesundheit“-Expertin der Barmer Krankenversicherung gilt wohl das gleiche wie für die Schamlippen-Expertin Mithu Sanyal: Oft ist das Einzige, was unberatene Leute über die Vergangenheit wissen, dass es damals die Pest gab und dass die Kirche einst sehr viel zu sagen hatte.

		

	
		
			Baustelle 5: 
Unwörter

			Es gibt seit etlichen Jahren einen Internethype um angeblich unübersetzbare, sehr besondere Wörter, die es nur in einer Sprache gibt. Japaner haben mit bakku-shan ein Wort für Frauen, die nur von hinten schön sind. Lítost heißt auf Tschechisch die gedemütigte Verzweiflung, die wir fühlen, wenn uns jemand versehentlich durch seine Erfolge an all das erinnert, was in unserem Leben schiefgegangen ist. Kalsarikännit heißt auf Finnisch „sich zu Hause in Unterhose betrinken“. Auch das Deutsche verfügt über etliche solche einzigartigen Wörter, die dann oft folgerichtig in ihrer deutschen Gestalt in andere Sprachen übernommen wurden: Zeitgeist, Weltschmerz, Wanderlust oder Schadenfreude. 

			So einen Sprung in eine andere Sprache hat der Ausdruck Unwort noch nicht geschafft. Aber er ist tatsächlich nicht wirklich übersetzbar: non word, so wird es meist ins Englische übertragen, hat nicht annähernd die moralische Komponente, die die Vorsilbe Un- dem deutschen Ausdruck aufgrund der Analogie zu Unmensch, Unhold, Ungerechtigkeit oder Unrechtsstaat verleiht.

			Als Unwort bezeichnete man früher einen sehr beleidigenden oder einen unverständlichen Ausdruck. In dieser Bedeutung wurde es aber schon vom Wörterbuchautor Johann Heinrich Campe als veraltet bezeichnet. Bei Fritz Mauthner, dem Begründer des philosophischen Unter-Genres der Sprachkritik, steht Unwort ein paar Mal im Sinne von „falsch gebildetes, sinnloses Wort“, als Beispiele nennt er Anschauungsformen und Zeitdauer. So wird es bis heute gelegentlich gebraucht. 

			Viel bekannter ist aber die relativ junge Bedeutung „schlimmes, unangebrachtes Wort; böser, übler, unerwünschter Ausdruck, Begriff“. Gemeint ist damit nicht ein Schimpfwort oder eine Beleidigung, sondern ein Wort aus dem Bereich der Politik, Medien oder Wirtschaft, das entweder „Hetze“ verbreitet, „diskriminiert“, dehumanisiert, verschleiert oder die Realität auf den Kopf stellt. Weit verbreitet wurde der Ausdruck durch die seit 1991 stattfindende Wahl zum „Unwort des Jahres“. Ins Leben gerufen hat diese alljährliche sprachkritische Aktion der Frankfurter Germanist Horst Dieter Schlosser. Ursprünglich war das als Ergänzung zur Wahl eines „Wortes des Jahres“ geplant, das die Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) jährlich kürt und damit als Schlüsselwort in den bundesdeutschen Debatten identifiziert. Bei beiden Wahlen können Vorschläge aus der Bevölkerung eingereicht werden, was vor allem bei der Unwort-Wahl in zunehmendem Maße stattfindet, wohl auch weil diese Form der Petzerei einem Grundzug der deutschen Seele mehr entspricht als die Suche nach positiven Beispielen. 

			Mit der Aktion wollten Schlosser und seine Mitstreiter natürlich nicht nur Debatten anregen, sondern sie erhofften sich konkrete Wirkungen: „Im Stillen hatten die Mitglieder der ersten Unwort-Jury immer auch darauf gehofft, durch die Wahl eines Unworts dessen Gebrauch einzudämmen oder es ganz aus der öffentlichen Kommunikation zu verbannen“, heißt es in einem Nachruf auf den 2024 gestorbenen Schlosser auf der Webseite zur Unwort-Wahl. Dieser Anspruch forderte natürlich auch Kritik heraus, und so habe die Jury beschlossen, sich institutionell aus der GfdS zu lösen, um ihre Wahl besser gegen politische Einflussnahme und medialen Gegenwind zu sichern. Man kann der Jury nicht widersprechen, wenn sie sich selbst lobt: „Seitdem trägt die nun seit über 30 Jahren und inzwischen von der dritten Jury in Folge betriebene Unwort-Wahl mehr zur öffentlichen Diskussion einer deutschen Sprachkultur bei als alle andere Sprachaktionen im deutschen Sprachraum.“ 

			Aber was ist ein Unwort bzw. was sieht die Jury als eines an? Man merkt den Begründungen an, dass hier Fachleute um sprachwissenschaftliche Terminologie und Argumentation bemüht sind. Das fängt schon mal damit an, dass dem Unwort nicht irgendeine essentielle unauslöschliche semantische Eigenschaft nachgesagt wird, sondern dass auch bei Unwörtern davon auszugehen ist, dass der Sprachgebrauch die Bedeutung bestimmt: „Sprachliche Ausdrücke werden dadurch zu Unwörtern, dass sie von Sprecher:innen entweder gedankenlos oder mit kritikwürdigen Intentionen vor allem im öffentlichen Kontext verwendet werden.“ Horst Dieter Schlosser bemerkt in der Einleitung zu seinem 2000 erschienenen „Lexikon der Unwörter“: „Die Bedeutung eines Wortes ist die Bedeutung seines Gebrauchs“ und schreibt diesen Satz Wittgenstein zu. Der Philosoph hatte allerdings formuliert: „Die Bedeutung eines Wortes ist sein Gebrauch in der Sprache.“ Schlosser zählt als „Merkmale eines Unworts“ auf: die Absicht zu verletzen, die Bezeichnung von Menschen als Sache oder Katastrophe, die Absicht zu täuschen, die Absicht zu beschönigen – das alles gelte auch, wenn sich diejenigen, die Unwörter gebrauchen, nachträglich darauf herauszureden, sie hätten das alles doch ironisch gemeint. Ironisch war zum Beispiel der Gedanke eines Ärztevertreters gemeint, die deutschen Ärzte müssten sich bei weiteren Einsparungen im Gesundheitswesen Gedanken darüber machen, wie ein „sozialverträgliches Frühableben“ ihrer Patienten zu fördern sei. Die Formulierung wurde trotzdem zum Unwort des Jahres 1998 gewählt.

			Die Kritik der aktuellen Jury richtet sich nach eigenem Bekunden gegen „Wörter und Formulierungen in allen Feldern der öffentlichen Kommunikation, die gegen sachliche Angemessenheit oder Humanität verstoßen“. Zum Unwort werde ein Ausdruck, weil er gegen Prinzipien der Menschenwürde und der Demokratie verstoße, weil er einzelne gesellschaftliche Gruppen diskriminiere, stigmatisiere und diffamiere oder weil er euphemistisch, verschleiernd oder gar irreführend sei. Als Beispiele werden von den Unwort-Jägern genannt: Alternativlos, um eine politische Diskussion zu vermeiden und zu behaupten, weitere Argumente seien nicht nötig. Geschwätz des Augenblicks für eine Formulierung, die der Kardinal Angelo Sodano 2010 gebrauchte, um die Kritik der Medien an der Rolle von Papst Benedikt bei der Vertuschung des Missbrauchsskandals in der katholischen Kirche zu bagatellisieren. Wohlstandsmüll für arbeitsunwillige und arbeitsunfähige Menschen, eine Schmähung, die der damalige Nestlé-Verwaltungsratspräsident 2007 gebraucht hatte. Freiwillige Ausreise als Behördenterminus für die mehr oder weniger erzwungene Rückkehr von Asylanten in ihre Heimatländer. In Frage kommen Wörter, die innerhalb des betreffenden Jahres öffentlich geäußert wurden und folgerichtig jemandem zugeordnet werden können. Vorschläge von „Bürger:innen“ (nicht-gegenderte Wörter sind natürlich auch „Unwörter“) sind erwünscht und können bis zum 31. Dezember des Jahres gemacht werden. Man kann sich sehr gut vorstellen, mit wie vielen Beschwerden die Juroren aus einem Volk voller Anzeigenhauptmeister und Notizblockwarte zugeschüttet werden. Anfang Januar, wenn die zuletzt aus vier Sprachwissenschaftlern und einer Journalistin bestehende Jury gekreist hat, gebiert sie das „Unwort des Jahres“, über das dann in den Medien ausgiebig berichtet wird – wenn auch mit nachlassender Intensität.

			Im Grunde handelt es sich hier um eine Form von konservativer Sprachkritik im Geiste von Karl Kraus, Kurt Tucholsky oder Victor Klemperer. Der Unwort-Gründer Schlosser ist nicht zufällig auch Autor eines Buches über die Sprache des Nationalsozialismus. In dieser konservativen Tendenz unterscheidet sich die Unwort-Aktion von anderen Baustellen, bei denen Linke an der deutschen Sprache herumschrauben, hämmern, sägen und hobeln, bis sie nach ihrem Bilde geformt ist. Bemängelt wird von Unwort-Jägern nicht das Alte, das im Namen des Fortschritts dringend umgebaut werden muss, sondern die dunkle Seite des Sprachwandels. Nicht die hergebrachte Grammatik, Orthographie oder der Wortschatz der deutschen Sprache sollen geändert werden, sondern man prangert Neubildungen an, die als überflüssig, verschleiernd, verhetzend und politisch gefährlich angesehen werden. Es geht nicht um traditionelle Bezeichnungen wie Mohr, Zwerg oder Zigeuner, sondern meist um brandneues Wortgut, das von Managern oder Politikern hervorimprovisiert wurde. Wie Karl Kraus und seine unzähligen weniger begabten Nachfolger – eine Armee von Karlchen Krauses – versucht man den politischen Gegner anhand seines Wortgebrauchs zu entlarven und schält unter den mehr oder weniger dicken Oberflächenschichten des Wortes den vermeintlich vergiftenden Kern hervor. 

			In dieses Buch gehört das Kapitel über „Unwörter“ und ihre Wahl dennoch, weil es Gemeinsamkeiten zwischen der Jagd auf Unwörter, der Rechtschreibformerei und dem Gendern gibt. Wie deren Propagandisten versteht sich auch die Unwort-Jury trotz ihrer konservativen Tendenz (die sie möglicherweise gar nicht als solche erkennt) als Antreiber eines gesellschaftlichen Fortschritts, der natürlich nur von links kommen kann. Und anders als die Sprachkritiker des frühen 20. Jahrhunderts, zu denen so unterschiedliche Charaktere wie Kraus, Tucholsky oder der große wütende Stilpapst Eduard Engel gehörten, sind sie nicht mehr umgetrieben von bildungssprachlichen Vorstellungen darüber, was „gutes Deutsch“ ist. Wie jemand spricht – ob richtig oder falsch, ob dümmlich oder brillant, ob anregend oder einschläfernd – ist ihnen egal. Solange der Sprecher sich nur politisch auf dem richtigen Wege hält und niemanden „diskriminiert“ – das schon lange nichts mehr erklärende Plastikwort spielt natürlich auch eine zentrale Rolle in den Begründungen und Reflexionen der Jury und der ihr zuarbeitenden „Unwort“-Linguistik. 

			Dieses Genre hat es anders als die feministische Linguistik zwar noch nicht zu offiziellen akademischen Ehren gebracht, aber schon eine Reihe von Publikation hervorgewürgt, die auf der Homepage der „Unwort“-Wahl stolz zur Legitimierung aufgezählt werden. Die Vertreter dieses Genres eint eine gemeinsame politische Grundeinstellung – so wie es auch in den Gender Studies, den Postcolonial Studies und den anderen neuen Geisteswissenschaften üblich ist. Ihr Hirn schlägt links. Nur in diesem Klima von Geisteswissenschaften, die sich als Mägde einer politischen Gesinnung verstehen, ist auch die Wahl zum „Unwort des Jahres“ zu verstehen. Im Jahr 2024 lautete es „Klimaterroristen“. Die Begründung liest sich wie aus der Pressestelle der „Letzten Generation“: „Weil Klimaaktivist:innen mit Terrorist:innen gleichgesetzt und dadurch kriminalisiert und diffamiert werden … Durch die Gleichsetzung des klimaaktivistischen Protests mit Terrorismus werden gewaltlose Protestformen zivilen Ungehorsams und demokratischen Widerstands in den Kontext von Gewalt und Staatsfeindlichkeit gestellt.“

			Nur weil die Jury aus Sprachwissenschaftlern besteht, macht das ihre Auswahl nicht wissenschaftlich objektiv. Schaut man sich die Unwörter der vergangenen Jahrzehnte an, ist eine klare Linkstendenz zu erkennen. Sogar das Wort Zellhaufen, das im Jahre 2002 auf einem der vorderen Plätze landete, wird in der Begründung nicht der Sprechergruppe zugeordnet, die es häufig verwendet – nämlich der Pro-Abtreibungslobby –, sondern ganz kapitalismus- und technologiekritisch irgendwelchen „Biotechnikern“, die den menschlichen Embryo damit verdinglichen wollen. Mit ihrem Begründungsvokabular gibt die Unwort-Aktion sich auch keinerlei Mühe, so zu tun, als lege man bei der Auswahl wissenschaftliche Kriterien an – man will, wie wir gesehen haben, die Prinzipien von „Menschenwürde“ und „Demokratie“ schützen und lehnt Unwörter ab, weil sie „gesellschaftliche Gruppen diskriminieren, stigmatisieren und diffamieren“ und „euphemistisch, verschleiernd oder gar irreführend sind“. Es sind bis auf das letztgenannte Sammelkriterium alles politische Begrifflichkeiten, mit denen da argumentiert wird. Auch was ein Euphemismus ist, lässt sich politisch auslegen. So ist es kein Wunder, dass stigmatisierende Begriffe und Euphemismen des linken Lagers wie alter weißer Mann und ziviler Ungehorsam (für Sachbeschädigung und Nötigung) oder Israelkritik (für Antisemitismus) es nie in die Endauswahl geschafft haben.

			Das alles wäre egal, wenn man die Unwort-Wahl als das betrachten würde, was sie ist: eine erfolgreiche PR-Aktion. Doch es gibt eine weitverbreitete Tendenz, das Urteil als wissenschaftliches Fachgutachten zu verstehen. Mit dem wird dann argumentiert, wie man mit dem Duden in der Hand über Rechtschreibung oder über die Frage „Gibt es das Wort überhaupt?“ streitet. Wer die angezeigten Wörter gebraucht, wird mit dem Hinweis auf ihren Unwort-Charakter abgeblockt, statt sich auf eine Debatte einzulassen. Aber die Unwort-Wahl ist und bleibt eine ideologisch gefärbte Meinungsäußerung, mit der eine Gruppe eher linker Juroren missliebige Polemik des gegnerischen Lagers zu diskreditieren versucht. 

			Wer das Sprachpolizei nennt, hat schon verloren. Denn die Jury hat Sprachpolizei gebannt. 2022 landete es auf Platz zwei der Unwörter des vorangegangenen Jahres. Begründet wurde die Wahl so: „Mit dem Ausdruck ,Sprachpolizei‘ werden Personen diffamiert, die sich u. a. für einen angemessenen, gerechteren und nicht-diskriminierenden Sprachgebrauch einsetzen.“ „Gerecht“, „nicht-diskriminierend“ – zwei von drei zur Begründung herangezogenen Adjektiven entstammen auch hier dem Standardvokabular der Sprachumbauer auf den anderen Baustellen. Nur zwei Jahre später wurde das Wort Sprachpolizei dann aber plötzlich problemlos in den linken Sprachgebrauch integriert. Weil das Bundesland Bayern neuerdings wieder in Bildung und Verwaltung die korrekte Rechtschreibung und Grammatik verlangt, fühlen sich Befürworter der „gendergerechten Sprache“ von einer imaginären Sprachpolizei verfolgt. Die Süddeutsche Zeitung druckte eine Karikatur mit zwei einschlägigen Beamten, die in einer Schule auftauchen. Eine Germanistin wird im Hausblatt des Münchner Gender-Bürgertums zitiert: „Ich möchte keine Sprachpolizei.“ Daraus konnte man lernen, dass es zweierlei Sprachpolizeien gibt. Wenn Verwaltungen und Verkehrsunternehmen aus ahistorischen Gründen das Wort Schwarzfahrer canceln, dann sind die good Cops unterwegs. Eigentlich sind sie gar keine Cops, sondern eher sanfte Sozialarbeiter der Sprache, und man darf sie – laut der Unwort-Jury – auf gar keinen Fall Sprachpolizei nenne. Aber wenn Markus Söder „Gender-Verbote“ erlässt, dann droht die Sprach-Gestapo, und plötzlich ist ein Ausdruck, der gerade noch als Unwort gebrandmarkt wurde, völlig akzeptabel. Es ist ganz einfach: Wenn Sahra Wagenknecht oder Hubert Aiwanger „Sprachpolizei“ sagen, ist es rechts. Wenn es in einem SZ-Artikel steht, ist es links. 

			Die Unwort-Linguisten würden darin wahrscheinlich nicht einmal einen Widerspruch sehen. Denn ihrer Definition gemäß werden Unwörter ja bestimmt durch den Gebrauch. Ein schönes Beispiel ist das Wort Wohlstandsmüll, das ja, wenn man es auf Plastikmüll und einfach auf der Straße abgestellte alte Kühlschränke bezieht, keineswegs diffamierend ist, sondern nur dann, wenn man Menschen so bezeichnet. Die Gebrauchstheorie der Bedeutungslehre ist ein Axiom der linguistischen Wortforschung. Nach Wittgenstein etwa wird die Bedeutung eines Wortes durch seinen Gebrauch in der Sprache bestimmt und nicht durch Etymologie oder ihm unauslöschlich innewohnende semantische Merkmale. Letzteres ist aber die unreflektierte Grundannahme vieler „antidiskriminatorischer“ Worttabuisierungen. Für ihre Verfechter sind Wörter wie Mohr oder Taubstummer oder Behinderter und sogar Jude (manche sagen und schreiben schon nur noch J-Wort) immer schon diskriminierend gewesen, und ihre böse Bedeutung wird nur erst jetzt durch das Alarmschlagen der „Betroffenen“ allmählich erkannt. Diese Annahme ist falscher als die Polizei erlaubt. Vielleicht müsste man es ihren Gläubigen mal in leichter Sprache erklären.

		

	
		
			Baustelle 6: 
Tiefergelegtes Deutsch

			Die deutsche Sprache ist ein böses ableistisches System. Sie diskriminiert Neurodiverse und kognitiv Herausgeforderte durch ihre Schwierigkeit. Zwar gibt es noch schwierigere Sprachen, beispielsweise das Ungarische mit seinen mindestens 25 grammatischen Fällen, aber Deutsch gilt nicht zu Unrecht als schwer zu erlernen. Die Gründe dafür hat niemand so lustig und zugleich überzeugend dargelegt wie Mark Twain in seinem Essay „Die schreckliche deutsche Sprache“. Twain kannte allerdings das, was er parodierte, sehr gut: Wie so viele Amerikaner vor dem Ersten Weltkrieg hatte er sehr gut Deutsch gelernt und sogar eine Weile in Berlin gelebt, wo es ihm so gut gefiel, dass er seine Töchter zum Studieren dorthin schickte. In Wien lebte Twain noch länger, weil seine Tochter Clara bei Theodor Leschetizky Klavierunterricht nehmen wollte. Twains Deutsch reichte für eine Konversation mit Franz Joseph I. aus, als der Kaiser den berühmten Amerikaner zur Audienz empfing. Für seine 1904 gestorbene Frau Olivia wählte Twain einen deutschen Grabspruch: „Gott sei Dir gnädig, O meine Wonne.“

			Was der Amerikaner Twain mit einiger Mühe, aber auch Gewinn erlernen konnte, gilt heute als unzumutbar für viele Deutsche – die deutsche Sprache in ihrer ganzen Fülle, mit all ihren grammatischen Möglichkeiten und ihrem reichen Wortschatz. Das Deutsche steht unter Verdacht, ein Elitenprojekt und Inklusionshindernis zu sein. Nicht nur echte geistig Behinderte oder andere Menschen mit pathologischen Spracherwerbsstörungen könnten durch seine anspruchsvolle Grammatik und seinen Synonymreichtum eingeschüchtert und überfordert werden, sondern auch Leute, die einfach nur in der Schule nicht richtig aufgepasst haben, die sich nicht mehr richtig aufs Lesen konzentrieren können oder die aus irgendwelchen anderen Gründen sprachlich marginalisiert sind. Das Deutsche ist ein Inklusionshindernis – nicht bloß für Migranten, sondern auch für eine zunehmende Zahl von Autochthonen. Auf dieses Problem reagiert man, wie deutsche Politik und Gesellschaft seit mindestens fünf Jahrzehnten immer reagieren: keineswegs, indem man Anstrengungen unternimmt, den Nicht-Begreifenden zu helfen, das scheinbar allzu Komplizierte nach und nach immer besser zu erfassen und sie damit aus dem geistigen Gefängnis ihrer geringen Ausdrucks- und Verständnismöglichkeiten zu befreien. Sondern indem man einfach die Zugangsschwellen absenkt und das angeblich zu Schwierige einfacher macht. Im Namen von Gerechtigkeit, gesellschaftlichem Fortschritt und Inklusion wird ein vereinfachtes Deutsch entwickelt. Eine reduzierte Billigversion unserer Sprache, deren Beherrschung mit nicht allzu viel Mühe und Anstrengung erkauft werden muss. Man nennt dieses Einfachdeutsch „leicht verständliche Sprache“ oder „leichte Sprache“. 

			Die Idee kam kurz vor der Jahrtausendwende auf. Den ältesten Beleg für den Begriff „leichte Sprache“ im heutigen Sinne habe ich in einem Artikel der Berliner Zeitung von Jens Bisky gefunden, der im Jahre 2000 über die Ausstellung „Der imperfekte Mensch“ im Dresdner Hygienemuseum berichtete. Dort kamen diverse Hilfsmittel zum Einsatz, die es auch den Menschen, um deren Leben es ging, ermöglichen sollten, die Ausstellung zu besuchen und zu verstehen – darunter auch „Texttafeln in ,leichter Sprache‘ für geistig Behinderte“. Sie waren vermutlich in einem ähnlichen Stil verfasst wie Hinweise in leichter Sprache auf der heutigen Webseite des Museums. Über die Dauerausstellung liest man dort: „In diesem Text geht es um eine Ausstellung. Die Ausstellung ist im Deutschen Hygiene-Museum Dresden. Die Ausstellung ist immer dort. Die Ausstellung heißt: Abenteuer Mensch. Die Dauer•ausstellung gibt es seit 2004. Die Dauer•ausstellung ist sehr groß. Es gibt sehr viele Ausstellungs•stücke. Es sind über tausend Ausstellungs•stücke. Die meisten Ausstellungs•stücke gehören dem Deutschen Hygiene-Museum Dresden. Einige Ausstellungs•stücke sind geliehen. Zum Beispiel von anderen Museen oder Ausstellungen. In der Dauer•ausstellung können Sie viele Dinge selber ausprobieren. Es gibt auch Computer und Bildschirme. Da können Sie zum Beispiel kurze Filme ansehen oder ein Quiz machen. Für alle ist etwas dabei. Deshalb sind die Dauer•ausstellung und das Deutsche Hygiene-Museum Dresden in ganz Europa bekannt und beliebt.“ Im Original bildet jeweils jeder Satz einen eigenen Absatz. Das entspricht den typographischen Empfehlungen in gängigen Ratgebern für leichte Sprache. Dort wird auch empfohlen, Blocksatz, Rechtszentrierung, Worttrennungen am Zeilenende zu vermeiden und keine Kursiv- oder Serifenschriften zu benutzen. Der Abstand zwischen den Zeilen soll auch mindestens 1,5 betragen. Das alles dient genauso der Leseerleichterung wie der dicke Punkt, der im Text des Hygienemuseum bei den wenigen gebrauchten Zusammensetzungen die beiden Grundwörter trennt. Naheliegenderweise handelt es sich durchgehend um einfache Hauptsätze mit wenigen Wörtern. Im längsten Satz sind es 13.

			Die Regeln, nach denen Texte in leichter Sprache zu verfassen sind, waren im Jahre 2000 gewiss noch im Fluss. Mittlerweile sind sie gewissermaßen amtlich in einer Broschüre niedergelegt, die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales in Zusammenarbeit mit dem Netzwerk Leichte Sprache herausgegeben wurde und auch in leichter Sprache abgefasst ist. Begründet wird die Notwendigkeit eines vereinfachten Deutschs so (ich habe hier ausnahmsweise einmal die Ein-Satz-ein-Absatz-Regel übernommen, um zu illustrieren, wie so ein Text aussieht): 

			„Warum Leichte Sprache?

			Leichte Sprache ist wichtig.

			Viele Menschen verstehen schwere Sprache nicht.

			Das ist zum Beispiel schwere Sprache:

			• Fremd-Wörter.

			• Fach-Wörter.

			• Lange Sätze.

			Darum gibt es Leichte Sprache.

			Leichte Sprache verstehen alle besser.

			Leichte Sprache hilft

			vielen Menschen.

			Zum Beispiel:

			• Menschen mit Lern-Schwierigkeiten.

			• Menschen mit der Krankheit Demenz.

			• Menschen, die nicht so gut Deutsch sprechen.

			• Menschen, die nicht so gut lesen können.“

			Die dann folgenden Ratschläge lesen sich nicht besonders originell und bieten jeder für sich wenig Anlass zu kulturkritischer Empörung. In gewisser Hinsicht sind sie ein heimlicher Aufstand gegen die Expertisierung der Welt und ihren Jargon. So wird empfohlen, einfache Wörter zu benutzen. Schlecht sei genehmigen, besser sei erlauben. Konkrete Beschreibungen seien besser als Verwaltungsabstraktionen, statt Öffentlicher Nahverkehr solle man besser Bus und Bahn schreiben. Zu den Fremdwörtern, die man vermeiden soll, gehören auch Anglizismen: statt Workshop besser Arbeits-Gruppe. 

			Schwere Wörter, die sich gar nicht vermeiden lassen, sollten in dieser Art erklärt werden: „Herr Meier hatte einen schweren Unfall. Jetzt lernt er einen anderen Beruf. Das schwere Wort dafür ist: berufliche Rehabilitation.“ Abkürzungen sollten weitgehend vermieden werden, bis auf so bekannte wie WC, ICE oder Dr. 

			Lange Wörter sind auch tabu, Bus ist besser als Omnibus. Wenn die langen Wörter unvermeidlich sind, müssen sie mit einem Bindestrich getrennt werden: Bundes-Gleichstellungs-Gesetz. Über das dabei zu verwendende Zeichen gibt es offenbar noch verschiedene Auffassungen. Wie wir beim Hygienemuseum gesehen haben, bevorzugen andere Schreiber statt des Bindestrichs einen dicken Punkt. Die leichte Sprache hat schon genauso wie das Gendern ihre neuen Sonderzeichen hervorgebracht. Das widerspricht eigentlich der Empfehlung im Ministeriumsratgeber: „Vermeiden Sie Sonderzeichen“. 

			Andere Empfehlungen könnten in jedem Stilratgeber für Standardsprachnutzer stehen: Man solle lieber Verben als Substantivierungen nutzen, lieber aktive Verben als Passivkonstruktionen. Gewöhnungsbedürfiger ist dagegen der Ratschlag, den Genitiv und den Konjunktiv zu vermeiden: also Haus vom Lehrer statt Haus des Lehrers, morgen regnet es vielleicht anstelle von morgen könnte es regnen. Bildliche Sprache wie etwa der Ausdruck Rabeneltern gilt auch als unpraktikabel, weil offenbar zu viele Menschen sie wörtlich verstehen. Schwierigkeiten bereiten wenig überraschend auch römische Zahlen, aber auch hohe Zahlen generell und insbesondere Jahreszahlen. Ein bisschen paradox erscheint, dass dennoch geraten wird, lieber Ziffern zu benutzen, statt sie auszuschreiben: 5 statt fünf. Das Hygienemuseum hat sich, wie wir gesehen haben, gegen diese Anweisung entschieden und tausend ausgeschrieben.

			Beim Satzbau raten das Ministerium und das Netzwerk Leichte Sprache zu einfachen Sätzen, die je eine Aussage haben und bei denen auch die sonst verpönten Wörter wie oder, aber, weil, wenn am Anfang stehen dürfen. Dort ist auch und erlaubt – Martin Luther, der das Wort in seiner Bibelübersetzung bekanntlich sehr häufig an den Satzanfang stellte (diese Marotte hatte er wohl aus dem Griechischen übernommen), kann also durchaus als Prophet der leichten Sprache in Anspruch genommen werden. Interessant ist, dass eine andere Empfehlung dem zum allgemeinen Du tendierenden Zeitgeist entgegensteht: Der Anrede Sie soll gegenüber du der Vorzug gegeben werden. Eine andere Regel widerspricht der konventionellen Höflichkeit: Die männliche Form soll bei Doppelnennungen immer vorne stehen, also Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Bei Menschen, die Rabeneltern wörtlich nehmen könnten, sind solche Doppelnennungen andererseits möglicherweise wirklich unumgänglich. Denn sie würden sonst eventuell auf die Idee kommen, es wären wirklich nur Männer gemeint, wenn da bloß Mitarbeiter stünde. Man ahnt aber auch, dass die modische Form Mitarbeitende nicht unbedingt leichte Sprache ist. 

			Eine der größten Absurditäten im derzeitigen Sprachkampf ist ohnehin, dass die gleichen gesellschaftlichen Gruppen, die für „gendergerechte“ Sprache kämpfen, sich auch für allgegenwärtige leichte Sprache einsetzen. Beide Male wird das mit „Inklusion“ begründet und damit, die Gesellschaft und ihre Sprache „gerechter“ zu machen. Doch es ist anerkannt, dass das Durchgendern einen Text für Menschen schwerer lesbar macht. Das wird zwar gelegentlich von den Befürwortern der Gendersprache bestritten, aber schon allein dadurch implizit als wahr anerkannt, dass Genderformen – mal abgesehen von vereinzelten Doppelnennungen – bislang in leichter Sprache tabu sind.

			Die Abwesenheit von Gender-Schwulst ist durchaus ein Sympathiepunkt für leichte Sprache. Problematisch ist eher das befremdliche Gesamtbild, das ein Text abgibt, wenn alle Regeln tatsächlich konsequent angewendet werden. Was dabei herauskommt, hörten viele Menschen erstmals im Juni 2024, als die ARD eine tägliche „Tagesschau“-Sendung in „Einfacher Sprache“ einführte. Der Ankündigungstext dazu liest sich so (die Absätze entsprechen dem Original):

			„Die tagesschau ist eine Sendung mit Nachrichten. Die tagesschau läuft im Ersten Deutschen Fernsehen. Und die tagesschau gibt es schon sehr lange. Von der tagesschau gibt es jetzt eine neue Sendung. Das Neue ist: Die Nachrichten sind in Einfacher Sprache. Die neue Sendung heißt: tagesschau in Einfacher Sprache.

			In der neuen Sendung werden die Nachrichten erklärt. Und auch schwierige Wörter werden erklärt. Die Texte werden langsam gesprochen. Die Nachrichten sind einfach zu verstehen.

			Viele Menschen finden Lernen nämlich schwer. Viele Menschen sprechen nicht so viel Deutsch. Und viele Menschen hören nicht gut. Die neue Sendung ist für alle.

			Die Leute von der tagesschau sagen: Die neue Sendung ist wichtig. Alle Menschen sollen nämlich Nachrichten haben. Dann können alle Menschen mitreden.“ 

			Die „Tagesschau“-Redaktion beharrt darauf, dass es sich hierbei keineswegs um leichte Sprache handelte, sondern lediglich um „Einfache Sprache“ (Großschreibung des Adjektivs im Original). Den Unterschied erklärt die zuständige Projektleiterin Sonja Wielow so: „Einfache Sprache ist eine sprachlich vereinfachte Version der Standardsprache. Leichte Sprache hat einen noch geringeren Schwierigkeitsgrad und ein festes Regelwerk, was zum Beispiel die Schreibweise von Worten und Typografie betrifft. Die Einfache Sprache hat einen größeren Wortschatz als die Leichte Sprache. Beide richten sich an Erwachsene.“ Unbefangene Leser des zitierten Textes und Zuschauer der Sendung werden allerdings feststellen, dass sich leichte und einfache Sprache nur geringfügig unterscheiden. Am auffälligsten ist, dass man den Adressaten einfacher Sprache offenbar noch Absätze mit zwei oder drei Sätzen zumutet.

			Im unüberschaubaren Grenzgebiet zwischen leichter und einfacher Sprache werden die Zielgruppen munter vermischt. Und darin offenbart sich die eigentliche Gefahr. Die „Tagesschau“-Redaktion wendet sich erklärtermaßen mit ihrer neuen Sendung nicht nur an Behinderte, Schlaganfallpatienten oder Demente, sondern an die „etwa 17 Millionen Erwachsenen in Deutschland, (die) Probleme damit haben, komplexe Texte zu verstehen.“ Wenn diese Zahl stimmt, ergäbe sich daraus eigentlich die Forderung, Texte in Nachrichtensendungen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nicht durch die Hinzufügung von Genderformen noch komplexer zu machen, als sie es schon sind. Doch um des Wohlfühleffekts für eine privilegierte Gruppe sich diskriminiert fühlender Ober- und Mittelschichtsfrauen und ihrer sich non-binär wähnenden Kinder erhöht man die Verständnishemmnisse in den normalen Nachrichten stattdessen immer weiter und vergrößert so die Zahl derjenigen, die den Sendungen nicht mehr folgen können. Um diese Menschen aber nicht zu „exkludieren“ und um ihnen „gerecht“ zu werden, etabliert man zugleich leichte oder einfache Sprache als Zweit-Deutsch: Eine Sprache, die für geistig Behinderte konzipiert wurde, wird alternativer Standard. 

			Der Effekt ist absehbar: Indem man überall die Zugangsschwellen senkt, schafft man immer weniger Anreiz, sich um eine höhere Sprachkompetenz zu bemühen. Denn unter den 17 Millionen Kronzeugen der „Tagesschau“, die angeblich einfache Sprache brauchen, sind gewiss ein paar Millionen, die eigentlich alle Voraussetzungen dafür mitbringen, auch Texte in normaler Nachrichtensprache zu verstehen. Die „Tagesschau“ nennt als Zielgruppe der neuen Sendung ausdrücklich Menschen, die „nicht die Chance auf eine gute Bildung“ hatten. Diese Chance hat in Deutschland aber jeder. Man muss sie nur nutzen. Der Anreiz, sich darum zu bemühen und sich die Fähigkeit zum Verständnis komplexer Texte anzueignen, wird aber gesenkt, wenn man leichte oder einfache Sprache als zweiten Standard etabliert und überall anbietet.

			Es ist wie mit Fahrstühlen in U-Bahnhöfen: Sie sind notwendig für Behinderte und Menschen mit Kinderwagen, aber wenn sie erst einmal da sind, werden sie auch benutzt von Leuten, für die es besser wäre, wenn sie Treppen stiegen. Das können sie nach ein paar Jahren gar nicht mehr, weil sie zu „mehrgewichtig“ (ein weiteres Horrorwort der neuen korrekten Sprache) und kurzatmig geworden sind. Auf eine ähnliche Weise erhöht man ständig die Zahl derjenigen, die die leichte Sprache brauchen. Diese Menschen werden im doppelten Sinne des Wortes immer weiter erniedrigt. Und das Ergebnis dieser Erniedrigungsspirale wird dann wieder als Argument für die Notwendigkeit und Allgegenwart von leichter Sprache herangezogen.

			Man behandelt damit auch Deutsche, die hier geboren wurden und die Sprache von ihren Eltern im Land gelernt haben, so wie man vor mehr als 100 Jahren Nicht-Deutsche aus einem völlig anderen Kultur- und Sprachkreis behandelt hat: als Kretins, denen man nicht zutraut, Deutsch wirklich zu lernen. Denn die leichte Sprache hat zwei weitgehend unbekannte Vorgänger, denen ihre vereinfachte Grammatik verblüffend gleicht: Es sind die Plansprachen „Weltdeutsch“ und „Kolonial-Deutsch“, die geschaffen wurde, um einerseits mit einer vereinfachten Version unserer Muttersprache Deutsch als Weltsprache zu etablieren und andererseits mit den Untertanen in Deutschlands Kolonien zu kommunizieren. 

			Im Jahre 1916 versuchte Deutschland, den Ersten Weltkrieg doch noch zu gewinnen: mit Giftgas, mit der Entwicklung des neuen Maschinengewehrs 08/15, mit dem Angriff auf Verdun und – mit leichter Sprache. Der letzte, schon ein bisschen verzweifelte Griff des Kaiserreichs nach der Weltmacht sollte auch mit linguistischen Mitteln geführt werden. Und wie man auf dem Schlachtfeld beim Einsatz von so grausamen Waffen wie Gas, Flammenwerfern und Bajonetten mit Sägerücken längst allen Ballast der Zivilisation abgeworfen hatte, so war man auch bereit, das zu opfern, was von Luther über Goethe bis zu Nietzsche und Konrad Duden den Deutschen heiliger als Thron und Altar gewesen war: die deutsche Sprache. Denn die gilt als schwierig. Man gab sich auch als deutschnationaler Patriot keinen Illusionen über die Brauchbarkeit der eigenen Muttersprache für imperiale Zwecke hin. Der Münchner Professor Adalbert Baumann schrieb in seinem Buch „Weltdeutsch“: „in disem kampfe hat England ainen ungeheüren fortail in der umfasenten ferbreitung sainer laichten sprache. ... es gehört fer-blendung dazu, di bedeutung dises for-sprunges zu fer-kenen oder zu untershäzen.“ Er zog daraus die Konsequenz, ein vereinfachtes Deutsch in neuer, radikal simplifizierter Schreibung und Grammatik zu entwickeln, das als Lingua franca der Mittelmächte dienen könnte: „inerhalb unseres blokes mus selbst-verständlich sowohl aus politishen wi kulturelen gründen die deütshe sprache di ainhaitliche ferkers- und hilfs-sprache sain.“ Es gelte, große Gebiete sprachlich erst zu erobern. Dass dies noch nicht gelungen war, beschrieb der Professor am Beispiel des mit Deutschland verbündeten Osmanischen Reichs: „es ist kain zufal und kaine haimishe sympati, das di inteligenten Türken, di ale französish könen, heüte noch aine shwäche für di Franzosen haben und im herzen absolut nicht Franzosen-faindlich sind.“ 

			Dieses Zitat ist noch kein Beispiel für „Weltdeutsch“, sondern nur für eine vereinfachte Rechtschreibung, wie sie im späten 19. und dem 20. Jahrhundert von vielen propagiert wurde. Auch der Reformorthographie hing Baumann an. Sein Weltdeutsch ging aber noch weiter. Im Singular sollte es beispielsweise künftig nur noch einen einzigen Artikel geben, nämlich de – statt der, die, das. Die Schwierigkeiten der deutschen Verben, vor allem der unregelmäßigen, sollten ausgeschaltet werden, indem Sätze nur noch mit tut/tun und dem Infinitiv gebildet werden: „ich tu reiten“, „ich tat erschrecken“.

			Während es Baumann darum ging, seine Plansprache als internationales Kommunikationsmittel „für unsere Bundesgenossen und Freunde!“ einzuführen, wollte der bayerische Hofrat und Hauptmann a. D. Emil Schwörer in den eigenen (zu diesem Zeitpunkt längst verlorenen) Kolonien linguistisch zum Angriff übergehen. Von Togo bis Neuguinea (damals Kaiser-Wilhelms-Land) betrug der Anteil deutscher Muttersprachler an der Gesamtbevölkerung selten mehr als ein paar Hundert Menschen. Der Druck feindlicher Sprachen war entsprechend groß.

			Dagegen kämpfte Schwörer mit der Konstruktion eines simplifizierten „Kolonial-Deutsch“ – so der Titel seiner Broschüre, die im gleichen Jahr 1916 und im gleichen Verlag wie das Buch von Baumann erschien. Er schätzte, dass 500 bis 600 Wörter für die Kommunikation genügten, wovon er etwa 150 zum „eisernen Bestand“ zählte. Die Struktur war größtenteils identisch mit Baumanns „Weltdeutsch“. Das „Kolonial-Deutsch“ zeichnete sich unter anderem dadurch aus, dass es nur sechs Hilfsverben (sein, haben, wollen, können, müssen, tun) hatte, die in Verbindung mit dem Infinitiv in zwei Zeitformen (Vergangenheit und Gegenwart) konjugiert werden sollten. Damit sollten dann einfache Sätze wie „Er tut lesen“ oder „Ich wohnen tat“ gebildet werden. Wie das geklungen hätte, malte Schwörer in einer fiktiven Ansprache eines deutschen Kolonialisten an die Indigenen aus: „Also ich will euch sagen, was ihr müßt wissen von unsere Kaiser. Er hat gehabt eine sehr gute und feste Regierung seit 30 Jahren. Alle Deutschen sind gewesen zufrieden. Aber er hat sehr viele böse Feinden. Die taten machen zusammen eine Plan und eine schwere Krieg gegen de Kaiser und gegen Deutschland ohne jede Ursache. Aber die Feinden von de Kaiser haben nichts können machen gegen die deutsche Offiziere und Soldaten. Sie taten verlieren viele hundert tausend Menschen und viele Waffen und Schiffen.“

			Die „laichte sprache“ war schon 1916 inklusiv – wie das entsprechende Politmodewort unserer Tage lautet. Nur ging es ihr darum, Kolonialuntertanen und Verbündete zu inkludieren. Dabei kamen ihre Erfinder auf Lösungen, die uns Heutigen vertraut vorkommen – nicht nur von den in leichter Sprache verfassten Webseiten öffentlicher Verwaltungen oder aus Nachrichtensendungen im gleichen Stil, sondern aus einem aktuellen Bestseller. Der gebürtige Iraker Abbas Khider hat eine verzwickte Liebeserklärung an die deutsche Sprache geschrieben, die er während seines Philosophiestudiums erlernen musste. In „Deutsch für alle. Das endgültige Lehrbuch“ schildert Khider nicht nur im schönsten Twain-Humor deren ungeheure Schwierigkeiten für Nicht-Muttersprachler, sondern entwirft auch ein Reformprogramm zur Vereinfachung des Deutschen, damit mehr Menschen diese schöne Sprache erlernen können. Dass er dabei ihre Schönheit und erst recht ihre Brauchbarkeit für die Philosophie über Bord wirft, ist eine ironische Pointe, derer sich dieser kluge Mann gewiss bewusst ist. Sein Programm kann angesichts der komplett idiotischen Ergebnisse gar nicht ernst gemeint sein, sondern nur eine Parodie aller Reformvorschläge – egal ob sie aus Köpfen unter Pickelhauben oder aus Köpfen mit Augenbrauenpiercing kommen.

			Die Ideen Khiders ähneln frappierend denen von 1916 – und auch einigen anderen Reformvorschlägen, die wir in diesem Buch schon vorgestellt haben: Wie seine Vorgänger im Kaiserreich sieht Khider statt der, die, das nur noch einen einzigen bestimmten Artikel vor – nämlich de im Singular und die im Plural. Auch der unbestimmte Artikel soll so vereinheitlicht werden – nur mit dem Unterschied, dass Khider den Einheitsartikel e vorschlägt und Schwörer eine dafür bevorzugte – auch weil die Vokalendung e „dem sprachlichen Bedürfnis der Eingeborenen“ entspreche. Dem sprachlichen Bedürfnis der auswärts Geborenen opfert Khider die berüchtigte deutsche Verb-Endstellung, die unregelmäßigen Verben, viele Präpositionen, die Umlaute und das ß. Dekliniert werden soll gar nicht mehr oder nur noch analytisch. Khider nennt die Deklination „wirklich das Schlimmste, was die Deutschen neben dem Artikel und dem Sturmgewehr erfunden haben“. Den Genitiv bezeichnet er als „reinen Schwachsinn“ und will ihn nur noch mit von bilden. Das hatten auch Baumann und Schwörer 1916 angeregt: „von de fater, fon di fätern“. Wenn man deren 103 Jahre alte Reformvorschläge liest, fragt man sich, ob Khider sie vielleicht gekannt hat. Wahrscheinlicher ist, dass die Schwierigkeiten von früher noch die Schwierigkeiten von heute sind. Und wer sie abschaffen will, kommt immer zu ähnlich simplifizierenden Lösungen.

			Faszinierend an den Schriften Baumanns und Schwörers ist deren politischer Gestus, der völlig konträr zu heutigen Reformern und Vereinfachern ist. In unserer Gegenwart gelten Rechtschreibreformen und leichte Sprache als progressive Projekte, die es auch dem Einfältigsten in der einheimischen Bevölkerung möglich machen sollen, an Kommunikationsprozessen teilzuhaben. Damals standen sie im Dienste globaler Großmachtphantasien und richteten sich an Angehörige fremder Völker auf anderen Kontinenten, die sprachlich erobert werden sollten. Gemein ist beiden Ansätzen die im freundlichen Gewand daherkommende paternalistische Herablassung. Und gemein ist Khider und seinen kolonialen Vorgängern auch die Idee, dass die echte deutsche Sprache im Grunde zu schwer für Leute sei, die sie nicht im Blut hätten. Bei Khider bleibt immerhin noch die gar nicht so winzige Hoffnung, dass das alles nicht ernst gemeint sei, sondern sein Buch eine vertrackt ironische Liebeserklärung an die deutsche Sprache ist. Der Stolz darüber, dass er selbst sie in ihrer ganzen Fülle gelernt hat, obwohl er das ja eigentlich für eine unzumutbare Schwierigkeit erklärt, spricht aus jeder seiner Zeilen.

			Hundertprozentig ernst gemeint sind dagegen die wissenschaftlichen Theorien, die ein anderes Simpeldeutsch als akzeptable Alternative zur Standardsprache ansehen. Verbreitet werden sie vor allem von der Potsdamer Professorin Heike Wiese. Sie nennt das rudimentäre Deutsch von Migranten, die hier geboren und aufgewachsen sind, denen aber die Schulen die Regeln, den Wortschatz und die Artikulation der Standardsprache nicht vermitteln konnten, „Kiezdeutsch“. 2012 veröffentlichte sie ein Buch, in dem sie für die Anerkennung dieses „Kiezdeutschs“ als „neuer Dialekt“ plädierte. Dafür wurde sie teilweise heftig kritisiert – mit wissenschaftlichen Argumenten, aber auch mit Polemik. 

			Sie antwortete auf die Kritik erwartbar mit dem Plastikwort rassistisch: „Sprache ist wohl einer der wenigen Bereiche, in dem man noch offen rassistisch sein kann.“ Offenbar dämmert es Heike Wiese keine Sekunde, dass der wahre Rassismus darin bestehen könnte, Jugendlichen mit türkischem oder arabischem Migrationshintergrund die Fähigkeit abzusprechen, korrektes Standarddeutsch zu lernen. 

			Die Professorin erklärt Sätze wie „Machst du rote Ampel?“ für „innovativ“ und schlägt vor, solche Konstruktionen, die auf Präpositionen und Artikel verzichten, gleichwertig neben schulgrammatisch korrekten Formulierungen zu akzeptieren Doch indem man Kiezdeutsch nicht mehr als das benennt, was es ist, nämlich ein restringierter Code mit geringem Wortschatz und geringen grammatischen Variationsmöglichkeiten, sondern es zu einem neuen Dialekt adelt, akzeptiert man stillschweigend die Bildungskatastrophe, die darin besteht, dass zu viele heute in den Schulen noch nicht einmal Deutsch auf gehobenem Grundschulniveau lernen. Man tröstet sich selbst und diese Verlierer einer verfehlten Einwanderungs- und Schulpolitik damit, dass man einerseits ihre Jargons wissenschaftlich aufwertet, andererseits ihnen mit immer leichteren Versionen des Deutschen die Illusion gibt, diese Sprache vielleicht doch zu beherrschen. Im Grunde ihres Herzens halten Wiese & Co offenbar Migranten für zu dumm und zu verweichlicht, um die Härte eines traditionellen Deutschunterrichts aushalten zu können. Sie erniedrigen sie damit ungewollt zu lustigen Zurückgebliebenen, auf die die Mehrheitsgesellschaft wohlwollend herabsieht. 

			„Kiezdeutsch“ ist in Wirklichkeit kein Dialekt, sondern ein Soziolekt, die Sprache einer bestimmten Schicht. Kreativ an ihr ist allenfalls, wie diese Schicht mit ihren grammatischen Defiziten spielerisch umgeht. Bundestagsabgeordnete, Professoren oder Architekten mit Migrationshintergrund kämen aber nie auf die Idee, ein breites Publikum in Kiezdeutsch anzusprechen. In diesen Kreisen ist man sich bewusst, dass man sich damit zu einer Witzfigur machen und sich dem Verdacht aussetzen würde, genauso restringiert zu denken, wie man spricht. Wieses These wird auch nicht wirklich dadurch gestützt, dass es mittlerweile auch Deutsche gibt, die „Kiezdeutsch“ reden. Denn diese gehören nur zwei Gruppen an: Einerseits gibt es Deutsche aus bildungsfernen Schichten, die sich sprachlich den Migrantenkindern, die auf ihrer Schule die Mehrheit bilden, angepasst haben und tatsächlich gar nicht anders reden können. Andererseits sind da diejenigen, die die Standardsprache durchaus beherrschen, aber gelegentlich aus Laune in den Kiez-Code wechseln. Doch dieses Code-Switching ist kein Beleg für dessen zunehmende Akzeptanz oder gar dafür, dass er die grammatisch korrekte Sprache verdrängt oder ersetzt. Biodeutsche Gymnasiasten oder Studenten imitieren den (echten oder vermeintlichen) Jargon migrantischer Altersgenossen, um billige Humorpunkte zu erzielen, vielleicht auch um ihre Eltern zu provozieren. Im Grunde ist das wie „Blackfacing“. So nennt man in Amerika die lange von Weißen verübte rassistische Humorpraxis, sich das Gesicht schwarz anzumalen, um über die Schwarzen und ihre kulturellen Besonderheiten zu spotten. Wenn Deutsche, die es besser können, „Kiezdeutsch“ reden, ist das oft „Turkfacing“ – man schminkt sich sprachlich als Türke.

			Ähnlich wie Wiese plädierte auch die Linguistin Diana Marossek dafür, die neue vereinfachte Varietät des Deutschen, die überwiegend von Migranten genutzt wird, zu akzeptieren. Sie nennt ihren Forschungsgegenstand allerdings lieber „Kurzdeutsch“. In ihrem Buch „„Kommst du Bahnhof oder hast du Auto? Warum wir reden, wie wir neuerdings reden“ gibt sie sogar an, diese Sprachform selbst zu nutzen. Die wesentlichen grammatischen Merkmale von „Kurzdeutsch“ sind ihr zufolge das Weglassen von Artikeln sowie die Kontraktionsvermeidung – also der Verzicht auf aus Präposition und Artikel zusammengezogene Bildungen wie ins, zum, beim, zur. Weitere Aspekte, die Marossek beschreibt, sind Modewörter aus dem Arabischen oder Türkischen wie yalla und lan, die Aussprache des im Türkischen nicht existierenden weichen ch-Lauts als sch („Isch mach disch Messer“), ritualisierte Beschimpfungen und endlos einsetzbare Formeln wie „Ich schwöre“.

			Für ihre Recherchen hat Marossek Gespräche in Schulen, aber auch in Durchgangsorten wie U-Bahnen, Behörden oder Supermärkten belauscht und aufgeschrieben. In der achten Klasse einer Realschule, wo gerade das Märchen „Von dem Fischer und seiner Frau“ gelesen wurde, notiert sie folgendes Gespräch: „Ali: Verstehst du Text, Mann? Marco: Klar, Mann, is doch leicht: Typ geht Wasser und is tot. Seine Alte is traurig. Ali: Aber wieso geht er denn Wasser? Hast du Essen? Marco: Nee, aber ich gehe dann Döner. Jenny: Haltet die Fresse, ich will Text lesen.“

			Den Leser, der Marosseks naiven Optimismus nicht teilt, überfällt Trostlosigkeit, wenn er an die Zukunft der Jugendlichen denkt, deren Sprache dort wiedergegeben wird. Es eröffnet sich ein Blick auf eine Welt voller Menschen, die anscheinend nicht nur nichts auf die Reihe kriegen, sondern denen Eltern und Lehrer offenbar nie vermitteln konnten, warum es überhaupt wichtig sein könnte, etwas auf die Reihe zu kriegen. Wer nur so sprechen kann, dem ist nicht bloß der gesellschaftliche Aufstieg verbaut, sondern auch jede Möglichkeit, auf höherem Niveau über sich und die Welt nachzudenken. 

			Zwar behauptet Marossek, auch in Büros würde mittlerweile Kurzdeutsch gesprochen. Aber das gilt doch wohl eher für die Büros von Schrotthändlern oder Pizzalieferanten – weniger für die eines Max-Planck-Instituts, eines medizinischen Uni-Instituts oder einer Großbank. Dort spricht man zwar auch häufig kaum noch korrektes Deutsch, aber man bedient sich nicht des Kurz- oder Kiezdeutschs, sondern gebraucht ein Sprachgemisch mit hohem Englisch-Anteil – wenn man nicht gleich ganz zum Englischen übergegangen ist.

		

	
		
			Baustelle 7: 
Vom Denglisch übers Englisch zum Globish

			Wir erinnern uns: Im Leitfaden für leichte Sprache wurde ausdrücklich davon abgeraten, aus dem Englischen importierte Ausdrücke wie Workshop zu gebrauchen, es sei denn, es handele sich um einfache, lange schon eingebürgerte Wörter wie Quiz. Hier hat man offenbar noch nicht vergessen, dass Anglizismen für viele Menschen ein Verständigungshindernis darstellen. Was eine Auskunft ist, erschließt sich auch dem schlichtesten Gemüt – was ein InfoPoint ist, kann manchem ein Rätsel sein. Beim Wechsel von einer Sprache in die andere verlieren die Wörter häufig auch an Konkretion – der Product Owner ist in modernen Hierarchien ein Titel für eine Charge, die weder das Produkt noch das Unternehmen noch irgendwas anderes besitzt, das mit ihrer Arbeit zu tun hat. 

			Solchen Verunkonkretisierungen stehen manchmal auch Einengungen der Bedeutung beim Transfer von einer Sprache in die andere gegenüber. Sie sind oft verantwortlich für pseudo-englische Ausdrücke, die es in dieser Bedeutung nur im Deutschen gibt: Public Viewing kann im Englischen auch „öffentliche Aufbahrung“ und vieles andere, bei dem etwas öffentlich präsentiert wird, bedeuten – die begrenzte Bedeutung „gemeinsames Fußballschauen auf der Straße“ ist unenglisch. Eine body bag ist auch ein Leichensack. Und ein street worker kann im Englischen auch eine Straßenprostituierte sein. Die im Deutschen bekannte Bedeutung „Sozialarbeiter, der auf der Straße und in der Nachbarschaft auf Jugendliche zugeht“ hat das Wort im Englischen allerdings auch. 

			Englische Ausdrücke werden auch in Politik, Wirtschaft oder Werbung genutzt, um zu verhüllen, was auf Deutsch möglicherweise nicht ganz so toll erscheinen würde. Pushback, das Unwort des Jahres 2021, klingt mehr nach Sport und weniger brutal als nach dem Vorgang, bei dem Asylsuchende schon an der Grenze abgewiesen werden, ohne überhaupt einen Antrag stellen zu können. Der Hairstylist will mehr sein als ein Friseur. Wer einen Facility Manager einstellt, will ihm das Gefühl geben, nicht einfach nur ein deutscher Hausmeister zu sein. In der Werbung geht es meist darum, mit einem Anglizismus einem banalen Produkt einen Anschein von Zeitgeistigkeit und Jugendfrische zu geben. Skin Care kann man auch schon Teenagern andrehen, die Hautcremes für ein Oma-Produkt halten. Was Großmutter noch Haushaltstipps nannte, heißt bei ihren Enkeln Life Hacks. Diese gehen auch nicht mehr ins Fitnessstudio, sondern nur noch ins Gym – letzteres übrigens ein schönes Beispiel für Anglizismenverschleiß. In der Zusammensetzung Fitnessstudio ist vermutlich gar nicht der zweite deutsch-lateinische Bestandteil das, was mittlerweile ranzig wirkt, sondern das um 1970 eingewanderte Wort Fitness. 

			Wenn Politik und Werbung sich gemeinsam etwas ganz Positives ausdenken, kommt das Deutschlandticket dabei raus – Deutschlandmonatskarte wäre irgendwie nicht so hip und fresh. Am Aufstieg des Wortes Ticket lassen sich besonders schön die Gezeiten der Fremdwortübernahme und -abstoßung zeigen: Im späten 19. Jahrhundert sorgte Reichspostmeister Heinrich von Stephan dafür, dass das bis dahin übliche, aus dem Französischen entlehnte Wort Billet als Fahrkarte eingedeutscht wurde. 150 Jahre später klingen die Ausdrücke Fahrkarte oder Fahrschein der Bahn, die sich seit ihrer Privatisierung ohnehin zu einem der fleißigsten Anglizismen-Benutzer entwickelt hat, zu altbacken. Dabei hat der Kunde – vor allem der besserverdienende und bessergebildete – längst begriffen: Je denglischer die Reklame, desto minderwertiger das Produkt.

			Apropos Denglisch: Der Erfinder dieses Wortes ist höchstwahrscheinlich Walter Heuer, der Chefkorrektor der Neuen Zürcher Zeitung. Am 12. Mai 1968 veröffentlichte er in der NZZ eine Sprachglosse mit dem Titel „Sprechen Sie Denglisch?“ Heuer war vor allem durch sein 1960 erschienenes Buch „Richtiges Deutsch“, das mindestens 30 Auflagen erlebte, zur nationalen Institution geworden. Seine Neuschöpfung war nach eigenem Bekunden inspiriert vom damals in Frankreich schon existierenden Wort franglais für ein französisch-englisches Sprachgemisch. Denglisch taucht dann in den Siebziger- und Achtzigerjahren immer mal wieder in sprachkritischen deutschen Texten auf – möglicherweise haben den naheliegenden Ausdruck nach Heuer auch andere Autoren noch einmal neu erfunden. Doch zum allseits bekannten, viel gebrauchten Schlagwort wurde Denglisch erst in den Neunzigern. Es wurde nun dringend benötigt. Denn in diesem Jahrzehnt intensivierte sich nicht nur der Anglizismengebrauch in der Wirtschaft – die Privatisierung von Bahn und Telekom brachte eine Vielzahl viel bespotteter Denglisch-Kreationen hervor –, sondern mit dem Verein Deutsche Sprache gab es erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg wieder eine mitgliederstarke Organisation, die gegen übermäßigen Fremdwortgebrauch kämpfte. Um totalen Purismus und die völlige Ausschaltung sämtlicher eingewanderter Wörter geht es den modernen Fremdwortkritikern dabei im Gegensatz zu früheren Zeiten nie.

			Für die meistens Menschen ist der Streit um Anglizismen keine politische Angelegenheit. Jedenfalls war er lange nichts dergleichen. Anglizismengebrauch ist selten gesellschaftstheoretisch motiviert, sondern spielt sich im vorpolitischen Raum ab. Doch es geht auch hier darum, Fortschrittlichkeit durch Sprache zu signalisieren. Deshalb scheint die Linke intuitiv zu wissen, dass auch der nicht-politische Anglizismen-Benutzer ein Verbündeter beim großen Sprachumbau und bei der Modernisierung des Deutschen ist. Kritik an Anglizismen gilt unter Linken deshalb bestenfalls als lächerlich, schlimmstenfalls als rechts. Wir haben es in den ersten Kapiteln dieses Buches gesehen: Wer den Schutz der deutschen Sprache fordert oder gar ein Sprachgesetz wie in Frankreich wünscht, steht unter Faschismusverdacht.

			Bei Wikipedia werden zwei emeritierte, ältere, eher linke Germanistikprofessoren zitiert, die uns versichern, dass der Anteil der Anglizismen am deutschen Wortschatz im minimalen Prozentbereich liege und es keinen Grund zur Sorge um die Zukunft der deutschen Sprache gebe. Eine jüngere Sprachwissenschaftlergruppe um den Anglisten Anatol Stefanowitsch veranstaltete von 2010 bis 2021 die Wahl zum „Anglizismus des Jahres“. Es war erklärtermaßen eine Aktion, die sprachpuristischen Tendenzen entgegenwirken sollte. Lange las man auf der mittlerweile nur noch rudimentär im Internet vorhandenen Seite der Jury den euphorischen Satz: „Wir mögen Fremdwörter nicht – wir lieben sie.“ Der Ton erinnert wohl nicht ganz zufällig an die Art und Weise, wie Linke und Grüne über Migranten reden, die unsere Kultur „bereichern“. So wie sich Kathrin Göring-Eckhardt angesichts der Flüchtlingswelle Mitte des vergangenen Jahrzehnts freute: „Wir kriegen jetzt plötzlich Menschen geschenkt", freuten sich die Jury-Mitglieder über Wörter, die wir geschenkt kriegen. 2015 wurde folgerichtig Refugees Welcome zum „Anglizismus des Jahres“ gekürt. 2014 war es der damals noch relativ unbekannte Begriff Blackfacing. Wäre die Aktion nicht 2021 mit der Wahl von boostern zum letzten Mal erfolgt, hätte wohl woke im Folgejahr gute Chancen gehabt.

			Blackfacing und woke sind beispielhaft für die Rolle, die Anglizismen beim Import neuer in Amerika entwickelter Weltanschauungen gespielt haben. Die ganzen linken Neo-Geisteswissenschaften und die Theorien, die sie hervorbringen, tragen bezeichnenderweise englische Namen: Gender Studies, Postcolonial Studies, Critical Race Theory, Critical Whiteness, Critical Masculinity. Schlüsselwörter der Identitätspolitik sind fast immer englisch, egal ob es sich um stolze Eigenbezeichnungen wie queer oder um Schmähbegriffe wie Terf (trans exclusive radical feminist – für Frauen, die geschminkte Männer mit Perücken nicht als „Frauen“ akzeptieren) handelt. Die schon erwähnte Abkürzung LGBTIQ+ steht für eine Aneinanderreihung englischer Wörter. Vermeintlich diskriminierende deutsche Begriff werden durch wörtlich gleichbedeutende englische Ausdrücke ersetzt: mixed race statt gemischtrassig, person of color statt Farbiger. Die europäische identitätspolitische Linke ist von den US-Universitäten so abhängig wie die traditionelle Linke von Moskau oder Peking. Kein Wunder, dass sie Angriffe auf Anglizismen als Attacke auf ihre Denkmodelle empfindet.

			Auf der anderen Seite des politischen Spektrums ist der Kapitalismus schon viel weiter gegangen: Er hat die deutsche Sprache gleich ganz abgeschafft. Dieselben Unternehmen, die ihre Mitarbeiter zwingen, nach außen zu gendern, haben auf ihren Führungsetagen oft längst Englisch als Kommunikationssprache eingeführt. Und zwar nicht nur bei Konferenzen innerhalb international verzweigter Firmen, sondern auch in Deutschland. Häufig wird das – beispielsweise in Banken oder IT-basierten Firmen – sogar in den mittleren und unteren Etagen praktiziert und mit der Internationalität des Personals begründet. Es kommt der deutschen Neigung zur Selbsterniedrigung entgegen. Man bückt sich gerne vor dem Englischen. In meinem eigenen Unternehmen kann ich in der Kantine mittags oft belauschen, wie in einer Runde, zu der vielleicht zwei oder drei Asiaten oder Osteuropäer gehören, die Mehrheit der deutschen Muttersprachler vor Stolz innerlich strahlt, weil sie eine Konversation in akzentfreiem, an amerikanischen Woke-Universitäten verfeinertem Englisch aufrechterhalten kann. Es ist wie an einem Hof des 18. Jahrhunderts: Deutsch ist nur noch für diejenigen, die nicht zur Elite im inneren Zirkel gehören – damals die Kammerdiener und Knechte, heute die Kunden. 

			Der Kapitalismus und seine Bedürfnisse nach austauschbaren, einer einzigen globalen Norm genügenden Funktionsträgern ist auch ein großer Förderer der Ent-Deutschung deutscher Bildungsstätten: 2023 lag die Zahl der englischsprachigen Studiengänge dort bei 1917 an rund 180 Universitäten und Hochschulen. 2008 betrug ihre Zahl noch 258, seitdem sind es kontinuierlich mehr geworden. Der sogenannte „Bologna-Prozess“, in dessen Rahmen seit den Neunzigerjahren europäische Studien und ihre Abschlüsse vereinheitlicht werden, hat zu einer Verenglischung der Universitäten und einer Vielzahl neuer englischer Titel für ihre Absolventen geführt. Nun sind sie nicht mehr Magister oder diplomiert, sondern Master oder Bachelor of Irgendwas oder haben einen anderen, vergleichbar mickymaushaft und billig klingenden Abschluss erworben. 

			Euphorisch vorangetrieben wurde der Bologna-Prozess von der linken und der kapitalistischen Expertokratie, die sich gleichermaßen am vermeintlichen Fortschritt berauschte und mit Plastikwörtern wie „Effizienz“, „Internationalisierung“, „Vergleichbarkeit“, „Harmonisierung“, „Qualitätssicherung“ oder „Employability“ die Politik überrumpelte. Herausgekommen ist am Ende so etwas wie ein gigantisches, länderübergreifendes Stuttgart 21 oder eine Rechtschreibreform der Hochschulpolitik. Etwas, das keiner mehr gut findet, das aber längst zu groß und unübersichtlich geworden ist, um es rückabzuwickeln. Vor zehn Jahren dämmerte es der Industrie, die diesen Prozess immer gefordert hatte, plötzlich, dass man mit dem an einer deutschen Universität erworbenen Titel „Diplom-Ingenieur“ ein international ehrfurchtgebietendes Gütesiegel zerstört hatte, das durch 1000 englische Voodoo-Titelchen nicht aufzuwiegen ist. Ähnlich angesehen ist global noch der Absolvent eines deutschen Medizinstudiums: Die Abschlussprüfung ist dort immer noch das Staatsexamen. Eigentlich war geplant, sie irgendwann durch Bachelor und Master zu ersetzen. Man darf davon ausgehen, dass es deutsche Universitäten damit nach dem „Dipl.-Ing.“-Desaster nicht mehr so eilig haben.

			Die Verenglischung des deutschen Wissenschaftsbetriebs ist aber trotzdem wohl kaum noch aufzuhalten. Auch dort, wo nicht auf Englisch gelehrt wird, wird immer mehr auf Englisch publiziert. Vor allem in naturwissenschaftlich-technischen Fächern, aber auch in der Medizin ist es fast schon Standard, wissenschaftliche Aufsätze und Bücher auf Englisch zu veröffentlichen. Es geht dabei nicht nur um den Jahrmarkt der Eitelkeiten, sondern auch um konkrete Märkte. Der Linguist Wolfgang Klein hat in einem melancholischen Text über die Lage von Deutsch als globale Wissenschaftssprache konstatiert, „dass die moderne Wissenschaft leider Gottes nicht nur im Erzeugen von Erkenntnissen besteht, sondern dass sie ein weltweiter Markt ist – ein Markt, auf dem es darauf ankommt, die echten oder vermeintlichen Erkenntnisse zu verbreiten.“ Deshalb betrug bereits 2018 der Anteil wissenschaftlicher Publikationen auf Englisch weltweit 90 Prozent, nur noch ein Prozent aller wissenschaftlichen Publikationen wurde auf Deutsch veröffentlicht. An dieser Verteilung dürfte sich seitdem wenig geändert haben – jedenfalls nicht zu Gunsten des Deutschen. 

			Die Tendenz hält schon länger an. Als die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften Mitte der Nullerjahre ihr neues „Digitales Wörterbuch der deutschen Sprache“ (DWDS) auf den Weg brachte, wurden einige führende Wissenschaftler gefragt, was für jedes Jahrzehnt des vergangenen Jahrhunderts die wichtigsten deutschsprachigen Werke in ihrem Fach seien. Diese Bücher sollten dann in die Datenbasis aufgenommen werden. Doch der Leiter des DWDS-Projekts, der erwähnte Wolfgang Klein, berichtet resigniert, viele hätten vermerkt, dass es auf ihrem Gebiet – sie waren alle Naturwissenschaftler – seit etwa 1980 eigentlich keine bedeutenden Veröffentlichungen auf Deutsch mehr gebe. Bereits 1986 hatte Hubert Markl, Präsident der Max-Planck-Gesellschaft und der Deutschen Forschungsgemeinschaft, in einem Aufsatz festgehalten: „Die Spitzenforschung spricht Englisch“. Wir erreichen in der Wissenschaft wieder Zustände wie in der frühen Neuzeit. Das erste gedruckte deutsche Buch erschien bekanntlich auf Latein: die 42-zeilige Gutenberg-Bibel von 1452/54. Das blieb 200 Jahre lang die Norm – zumindest in den Wissenschaften. Noch im ausgehenden 15. Jahrhundert erschienen 19 von 20 Büchern auf Latein, und erst 1680 waren hierzulande mehr deutschsprachige als lateinische Bücher im Handel.

			Nun tritt an die Stelle des Deutschen das Englische. Die Germanisten Katharina Dück und Albrecht Plewnia bekräftigten 2016, dass zumindest in den Naturwissenschaften Deutsch als Wissenschaftssprache global fast verdrängt worden sei – es sei wieder wie zu Zeiten von Gottfried Wilhelm Leibniz, dem der Kongress, auf dem sie ihr bitteres Resümee verkündeten, gewidmet war. Zwar hätte eine globale Lingua franca, wie es das Lateinische zu Leibniz‘ Zeit war und heute das Englische ist, durchaus Vorteile. Doch eben auch einen Preis. Beispielsweise für die nichtenglischen Muttersprachler, die sich die Sprache erst einmal aneignen müssten und darin nie so zu Hause wären wie Engländer oder Amerikaner: „Während Latein niemandes Muttersprache war und damit die Erwerbskosten im Prinzip gleich verteilt waren, haben heute diejenigen, die Englisch als Erstsprache haben und die vor allem – und das ist noch wichtiger – in der englischen Sprache alphabetisiert und literarisiert werden, einen uneinholbaren Vorteil. Es genügt nämlich nicht, Wortschatz und Grammatik zu beherrschen, sondern es gibt sehr tief liegende Strukturen und Traditionen des Formulierens, die für Anderssprachige kaum oder gar nicht erreichbar sind.“

			Die Wissenschaftler belegen diesen Vorteil damit, dass beim prestigeträchtigen EU-Förderungsprogramm „Starting Grants“ 2015 Großbritannien (damals noch in der EU) mit 62 Mitteleinwerbungen am erfolgreichsten war, das etwa gleich große Italien mit 22 Bewilligungen deutlich schlechter abschnitt und Osteuropa geradezu dramatisch unterrepräsentiert war. Sie führen das darauf zurück, dass die Anträge beim European Research Council grundsätzlich auf Englisch formuliert sein müssen. Nicht nur ist „die Sprache ein Spiegel des Verstandes“, wie Leibniz formuliert hat, sie kann auch ein Gefängnis sein.

			Wenn das stimmt, ist es kein Zufall, dass die Publikationen auf Englisch zum größten Teil reiner Erkenntnismüll sind – und das wissenschaftliche Publikum das im Grunde weiß. Die meisten Veröffentlichungen werden so gut wie nie ernsthaft gelesen. Wolfgang Klein schätzt den Anteil der Aufsätze, die nach einiger Zeit echolos in den Archiven verschwinden, auf bis zu 90 Prozent – genau wisse es niemand, sicher schwanke die Zahl auch von Fach zu Fach. Gerade diese Überproduktion von Mittelmaß fördert aber wiederum die Verwendung des Englischen. Klein zitiert eine amerikanische Spitzenforscherin, die ihm einmal gesagt habe: „Von zehn Aufsätzen, die auf meinem Schreibtisch landen, kann ich vielleicht zwei ernsthaft lesen, bevor die nächsten zehn eintreffen. Ein deutscher Aufsatz kostet mich ungefähr dreimal so viel Zeit wie ein englischer, wenn ich ihn wirklich verstehen will. Da muss er auch ungefähr dreimal so lohnend sein, sonst kann ich mir das nicht leisten.“ In der Hoffnung, von Kollegen wie dieser Wissenschaftlerin gelesen oder gehört zu werden, schreiben deutsche Forscher auf Englisch oder halten auf Kongressen englische Vorträge. Dafür nehmen sie die erwähnten Wettbewerbsnachteile gegenüber englischen Muttersprachlern in Kauf. Auch wer die heute üblichen Semester im englischsprachigen Ausland verbracht hat, wird nie die Sprachkompetenz eines Engländers oder Amerikaners erreichen. Wolfgang Klein hat beobachtet, wozu das führt: „Man braucht länger, um einen Aufsatz zu schreiben, das Ergebnis besticht weder durch Klarheit und Eleganz des Ausdrucks noch große Verständlichkeit, häufig sagt man nur so ungefähr, was man eigentlich sagen will, und manchmal sagt man etwas ganz anderes, als man im Sinn hatte, ohne es zu merken. Auf Tagungen und in Diskussionsrunden fällt man durch eine gewisse Holprigkeit auf, man reagiert plump und unsicher, und man versteht oft nur ungefähr, was andere sagen.“ 

			Die Schwierigkeiten sind in formelbasierten Wissenschaften wie der Mathematik gewiss nicht so groß wie in den Geisteswissenschaften. Aber gerade dort ist die Herrschaft des Englischen besonders ausgeprägt. Im Jahr 2015 waren sogar rund 95 Prozent der sozialwissenschaftlichen Publikationen in der Datenbank des „Web of Science“ englischsprachig. Man beginnt zu ahnen, dass der Siegeszug von Theorien, die an amerikanischen Universitäten entwickelt wurden und auf deutsche Verhältnisse keineswegs immer passen, auch etwas mit dieser Sprachdominanz zu tun haben könnte. 

			Diese führt auch zu einem Kontinuitätsbruch und einem Umschreiben der Wissenschaftsgeschichte. Die „toten weißen Männer“, die in den aktivistischen Wissenschaftstheorien schon seit drei Jahrzehnten verunglimpft werden, verschwinden aus einem ganz banalen Grund – zumindest, wenn sie auf Deutsch geschrieben haben. Noch einmal zitiere ich aus Kleins traurigem Abgesang auf die Wissenschaftssprache Deutsch: „Es gibt immer weniger englischsprachige Autoren, die noch Kant oder Hegel, Liebig oder Planck, Humboldt oder Grimm im Original lesen und zitieren, von den Autoren der zweiten Linie – und das sind jene, die die Wissenschaft letztlich tragen – ganz zu schweigen.“ In einem internationalen populärwissenschaftlichen Bestseller wie Steven Pinkers „Gewalt“ aus dem Jahre 2010 sind alle dort zitierten 1000 Werke auf Englisch, einschließlich weniger Übersetzungen.

			Der Wissenstransfer von Europa nach den USA funktioniert nicht mehr. Bereits nach dem Ersten Weltkrieg hielten immer weniger amerikanische Wissenschaftler es für nötig, Deutsch zu lernen – bis dahin eine der führenden Wissenschaftssprachen der Welt. Das führte in gewisser Hinsicht zu einer Provinzialisierung der US-Wissenschaft. 

			Denn eine derartige Einengung auf das Englische schließt nicht nur das Deutsche aus der wissenschaftlichen Kommunikation aus: Vor ein paar Jahren wurde in der Altphilologie und der Alten Geschichte in den USA und Großbritannien tatsächlich mal eine absurde Diskussion darüber geführt, ob man antike Quellen unbedingt im Original lesen können müsse. Sollte sich durchsetzen, dass künftig in den „Classics“ die Lektüre von Platon oder Caesar nur noch in Übersetzungen nötig ist, wird es in nicht allzu ferner Zeit wohl US-Studenten geben, die glauben, in der Antike hätten tatsächlich schon alle Englisch geredet. So wie die texanische Gouverneurin Miriam A. Ferguson zu Anfang des 20. Jahrhunderts die Einführung von spanischsprachigem Unterricht in ihrem Staat angeblich mit dem Argument abgelehnt haben soll: „Wenn Englisch gut genug für Jesus war, ist es für die Kinder von Texas auch gut genug.“

			Die wissenschaftliche Weltherrschaft des Englischen ist gewiss – im Gegensatz zu anderen Tendenzen und Sprachumbauprojekten, die in diesem Buch gemustert werden – nicht von linken Fortschrittsaposteln befeuert worden. Sie ist das Ergebnis von Marktzwängen und Kulturimperialismus. Eine ironische Pointe ist aber, dass die Anglisierung der Unis die Karriere linker Theorien aus Harvard und Princeton beschleunigt hat. In gewisser Weise sind Linke und Kapitalisten hier sogar Verbündete: Nation, Geschlecht, Heimat und Familie – all die Dinge, die die linken Theoretiker abschaffen wollen – sind auch dem Kapitalismus und seiner Sehnsucht nach totaler Flexibilität und Verfügbarkeit im Wege. Die Genderstreberei, mit der große Konzerne in ihrer Kommunikation auffallen und den Universitäten oder dem ÖRR nicht nachstehen, ist folgerichtig. 

			Gar nicht ironisch, sondern beängstigend ist, dass das alles auch Konsequenzen für die Teilhabe der Massen an wissenschaftlichen Erkenntnissen hat. Um ein letztes Mal Wolfgang Klein zu zitieren: „Die Forschung (…) lebt vor allem davon, dass das Wissen, das sie schafft, in die Breite wirkt. Wissenschaftliche Erkenntnisse sollen sich nicht nur unter Wissenschaftlern verbreiten, sondern sollen an die Schulen, an die Medien, an jene, die sie in die Praxis umsetzen, an die ganze Bevölkerung weitergegeben werden. Und wenn die bedeutenden Aufsätze und Bücher allesamt in einer Sprache verfasst sind, die von den meisten nur schlecht, wenn denn überhaupt beherrscht wird, dann wird dieser Zusammenhang vollkommen zerstört. Die große Masse bei uns wird von der Wissenschaft abgeschnitten, wie früher zu den Zeiten, als sie sich des Lateinischen bedient hat.“ 

			Die oft sinnentleerte Verwendung von aus den USA importierten Sozio- und Psychoschlagworten wie Gender, Mental Health, toxisch, Narrativ, Person of Color etc. beruht vielleicht auch darauf, dass die Theorien, aus denen sie kommen, nicht gelesen und vollständig verstanden werden können. Zwar sprechen heute mehr Menschen als je zuvor in Deutschland Englisch, aber es ist eben doch eher jenes global gebräuchliche wortschatzarme, grammatisch einfache und nuancenreduzierte Englisch, für das sich der Begriff Globish eingebürgert hat. Entdeckt und getauft worden ist Globish ausgerechnet von einem Franzosen. Der Amateurlinguist Jean-Paul Nerrière erkannte schon 1995, dass es „der weltweite Dialekt des dritten Jahrtausends“ werden würde. Dieses „entcoffeinierte“ Englisch kommt laut Nerrière mit 1500 Wörtern und fast ohne Grammatik aus und wird vor allem von Nicht-Muttersprachlern benutzt. Der Brite Robert McCrum berichtet in einem Buch, dem er stolz den Titel „Globish. How the English Language Became the World's Language“ gegeben hat, dass sich japanische und koreanische Geschäftsleute auf Globish viel besser miteinander unterhalten, als sie es jeweils mit einem britischen oder amerikanischen Muttersprachler könnten. Globish hat sich zunehmend auch zur Sprache linker Politik entwickelt. Nicht nur die Theoriebegriffe sind Englisch, sondern auch die Slogans und Etiketten. Bei „Fridays for Future“, „Pride“ oder „From the river to the sea“ macht sich niemand mehr die Mühe, sie in irgendeine Landessprache zu übersetzen. 

			Für die Linke ist Englisch mittlerweile eine Symbolsprache, mit der sie signalisiert, dass sie die verhasste Nation überwunden hat – es spielt dabei eine ähnliche Rolle wie das Russische und russische Lehnübersetzungen in der Kommunistischen Internationale oder den Staaten des Ostblocks. Auch darin ähneln sich rechts und links: Ihr Expertokratien sind global mobile Kasten. So wie Manager heute für ein deutsches Maschinenbauunternehmen und morgen für einen französischen Lifestylekonzern arbeiten können, sind auch die identitätspolitischen Eierköpf:innen mit Universitäten in fast jedem Land der westlichen Welt kompatibel. Beide sind sie süchtig nach immer neuen globishen „Buzzwords“ aus den Geschwätzmaschinen ihrer Theoriefabriken.

		

	
		
			Resümee: 
„Gerechte“ Sprache als Neusprech? 

			Den sieben Kapiteln über Baustellen des Sprachumbaus, die wir gemustert haben, hätten leicht noch zwei oder mehr hinzugefügt werden können. Über die Umbenennung von Straßen beispielsweise, deren alte Namen nicht nur deswegen inopportun werden, weil sie „diskriminierende“ Ausdrücke enthalten, sondern auch weil sie – wie Richard Wagner, Martin Luther und ein paar Dutzend andere – nicht den Moralvorstellungen fortschrittlicher Betschwestern entsprechen. Über die Tatsache, dass man mittlerweile auch von Institutionen und Konzernen ungefragt geduzt wird und das Sie nun auch im offiziellen Verkehr der Nivellierung geopfert werden soll. Über die ernstgemeinte Forderung im Jahre 2021, das schleswig-holsteinische Dorf Negernbötel umzubenennen. Über die Kita in Bautzen, die 2024 den Namen „Benjamin Blümchen“ ablegte, weil – so die Begründung – „der bequeme, Zuckerstücke vernichtende Elefant nicht mehr vereinbar mit der Konzeption“ der Einrichtung und unzeitgemäß sei. Nicht mehr vereinbar mit der Konzeption der jeweiligen Einrichtung waren auch Ernst Moritz Arndt und Kaiser Wilhelm II. als Namensgeber der Universitäten in Greifswald und Münster. 

			Vereinbar mit der Konzeption der modernen Gesellschaft ist aber eine immer offenere und damit schwammigere Definition der Sprechakte, die von der EU als „Hetze“ und „Hasskriminalität“ definiert werden. Anfang 2024 gab es einen Vorstoß des Parlaments in Straßburg, das die Mitgliedsländer aufforderte, die entsprechenden Regelungen europaweit zu verschärfen. Dabei gäbe es Grund zum Misstrauen vor allem gegenüber dem Begriff „Hetze“, der sowohl im Propagandawortschatz der Nazis als auch in dem der DDR eine wichtige Rolle spielte. Im NS-Staat wurde als „Hetze“ die Propaganda von politischen Gegnern, Kritikern der Judenverfolgung und der Feinde im Krieg bezeichnet. Propaganda konnte man es nicht nennen, weil dieser Begriff im Dritten Reich nur positiv gebraucht werden sollte – man hatte ja dafür sogar ein eigenes Ministerium eingerichtet. Die erste Verfassung der DDR hatte 1949 im Artikel 6 „Kriegs- und Boykotthetze“ zu einem Verbrechen erklärt. Diese Passage wurde sogar zur Verhängung der Todesstrafe herangezogen. Später trat an die Stelle der alten Begriffe im Strafgesetzparagraphen 106 die Formulierung „staatsfeindliche Hetze“ als Bezeichnung eines Tatbestandes, der mit bis zu 10 Jahren Haft geahndet werden konnte. Beängstigend ähnlich klingt der Begriff „Delegitimierung des Staates“, den der Verfassungsschutz seit 2021 als Bezeichnung für einen neuen „verfassungsschutzrelevanten“ Phänomenbereich geschaffen hat.

			Diese Sprachlenkungsmaßnahmen auf so vielen Eben erinnern belesene Zeitgenossen nicht nur an das, was die beiden diktatorischen Regime auf deutschem Boden im 20. Jahrhundert getan haben, um Sprache zum Instrument ihrer Ideologien zu machen, sondern auch an ein fiktives Sprachregime: den totalitären Staat Ozeanien mit seinem „Neusprech“, den George Orwell in seinem Roman „1984“ geschildert hat. Bei uns wird die korrekte Sprache nicht mit Gewalt durchgesetzt, niemandem wird von der herrschenden Kaste ein Rattenkäfig über den Kopf gestülpt, wenn er gegen die Regeln verstößt. Und doch scheint es manchmal, als lebten wir in einem sanfteren Ozeanien. Die totale Überwachung muss uns gar nicht aufgezwungen werden, denn wir bitten Siri, Alexa, Meta und Google selbst in unser Leben und finden längst nichts mehr dabei, dass sie uns ausspionieren. Und so wie die Partei von Winston Smith in „1984“ verlangte, dass er fünf statt der realen vier Finger sieht, wenn sie es verlangt, wird von uns erwartet, einen bärtigen Penisträger für eine Frau zu halten, wenn das Gesetz es vorschreibt, und so die Absurdität zu umarmen.

			Als George Orwell im Jahre 1948 seine düstere Zukunftsvision beendete, hatte er zwei diktatorische Regime vor Augen, die das Denken durch Sprachlenkung beeinflussen wollten. Sowohl bei den Nationalsozialisten als auch im Kommunismus ging man deutlich über einfache Sprachregelungen, die es in der frühen Moderne schon länger gab, hinaus. Der Zugriff auf die Sprache war totaler. Man wollte nicht nur einzelne unerwünschte Begriffe unterdrücken, sondern mit der Veränderung der Sprache auch ein neues Denken etablieren. In Deutschland hatte Propagandaminister Goebbels schon im März 1933 als Staatsziel die Devise ausgegeben: „Das Volk soll anfangen, einheitlich zu denken, einheitlich zu reagieren.“ Mittel zur Durchsetzung dieses einheitlichen Denkens war das einheitliche Reden. Seit 1933 wurde Gymnasiasten in der Schule nicht nur die NS-Ideologie, sondern auch der korrekte Gebrauch der Terminologie beigebracht. Handreichungen für Lehrer und andere Spracherzieher waren von NS-Funktionären verfasste Wörterbücher wie „Politisches ABC des neuen Reiches“ von Carl Haensel und Richard Strahl, „Das ABC des Nationalsozialismus“ von Curt Rosten oder das „Taschenwörterbuch des Nationalsozialismus“ von Hans Wagner. Auf den täglichen geheimen Vormittagskonferenzen in Goebbels‘ Ministerium wurde dann der aktuelle Sprachgebrauch auch kurzfristig festgelegt. Beispielsweise entschied Goebbels, dass die Ereignisse in der Nacht vom 9. auf den 10. November, für die sich im Volk bald der Begriff „Reichskristallnacht“ einbürgerte, nur „Aktionen gegen die Juden“ genannt werden sollte.

			Diese Maßnahmen konnte Orwell 1948 bestenfalls oberflächlich kennen. Victor Klemperers „LTI“ war zwar ein Jahr zuvor erschienen, gehörte aber sicher nicht zu den Büchern, die sofort in Großbritannien zur Kenntnis genommen wurden. Doch immerhin hatten der irische Journalist Frank Dowling und der vor Hitler geflohene geniale deutsche Illustrator Walter Trier (er entwarf u. a. den ikonischen Umschlag für Erich Kästners Buch „Emil und die Detektive“ mit dem Jungen hinter der Litfaßsäule) schon 1942 in England ein Buch mit dem Titel „Nazi-German“ veröffentlicht, in dem Nazi-Phrasen und Nazi-Begriffe wie Plutokrat für Nicht-Muttersprachler erklärt wurden.

			Viel besser kannte Orwell allerdings die Begrifflichkeit und die Sprachlenkungsbemühungen des stalinistischen Kommunismus. Mit dessen totalitärem und todbringenden Anspruch, im Besitz der absoluten Wahrheit zu sein, hatte der Brite als Freiwilliger im Spanischen Bürgerkrieg Bekanntschaft gemacht. Dort schloss sich Orwell der Miliz der trotzkistisch-anarchistischen Partei Partido Obrero de Unificación Marxista (POUM) an, die von den moskautreuen Kommunisten genauso gehasst wurde wie Francos Faschisten – und oft sogar noch intensiver bekämpft. Die marxistische Denkmethode der Dialektik – genauer gesagt: ihre stalinistische Variante – wird im Roman „1984“ als „doublethink“ (in deutschen Übersetzungen: „Zwiedenken“ oder „Doppeldenk“) parodiert. Dessen Sinnsprüche „„Krieg ist Frieden“, „Freiheit ist Sklaverei“ und „Unwissenheit ist Stärke“ werden den Menschen dauernd eingehämmert. Trotzdem sind seine ständig wechselnden „Wahrheiten“ oft selbst mit fortgeschrittener Gehirnwäsche kaum zu verinnerlichen und überfordern sogar opportunistische Parteianhänger.

			Um auch nur eine rein gedankliche Flucht aus dem Gefängnis des Stalinismus unmöglich zu machen, arbeiteten die Kommunisten ähnlich an der Veränderung der Sprache, wie es die Nazis getan hatten. Keinem geringeren als Victor Klemperer fiel das auf, und er prägte für das offizielle Deutsch, dass sich im kommunistischen Machtbereich nach 1945 etablierte, den Ausdruck „Lingua Quarti Imperii“ (LQI) also „Sprache des Vierten Reiches“ in Anlehnung an seinen Buchtitel „LTI“, der für „Lingua Tertii Imperii“ stand. Schon am 27. Juni 1945 notierte er in seinem Tagebuch: „Ich muss allmählich anfangen, systematisch auf die Sprache des vierten Reiches zu achten. Sie scheint mir manchmal weniger von der des dritten unterschieden als etwa das Dresdner Sächsische vom Leipziger. Wenn etwa Marschall Stalin der Größte der derzeit Lebenden ist, der geniale Stratege usw.“ Diese Aufzeichnung erfolgte vier Jahre vor der Gründung der DDR, aber sie passt natürlich auch für die Sprache im kommunistischen deutschen Staat. Der Druck, so zu reden, war in der stalinistischen Frühphase besonders groß, aber eine Gedankennormung durch Sprachnormung blieb bis zum Ende das Ziel der herrschenden SED. Die Linguistin Ulla Fix beschreibt die Methode der Sprachlenkungen so, dass weniger direkte Wortvorschriften erlassen wurden, aber falscher Sprachgebrauch geahndet wurde. Noch 1988 wurde ein Journalist der Neuen Berliner Illustrierten (NBI) entlassen, weil er die Revolutionäre des November 1918 als „verlorener Haufen“ bezeichnet hatte. Orientieren über den korrekten Sprachgebrauch konnte sich der DDR-Bürger in den offiziellen Geschichtsbüchern, im „Kleinen Wörterbuch der marxistisch-leninistischen Philosophie“, aber natürlich auch in ganz unpolitischen Nachschlagewerken. Das ging so weit, dass im „Wörterbuch der Gegenwartssprache“ (WDG), dem umfangreichsten wissenschaftlichen Wörterbuchprojekt der DDR, das auch im Westen geschätzt wurde, bei Neuauflagen die Wortdefinitionen im Sinne des Sozialismus verändert wurden. Oft wurde zwischen einer kapitalistischen und einer sozialistischen Bedeutung unterschieden. Manche Dinge gab es laut Wörterbuchdefinition auch nur im Westen. Beispielsweise Militarismus. Der wird im WDG so definiert: „Herrschafts- und Organisationssystem der Klassengesellschaft, das der Anwendung militärischer Gewalt die Hauptrolle in der Politik zuweist und alle Bereiche des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens der aggressiven Politik der reaktionärsten Schichten der herrschenden Klasse unterordnet.“ Wie diese offizielle Sprache mit ihren Wörtern und Floskeln den öffentlichen Diskurs prägte, beschreibt Ulla Fix rückblickend so: „Wer es erlebt hat, weiß: Alles klang gleich, öffentlich sagten alle dasselbe mit denselben Worten.“

			Orwell hat in „1984“ einen solchen Umbau der Sprache zum Gedankengefängnis in letzter Konsequenz ausgemalt. Was er beschreibt, übertrifft alles, was Nationalsozialismus und Kommunismus auf dem Gebiet der Sprachlenkungen je erreicht haben. Er nennt das neue Englisch, das im Reich des Großen Bruders (so der Titel des allmächtigen Diktators von Ozeanien) verbindlich ist, „Newspeak“. In der ersten Orwell-Übersetzung von Kurt Wagenseil 1951 wurde der englische Begriff mit „Neusprache“ übersetzt. Allerdings gab ihn schon der „Spiegel“-Korrespondent, der 1949 über das Erscheinen des Buches aus London berichtete, mit „Neusprech“ wieder. Diese Übersetzung hat sich mittlerweile etabliert. Sie entspricht auch eher Orwells Beschreibung der neugebildeten Wörter im Newspeak, die aus einsilbigen unflektierten Wörtern zusammengesetzt sind. Jenseits von Orwell hat Neusprech in den vergangenen 30 Jahren eine ganz andere Karriere gemacht. Es wurde zum polemischen Schimpfwort für alle Arten von politisch korrekter Sprache. Überschneidungen zwischen Orwells Romanwelt und der Wirklichkeit gibt es durchaus. Beispielsweise durchsucht man auch im Deutschland des frühen dritten Jahrtausends alte Bücher nach nicht mehr opportunen Passagen, um sie umzuschreiben – so wie es die Geschichtsfälscher im Auftrag des Großen Bruders in „1984“ taten. Jüngstes Beispiel war eine stark im Sinne des korrekten Zeitgeists veränderte Ausgabe von Michael Endes Kinderbuch „Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer“. Die Änderungen, die der Thienemann-Esslinger Verlag im März 2024 bekannt gab, betreffen nicht mehr nur einzelne marginale Wörter – wie 2011, als der Verlag Oetinger den „Negerkönig“ bei Pippi Langstrumpf zum „Südseekönig“ umdeutete, oder 2013, als in Otfried Preußlers „Die kleine Hexe“ (ebenfalls bei Thienemann-Esslinger) aus den „Negerlein“ in einer Faschingsszene „Messerwerfer“ wurden. Sie sind vielmehr vielfältig und greifen in die poetische Struktur des Buches ein. So trägt beispielsweise die Streichung des Wortes „reinrassig“ in Bezug auf den Drachen Nepomuk an mehreren Stellen zur Ent-Historisierung eines Buches bei, das 1960 kaum verhüllt den gerade 15 Jahre zurückliegenden Nationalsozialismus und seine Rassenlehre spiegelte. Dabei ist Michael Ende dieses Wort ja keineswegs aus Gedankenlosigkeit unterlaufen, sondern er hat hier sehr gezielt einen Begriff gebraucht, der in der NS-Rassenhierarchie über Tod und Leben entscheiden konnte. Der Halbdrache wird von den rassestolzen Ganzdrachen ausgeschlossen, weil seine Mutter ein Nilpferd war – so wie „Mischlinge“ im Nazi-Reich als minderwertig abgestempelt wurden.

			Aber sind solche Änderungen schon Neusprech im Sinne von Orwell? Sind die in diesem Buch beschriebenen Umbaustellen, auf denen unser Deutsch im Namen des Fortschritts verändert werden soll, tatsächlich so etwas Ähnliches wie der totale und totalitäre Angriff des Großen Bruders auf die Sprache? Um das herauszufinden, lohnt es sich, Orwells Beschreibung des Neusprechs einmal genau und systematisch anzusehen.

			Eher zum Lachen ist, dass eine der kuriosesten Methoden des Orwellschen Neusprech als Euphemismus in die Sprache der Mode und der Werbung Einzug gehalten hat. In der Sprache Ozeaniens sind bekanntlich die normalen grammatischen Steigerungsformen der Adjektive abgeschafft worden. Den Komparativ drückt man stattdessen dadurch aus, dass man die Vorsilbe plus vor das Adjektiv setzt. Und wenn etwas eine Eigenschaft im höchsten Maße hat, wird das durch das Wortbildungselement doppelplus ausgedrückt. Der Inbegriff der Schlechtigkeit ist doppelplusungut. Man braucht keine besonders sarkastische Phantasie, um darin eine Ähnlichkeit zu einem Wort wie Plus Size Model (für ein übergewichtiges Fotomodell) zu erkennen. Auch eine Neuschöpfung wie bodypositiv (ebenfalls ein Euphemismus für dick) wurde nach einem ganz ähnlichen Muster mit einem mathematisch neutral klingenden Wortbildungselement geprägt.

			Orwell beschreibt den Zweck des Neusprech so: Er „bestand nicht nur darin, ein Ausdrucksmedium für die Weltanschauung und die geistigen Gepflogenheiten der Anhänger des Engsoz bereitzustellen, sondern insbesondere alle anderen gedanklichen Formen unmöglich zu machen.“ Ein Gedanke, der von den Prinzipien des Engsoz abwich, sollte „buchstäblich undenkbar“ sein, „zumindest insofern, als das Denken von Wörtern abhängt.“ Zu diesem Zwecke wurden nicht nur neue Wörter erfunden, sondern vor allem alte Wörter ausgelöscht und der Wortschatz total reduziert: „Kein Wort, das entbehrlich war, durfte überleben. Neusprech war konzipiert, um die gedankliche Vielfalt nicht zu erweitern, sondern zu verkleinern (Hervorhebung von Orwell).“ Das erinnert an den Plan heutiger Sprachumbauer, man müsse die „Reproduktion“ von ungerechten Wörtern wie Neger oder Zigeuner stoppen, indem man sie nicht einmal mehr in historischen Zitaten oder alten Büchern zulässt. 

			In manchen Punkten sind die Spracharchitekten in unserer Wirklichkeit sogar radikaler als die von Ozeanien. Während in Orwells Phantasiestaat ein Wort wie frei immerhin weiter existieren kann, nachdem man es von seinem unerwünschten Sinn befreit und auf harmlose Bedeutungen wie „frei von Flöhen“, „frei von Unkraut“ eingeengt hatte, genügt heute die bloße äußere Ähnlichkeit des Ortsnamens Negernbötel mit dem Wort Neger, um ihn zur Löschung reif zu machen – dabei geht der Bestandteil Negern im Namen des Dorfes auf eine alte mundartliche Form von näher zurück und bezeichnet bloß das nähere Bötel (plattdeutsch für „Wohnstätte).

			Auch auf dem Gebiet der Grammatik gibt es Ähnlichkeiten zwischen „1984“ und dem neuen Korrektheitsjargon. Orwell schreibt, eine der Eigenschaften der Neusprech-Grammatik sei „eine fast vollständige Austauschbarkeit verschiedener Wortarten“. Erste Schritte in diese Richtung finden heute auch statt: Die Herauslösung des substantivischen Trans- im zusammengesetzten Wort Transpersonen und seine Umwandlung in ein indeklinables Adjektiv beim erwünschten Terminus trans Personen geht in diese Richtung. Was Orwell nicht exakt voraussagen konnte, sind Gendersprache und Neo-Pronomen, aber auch sie sind insofern schon in seiner Vision eingeschlossen, weil er als einer der ersten ausmalte, dass politisch gewollter Sprachumbau nicht nur den Wortschatz betrifft, sondern in die Struktur der Sprache eingreift.

			Erhellend ist auch Orwells Unterscheidung von A-, B- und C-Wortschatz. Der A-Wortschatz umfasst im ozeanischen Neusprech den alltäglichen Basiswortschatz, Wörter wie schlagen, rennen, Hund, Baum, Zucker, Haus, Feld. Allerdings ist die Zahl dieser Wörter extrem verkleinert, und ihre Doppeldeutigkeiten sind ausradiert. Das B-Vokabular sind Wörter, die dazu bestimmt sind, „der Person, die sie gebrauchte, eine wünschenswerte Geisteshaltung aufzuerlegen. Ohne ein umfassendes Verständnis der Prinzipien von Engsoz war es schwierig, diese Wörter korrekt zu verwenden.“ Das klingt wie eine Beschreibung der Schwierigkeiten, die viele Menschen gegenwärtig mit dem Bemühen um „gerechten“ und „nicht-diskrimierenden“ Sprachgebrauch haben. Orwellesk ausgedrückt kann man sagen: Die Zahl der unverdächtigen Wörter, die zum A-Vokabular gehören, wird gegenwärtig ständig reduziert, und sie werden durch Neuprägungen und Chiffren aus dem B-Vokabular ersetzt: behindert durch versehrt, dick durch mehrgewichtig, Frau durch Menstruierende, verhaltensgestört durch neurodivers und immer so weiter. Es geht bei diesen Wörtern auch oft weniger darum, anderen „eine wünschenswerte Geisteshaltung aufzuerlegen“, sondern vor allem will der Sprecher durch eigenen Gebrauch zeigen, dass er selbst im Vollbesitz dieser Geisteshaltung ist und es deshalb riskant sein könnte, ihm zu widersprechen.

			Orwell schreibt über die Wörter aus dem B-Vokabular, sie seien „eine Art Kurzschrift, weil oft ganze Reihen von Ideen in nur einige Silben gepackt“ werden. Er beschreibt das beispielsweise an einem Wort wie Altdenk, das alle Arten des im Engsoz unerwünschten Denkens umfasst. Es ist der Bestandteil Alt-, der hier „unauflöslich mit der Vorstellung von Schlechtigkeit und Dekadenz verknüpft ist“. Ganz ähnlich fungiert das Adjektiv alt gegenwärtig in der Bezeichnung alter weißer Mann, wo es ja wesentlich mehr ist als nur eine Beschreibung des biologischen Alters, sondern auch eine Steckbriefmarkierung, die den so bezeichneten bestenfalls der Lächerlichkeit und dem Ignoriertwerden, schlimmstenfalls der Abschaffung preisgibt. Bei Orwell würde das Wort allerdings vermutlich Altweißer lauten.

			Der Brite hat auch schon beschrieben, was Uwe Pörksen dann bei den Plastikwörtern in den Achtzigerjahren analysiert hat und was genauso für die großen Plastikwörter der Gegenwart gilt: Rassismus, Kolonialismus, Diskriminierung etc. In „1984“ heißt es über den Zentralwortschatz des B-Vokabulars: „Diese Wörter, von denen es notwendigerweise nur wenige gibt, wurden in ihrer Bedeutung ausgedehnt, bis sie in sich ganze Batterien von Wörtern enthielten, die, da sie hinreichend von einem einzigen umfassenden Terminus abgedeckt waren, nun entfernt und vergessen werden konnten.“

			Das trifft besonders auf die Abkürzungen zu, von denen es im Neusprech Ozeaniens genauso viele gibt wie in der „gerechten“ Sprache unsere Gegenwart. Abkürzungen sind ein Phänomen der Moderne und waren insbesondere ein Fetisch der sich modern gebenden totalitären Bewegungen des frühen 20. Jahrhunderts: Gestapo, Komintern, Agitprop, Stuka. Den Schöpfern des Neusprech schreibt Orwell zu, dass Abkürzungen von ihnen mit einer bewussten Zweckrichtung benutzt wurden: „Man erkannte nämlich, dass man, wenn ein Name in dieser Weise abgekürzt wurde, seine Bedeutung einschränkte und auf subtile Weise veränderte; dadurch wurden die meisten Assoziationen, die sich sonst mit ihm verknüpfen würden, entfernt.“ Die Wörter Kommunistische Internationale rufen das Bild einer universellen Bruderschaft unter roten Fahnen hervor, das Wort Komintern lässt nur an eine Organisation denken. Während man bei Kommunistische Internationale zumindest einen Augenblick nachdenken muss, ist Komintern ein Wort, das man äußern kann, ohne darüber nachzudenken. Diese Passage über Abkürzungen ist aus heutiger Sicht eine der gespenstischsten von Orwells Neusprech-Beschreibung, denn der gleiche vernebelnde Effekt, den er am Beispiel von Komintern/Kommunistische Internationale beschreibt, stellt sich in der Realität bei Abkürzungswörtern wie BIpoc, #metoo oder BLM ein, die zum Kernwortschatz der gegenwärtigen Anti-„Diskriminierungs“-Bewegungen gehören. Auch sie beziehen ihre ideologische Färbung nicht aus ihrer Bedeutung, sondern aus ihrer Struktur. Wer denkt, wenn er das Schimpfwort TERF benutzt, noch daran, dass es eine Abkürzung für Trans-Exclusionary Radical Feminist ist? Wer kann schon aufzählen, für welche Gruppen die einzelnen Buchstaben von LGBTQIA+ oder FLINTA stehen?

			Ebenfalls auf gruselige Weise bekannt kommt einem gegenwärtigen Leser vor, was Orwell über den Doppelsinn mancher Wörter aus dem B-Vokabular des Neusprech schreibt: „Sie hatten die Konnotation ,gut‘, wenn sie sich auf die Partei bezogen und ,schlecht‘ in Bezug auf ihre Feinde.“ Die seltsam verlogene Bewertung des Wortes Sprachpolizei bei Linken ist ein Beispiel für ähnliche doppelte Standards in der Jetztzeit. Verwandt mit dieser Methode ist der Gebrauch des Wortes Hetze, das bei ihnen ausschließlich auf Reden von Rechten bezogen wird. Linke Hetze ist für sie undenkbar und unsagbar.

			Das Ergebnis all dieser Grammatikveränderungen, Wortverbote, Neuprägungen und Sinnverschiebungen ist in der realen Gegenwart das gleiche wie in Orwells Dystopie: Viele Sätze des jetzigen „gerechten“ Neusprechs (und erst recht ganze Texte) sind für Leser außerhalb des Ideologiezirkels, der diese linguistischen Umbauten durchgesetzt hat, kaum verständlich. Aber selbst diese Insider lesen komplett gegenderte und mit nicht-diskriminierendem Wortschatz inklusive Neopronomen durchsetzte Texte nur schwer. Mit dem Deutsch, das in den vergangenen 1200 Jahren als Ergebnis von Zigmillionen individuellen Sprecherentscheidungen auf wahrhaft basisdemokratische Weise entstanden ist, hat diese abstoßende, einschüchternde oder befremdliche Sprache jedenfalls nichts mehr zu tun.

			Trotzdem gilt: So erhellend Vergleiche mit Orwell, der DDR und dem NS-Sprachregime sein mögen – wir leben nicht in einer Sprachdiktatur. Niemand foltert uns – außer mit schlechtem Deutsch. Wir stehen nicht unter der Fuchtel eines einzigen Großen Bruders, sondern werden nur gegängelt von einem Heer kleiner besserwisserischer Brüderchen, Schwesterchen und anderer nonbinärer Geschwister. Anders als Winston Smith unter seinem Rattenkäfigfolterhelm können wir uns entscheiden, welcher Seite im gegenwärtigen Sprachkampf wir angehören wollen.

			Wie wir im historischen Teil dieses Buches gesehen haben, unterschied sich Sprachumbau früher grundsätzlich vom Sprachumbau heute. Der alte Sprachumbau von Luther über Opitz, Gottsched und Adelung bis hin zu den Sprachforschern des 19. Jahrhunderts, die große Wörterbücher der Sonder- und Fachsprachen oder Dialekte verfassten, hatte fundamental andere Ziele als die Projekte der neuen Sprachumbauer. Es ging nicht um die Veränderung einer funktionierenden Sprache aus politischen Gründen; es ging um die Schaffung einer Sprache, wo vorher keine vorhanden war. Es war ein nationales Anliegen. Man empfand völlig zurecht, dass das Deutsche an Ausdrucksfähigkeit und Differenziertheit, im Wortschatz und in der grammatischen Festigkeit, auf deren festem Boden erst poetische Varianz so recht gedeihen kann, hinter den weiter entwickelten Sprachen Italiens, Englands, Frankreichs und auch dem Lateinischen zurück war. Man wollte den Reichtum seiner Ausdrucksmöglichkeiten vergrößern, nicht beschränken. Das gilt auch für die Fremdwortjäger und Puristen, die dem Deutschen viele heute gebräuchliche Wörter geschenkt haben, um damit – wie sie es empfanden –„aufgedrungene“ Ausdrücke zu ersetzen. War ein Wort dagegen als althergebrachtes Deutsch anerkannt, war es geheiligt – auch wenn es anstößig war. Deshalb fand man es absurd, Wörter aus moralischen Gründen komplett aus dem Wortschatz zu streichen – diese Ansicht einte Goethe, der in seiner für einen kleinen Kreis geplanten Farce „Hanswursts Hochzeit“ obszöne Ausdrücke wie vögeln, Arsch und Fotze gebrauchte, und Jacob Grimm, der schrieb: „Die sprache überhaupt in eine erhabene, edle, trauliche, niedrige und pöbelhafte zu unterscheiden taugt nicht.“

			Man wollte die Standardsprache aus Dialekten, Fachsprachen, Sondersprachen und der Dichtung um Wörter vermehren. Vor allem aber: Man liebte die deutsche Sprache und das Land, das kein Staat war, in dem sie gesprochen wurde, aber man hasste sie nicht.

			Im Gegensatz dazu betrachten „fortschrittliche“ Sprachkritiker heute das Deutsche als eine böse Struktur wie das Patriarchat oder die Heteronormativität – ein riesiges Hindernis für Inklusion, Emanzipation und antirassistische Deprogrammierung, das radikal umgebaut werden muss. Und obendrein ist es hässlich. 

			Dagegen lieben bewahrende Kritiker ihre Muttersprache und wollen sie behalten, wie sie ist. Das lässt sie manchmal etwas helikopterhaft auf Fremdwörter und organischen Sprachwandel reagieren. Man muss sie gelegentlich in den Arm nehmen und ihnen begütigend erklären, dass nicht jedes verschwundene zweite S im Wort Tschüs oder das gestrichene Komma zwischen mit und verbundenen Hauptsätzen schnurstracks zum Finis Germaniae führt. Aber ihr affektives Verhältnis zur deutschen Sprache, das mit Liebe zur Heimat einhergeht, macht sie nicht automatisch zu rechtsradikalen Demokratiefeinden. Nicht sie haben den großen Sprachkampf vom Zaun gebrochen, sondern die Angreifer sind eine merkwürdige Allianz aus linken, grünen und kapitalistischen Fortschrittshysterikern. Es kann sein, dass letztere siegen und auch noch das Deutsche zerstören – wie sie schon so vieles andere zerstört haben. Aber egal, wie der Kampf ausgeht: Es ist ehrenvoller und beglückender, mit Heinrich Heine auf der Seite derjenigen zu sein, die von der deutschen Sprache geküsst wurden, als im trostlosen Lager derer, denen niemals ein romantisches Verhältnis zu ihr gewährt wurde und die sie deshalb hassen.
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